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Hamburg zieht Bilanz



AKTIVA Einzelabschluss
in Mio. Euro  

Konzernabschluss
in Mio. Euro

Aufwendungen für die Ingangsetzung des Geschäftsbetriebs –  3

A. Anlagevermögen 43.945  54.886

 I. Immaterielle Vermögensgegenstände 3.931  5.320

 II. Sachanlagen 31.887  46.026

 III. Finanzanlagen 8.127  3.540

B. Umlaufvermögen 3.508  9.491

 I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke und Vorräte 62  638

 II. Forderungen und Sonstige Vermögensgegenstände 1.786  6.344

 III. Wertpapiere des Umlaufvermögens –  2

 IV.  Kassenbestand, Bundesbankguthaben, 
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks 1.660  2.507

C. Rechnungsabgrenzungsposten 327  332

D. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 1.205  131

BILANZSUMME 48.985  64.843

PASSIVA Einzelabschluss
in Mio. Euro  

Konzernabschluss
in Mio. Euro

A. Eigenkapital –  –

B. Sonderposten 1.552  1.935

 I. Sonderposten für Investitionszuwendungen 1.347  1.661

 II. Sonderposten für Beiträge und Gebühren 202  202

 III. Sonstige Sonderposten 3  72

C. Rückstellungen 20.880  23.487

 I. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 18.706  20.835

 II.  Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen 41  80

 III. Sonstige Rückstellungen 2.133  2.572

D. Verbindlichkeiten 26.418  39.186

E. Rechnungsabgrenzungsposten 135  235

BILANZSUMME 48.985  64.843

Kurzbilanz
zum 31. Dezember 2009

KURZERGEBNISRECHNUNG Einzelabschluss
in Mio. Euro  

Konzernabschluss
in Mio. Euro

 1. Erträge aus Verwaltungstätigkeit 8.772  12.888

 2. Erträge aus Transferleistungen 566  566

 3. Sonstige Erträge 1.665  1.912

 4. Aufwendungen für Verwaltungstätigkeit 1.183  2.455

 5. Personalaufwendungen 4.286  6.469

 6. Aufwendungen für Transferleistungen 4.146  3.154

 7. Aufwendungen für den Länderfinanzausgleich 40  40

 8. Abschreibungen 581  1.410

 9. Sonstige Aufwendungen 903 *  2.144

 10.  VERWALTUNGSERGEBNIS / 
ERGEBNIS DER LAUFENDEN GESCHäFTSTäTIGKEIT – 136  –  306

 11. Erträge aus Beteiligungen 10  –  325

 12.  Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen 
des Finanzanlagevermögens 3  5

 13. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 97  274

 14.  Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere 
des Umlaufvermögens 212  10

 15. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 921  1.247

 16. FINANZERGEBNIS – 1.023  – 1.303

 17.  ERGEBNIS DER GEWÖHNLICHEN VERWALTUNGSTäTIGKEIT / 
GESCHäFTSTäTIGKEIT – 1.159  – 1.609

 18. Außerordentliches Ergebnis einschließlich Steuern –  – 95

 19. JAHRESFEHLBETRAG – 1.159  – 1.704

* Inklusive kameraler Überleitung (59.369 Tsd. Euro).

Kurzergebnisrechnung
für die zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2009



eckdaten Konzern Hamburg 
+++ 100.000 Beschäftigte: Der Konzern FHH ist damit größter Arbeit-

geber am Wirtschaftsstandort. +++ 64,8 Mrd. Euro Bilanzsumme: 
Die Bilanzsumme entspricht der eines mittelgroßen deutschen DAX-Unternehmens. 

+++ 54,9 Mrd. Euro Anlagevermögen: Die Anlagenintensität 

ist auf 85 Prozent gestiegen. +++ Wirtschaftliche Betätigung der 
Stadt: Negatives operatives Ergebnis und Jahresfehlbetrag infolge der Finanz- und 

Wirtschaftskrise. +++ Hamburg – Wachsen mit Weitsicht: 
Hamburg zur »European Green Capital 2011« gekürt, stetiges Bevölkerungswachstum, 

steigende Zahl der Erwerbstätigen.

Vorwort des finanzsenators

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit der Vorlage des Jahresabschlusses für die Kernverwaltung und den Konzern Hamburg demonstriert der 
Senat erneut, dass er mit aller Kraft Wege aus der Verschuldungskrise des Hamburger Haushalts sucht. Nur wer 
den gesamten Ressourcenverbrauch der Stadt und ihrer Einrichtungen kennt, kann Potenziale einer effizienteren 
Auf gabenerfüllung erkennen und Anreize für wirtschaftliches Handeln setzen. 

Der Geschäftsbericht offenbart: Die Freie und Hansestadt Hamburg lebt seit Jahrzehnten von ihrer Substanz. 
Erstmals ist in diesem Jahr sowohl das Eigenkapital der Kernverwaltung als auch des Konzerns Hamburg negativ. 
Natürlich hat sich die Finanz- und Wirtschaftskrise belastend auf die Ergebnisse des Jahres 2009 ausgewirkt. 
Rückläufige Steuer erträge, auf Schulden zu leistende Zinsaufwendungen und Abschreibungen auf Finanzanlagen 
sowie Wertpapiere des Umlaufvermögens führen dazu, dass sowohl auf Ebene der Kernverwaltung als auch auf 
Konzern ebene ein Jahresfehlbetrag entstanden ist.

Im Sinne einer nachhaltigen, an den Bedürfnissen kommender Generationen ausgerichteten Finanzpolitik bleibt es 
ein zentrales Anliegen des Senats, den Ressourcenverbrauch langfristig durch das Ressourcenaufkommen zu 
decken. Umfangreiche Maßnahmen einer Haushaltskonsolidierung wurden bereits beschlossen, um diesem Ziel 
näher zu kommen. Weitere müssen folgen.

Mein besonderer Dank gilt allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die diesen Geschäftsbericht mit großem Engage-
ment gestaltet haben.

Ihr

Senator Carsten Frigge

Carsten Frigge 
Finanzsenator der Freien und Hansestadt Hamburg
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Die Hamburger Behördenlandschaft

Ob innere Sicherheit, soziale Angelegenheiten, Schulbildung, Wirtschaftsförderung oder Steuern – die Fachbehörden und 

Senatsämter der Freien und Hansestadt Hamburg erfüllen auf ministerieller Ebene die vielfältigsten Aufgaben. So vielfältig 

die Aufgaben sind, so unterschiedlich sind auch die Strukturen des Anlagevermögens, für dessen Bewirtschaftung die 

Fachressorts verantwortlich zeichnen. Auf die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, die für das Infrastrukturvermögen 

der Stadt zuständig ist, entfallen rund 42 Prozent des Gesamtvolumens. Die Finanzbehörde verwaltet 22,2 Prozent der 

Vermögenswerte. Dagegen steht bei der Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz die Gewährung 

sozialer Leistungen im Vordergrund. Das spiegelt sich auch im relativ geringen Anlagenbestand (3,4 Prozent) wider.

	4.456,3	B ehörde für Kultur, Sport und Medien

	 Justizbehörde	 307,5

1) Bereinigte Gesamtausgaben.
2) Ohne Bürgerschaftskanzlei und Rechnungshof.
3) Einschließlich Rahmenzuweisungen der Fachbehörden.

1) Ohne Bürgerschaftskanzlei, Steuerverwaltung und Rechnungshof.

	B ehörde für Inneres	 274,2

	 978,9	B ehörde für Inneres

	B ezirksämter	 212,5
	 Personalamt	 4,8

	4.629,4	B ehörde für Schule und Berufsbildung

	1.917,0	�B ehörde für Schule  
und Berufsbildung

	2.668,3	B ehörde für Wissenschaft und Forschung	 899,4	�B ehörde für Wissenschaft  
und Forschung

	1.491,4	B ehörde für Soziales, Familie, 
		G  esundheit und Verbraucherschutz

	B ehörde für Soziales, Familie,	 2.258,5
	G esundheit und Verbraucherschutz

Von den BEHÖRDEN und ämtern verwaltetes ANLAGEVERMÖGEN 2009 1)Etataufteilung der hamburger Behörden und ämter 2009 1) 2)

	B ehörde für Stadt-	 18.441,9
	 entwicklung und Umwelt

	1.526,2	�B ehörde für Wirtschaft und Arbeit

	B ehörde für Kultur, Sport und Medien	 343,7
	 Justizbehörde	 483,1

	S enatskanzlei	 40,6
	 Personalamt	 91,6

	B ezirksämter 3)	 891,9

	S enatskanzlei	 168,4

	B ehörde für Stadt-	 875,0
	 entwicklung und Umwelt

	B ehörde für Wirtschaft und Arbeit	 196,8

	9.754,7	F inanzbehörde

1.423,0	F inanzbehörde10.399,5 43.935,6 1)

 
in Mio. Euro

 
in Mio. Euro



Senatskanzlei –  
Schaltstelle der Regierungspolitik in Hamburg

 

Die Senatskanzlei betreut und koordiniert die Arbeit des Senats und unterstützt den Bürgermeister bei seinen Amts

geschäften. Sie plant das Regierungsprogramm, setzt die politischen Richtlinien des Bürgermeisters um, verantwortet die 

Investitionsplanung und koordiniert die Fachbehörden. Europapolitik, internationale Zusammenarbeit und die Darstellung 

nach außen gehören ebenfalls zu ihren Aufgaben. Zur Senatskanzlei zählen der Planungsstab, das Staatsamt und die 

Pressestelle. Sie unterhält eine Vertretung in Berlin und 

mit Schleswig-Holstein das Hanse-Office in Brüssel. 

Rund 168 Mio. Euro umfasst das Anlagevermögen  

im Zuständigkeitsbereich der Senatskanzlei. Rund  

90 Prozent davon sind Gebäude und Grundstücke, unter 

anderem das Rathaus. Der Landesbetrieb Rathaus-

Service erbringt zahlreiche Dienstleistungen – von 

der Druckerei bis zum Postdienst. Er steht als Finanz-

anlage mit 0,4 Mio. Euro in den Büchern der Stadt.

Personalamt –  
Strategisches Personalmanagement für Hamburgs größten Arbeitgeber

 

Die Freie und Hansestadt Hamburg ist mit rund 60.000 Beschäftigten der größte Arbeitgeber und Dienstherr Hamburgs. 

Das Personalamt nimmt Personalangelegenheiten von grundsätzlicher und übergeordneter Bedeutung für den Senat wahr. 

Es ist oberste Dienstbehörde im Sinne des Dienst- und Disziplinarrechts sowie Sozialpartner im Sinne des Tarifrechts.  

Das Personalamt konzipiert Personalmanagementstrategien für die gesamte hamburgische Verwaltung beispielsweise  

zur Gesundheitsförderung oder Gleichstellung und unterstützt die Behörden und Ämter durch zentrale Dienstleistungen  

im Bereich der Führungskräftegewinnung und -entwicklung, der Aus- und Fortbildung und zur Förderung der über

behördlichen Mobilität.

Das dem Personalamt zugeordnete Anlagevermögen 

beträgt 4,8 Mio. Euro. Der Landesbetrieb »Zentrum für 

Personaldienste« (ZPD), der im Auftrag des Personalamts 

wichtige administrative Dienstleistungen wie Lohn

abrechnungen, Personal-Controlling und die Ausführung 

der Beihilfezahlungen erbringt, wird im Anlagevermögen 

als Finanzanlage mit 2,5 Mio. Euro geführt.

Daten und Fakten

Anzahl der Mitarbeiter 1.767

Anlagevermögen gesamt 4,8 Mio. Euro

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 0,8 Mio. Euro

Sachanlagen 1,5 Mio. Euro

Finanzanlagen 2,5 Mio. Euro

Internetauftritt 
 

http://www.hamburg.de/ 
personalamt/

Daten und Fakten

Anzahl der Mitarbeiter 190

Anlagevermögen gesamt 168,4 Mio. Euro

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 6,5 Mio. Euro

Sachanlagen 161,4  Mio. Euro

Finanzanlagen 0,5 Mio. Euro

Internetauftritt  http://www.hamburg.de/ 
senatskanzlei/
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Behörde für Schule und Berufsbildung –  
Optimale Bildungschancen für alle

 

Bildung bestimmt nicht nur die Entwicklungs- und Hand-

lungschancen jedes Einzelnen in Beruf, Privatleben und 

als Bürger, sondern auch die Zukunftsfähigkeit unserer 

Gesellschaft. Die Behörde für Schule und Berufsbildung 

schafft Rahmenbedingungen, die es unseren Bürgern 

ermöglichen, ihr individuelles Potenzial auszuschöpfen 

und einzusetzen. 

In den Bildungseinrichtungen Hamburgs wird der Grund-

stein für die Freude am Lernen und an Bildung gelegt.  

Das dem Zuständigkeitsbereich der Behörde für Schule und Berufsbildung zugewiesene Anlagevermögen beträgt ins

gesamt 4,63 Mrd. Euro. Grundstücke und Gebäude der Schulen werden mit einem Wertansatz von 3,98 Mrd. Euro in den 

Büchern der Stadt geführt und werden zukünftig im Sondervermögen Schule – Bau und Betrieb zu bewirtschaften sein. 

Landesbetriebe der Behörde, wie das Hamburger Institut für Berufliche Bildung und die Hamburger Volkshochschule,  

werden als Finanzanlagen mit einem Wert von 16,6 Mio. Euro im Anlagevermögen geführt.

Behörde für Wissenschaft und Forschung –  
Einsatz für die Metropole des Wissens

 

Die Behörde für Wissenschaft und Forschung ist zuständig für 18 staatliche und staatlich anerkannte Hamburger Hoch-

schulen, 90 Bibliotheken sowie zahlreiche Forschungs- und Weiterbildungseinrichtungen. 

All diese Institutionen bereichern den Wissenschafts- und Forschungsstandort Hamburg. Die Behörde für Wissenschaft 

und Forschung unterstützt die Arbeit dieser Einrichtungen und trägt zu ihrer Finanzierung bei. Auch begleitet die Behörde 

den intensiven Wissensaustausch zwischen Unternehmen, Forschungseinrichtungen und Hochschulen. Sie verschafft so 

insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen Zugang zu Forschungsergebnissen und fördert zugleich Innovationen. 

Mit insgesamt 2,67 Mrd. Euro Anlagevermögen, von denen 

Grundstücke und Bauten der Hochschulen 1,42 Mrd. Euro 

ausmachen, bewirtschaftet die Behörde rund 6,1 Prozent 

des gesamten Anlagenbestands Hamburgs. Anteile an Ein-

richtungen wie dem Universitätsklinikum Eppendorf, der 

Hochschule für Angewandte Wissenschaften, dem Bern-

hard-Nocht-Institut, der TuTech Innovation GmbH oder am 

Klimarechenzentrum schlagen mit 63,9 Mio. Euro zu Buche.

Daten und Fakten

Anzahl der Mitarbeiter 20.120

Anlagevermögen gesamt 4.629,4 Mio. Euro

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 67,0 Mio. Euro

Sachanlagen 4.545,8 Mio. Euro

Finanzanlagen 16,6 Mio. Euro

Internetauftritt http://www.hamburg.de/bsb/

Daten und Fakten

Anzahl der Mitarbeiter 148

Anlagevermögen gesamt 2.668,3 Mio. Euro

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 1.085,9 Mio. Euro

Sachanlagen 1.518,5 Mio. Euro

Finanzanlagen 63,9 Mio. Euro

Internetauftritt http://www.hamburg.de/bwf/
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Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz –  
Sozialen Zusammenhalt stärken

 

Die Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz kümmert sich um die Belange von Kindern, Jugend-

lichen und Familien ebenso wie um die Interessen von Senioren, Menschen mit Behinderungen und Menschen in sozialen 

Notlagen. Integration von Zuwanderern, effektive Gesundheitsversorgung und wirkungsvoller Verbraucherschutz fallen 

ebenfalls in den Zuständigkeitsbereich der Behörde. Dabei ist es ihr ein zentrales Anliegen, dass jeder im Bedarfsfall ein 

Optimum an Strukturen und Hilfsangeboten im sozialen und gesundheitlichen Bereich vorfindet.

Als Anlagevermögen werden von der Behörde für Sozia-

les, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz rund  

1,49 Mrd. Euro bewirtschaftet. Tochterunternehmen, zum 

Beispiel die Vereinigung Hamburger Kindertagesstätten 

oder die f & w fördern und wohnen AöR, stehen mit ins-

gesamt 115,8 Mio. Euro in den Büchern. Gebäude und 

Grundstücke für Jugend- und Sozialeinrichtungen stellen 

einen Anlagenbestand von 166,7 Mio. Euro.

Behörde für Kultur, Sport und Medien –  
Lebensqualität für die Metropole

 

Die Behörde für Kultur, Sport und Medien vereint die 

wichtigen Aufgaben unserer Stadt als Kulturmetropole, 

Sportstadt und Medienstandort. In ihre Verantwortung 

fällt die Förderung von Kultureinrichtungen und Künstlern, 

Sportvereinen und dem Spitzensport ebenso wie die 

Bereiche Kreativwirtschaft, Rundfunk und Medienrecht. 

Zur Behörde gehören auch das Denkmalschutzamt, das 

Staatsarchiv und die KZ-Gedenkstätte Neuengamme.

Mit 4,46 Mrd. Euro verwaltet die Behörde für Kultur, Sport 

und Medien über 10,1 Prozent des Gesamtanlagevermögens der Stadt. Kulturgüter, Kunstgegenstände und Denkmäler sind 

mit 3,15 Mrd. Euro im Anlagevermögen bilanziert. Bedeutende Kunst- und Kultureinrichtungen, wie zum Beispiel die 

Staatsoper, das Philharmonische Staatsorchester oder das Planetarium, werden als Finanzanlagen im Anlagevermögen der 

Behörde für Kultur, Sport und Medien mit einem Wert von 11,1 Mio. Euro geführt.

Daten und Fakten

Anzahl der Mitarbeiter 353

Anlagevermögen gesamt 4.456,3 Mio. Euro

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 316,7 Mio. Euro

Sachanlagen 4.128,5 Mio. Euro

Finanzanlagen 11,1 Mio. Euro

Internetauftritt http://www.hamburg.de/bksm/

Daten und Fakten

Anzahl der Mitarbeiter 1.602

Anlagevermögen gesamt 1.491,4 Mio. Euro

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 1.101,6 Mio. Euro

Sachanlagen 274,0 Mio. Euro

Finanzanlagen 115,8 Mio. Euro

Internetauftritt http://www.hamburg.de/bsg/
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Justizbehörde –  
Für Rechtssicherheit und Gemeinwohl in Hamburg

 

Die Justizbehörde verwaltet elf Gerichte, zwei Staatsanwaltschaften und sechs Justizvollzugsanstalten. Ihr obliegt ferner 

die Rechtsprüfung der Landesgesetzgebung und die Aufsicht über Stiftungen der Freien und Hansestadt Hamburg. Die 

Justizbehörde entwickelt auch Initiativen zur Gleichstellung sowie zur sozialen und kulturellen Vielfalt.

Das der Justizbehörde zugewiesene Anlagevermögen 

beträgt insgesamt 307,5 Mio. Euro und ist zum großen Teil 

in Grundstücken und Gebäuden für die innere Sicherheit 

gebunden. Hierzu zählen die Haftanstalten mit einem 

Wert von 271,2 Mio. Euro. 

Zudem fällt der Landesbetrieb Landwirtschaft Hahnöfer-

sand, der als Finanzanlage mit einem Wert von 1,4 Mio. 

Euro in den Büchern steht, in den Zuständigkeitsbereich 

der Justizbehörde.

Behörde für Inneres –  
Für die Sicherheit der Stadt

 

Die Behörde für Inneres (seit dem 01.10.2010 Behörde für 

Inneres und Sport) nimmt mit den Ämtern Polizei, Feuer-

wehr und Einwohner-Zentralamt sowie dem Landesamt 

für Verfassungsschutz insbesondere Aufgaben im Bereich 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung wahr. Darüber 

hinaus obliegen der Innenbehörde die Organisation aller 

in Hamburg stattfindenden Wahlen, die Koordination des 

Katastrophenschutzes und die Glücksspielaufsicht. 

Die Aufgaben der Behörde prägen maßgeblich die  

Struktur des von ihr verwalteten Anlagevermögens in 

Höhe von 274,2 Mio. Euro. Das Anlagevermögen setzt sich im Wesentlichen aus dem Polizeipräsidium (91,4 Mio. Euro), der 

für die Erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie die Aufklärung und Prävention von Straftaten notwendigen 

technischen Ausstattung und IT-Verfahren (52,7 Mio. Euro) und dem Wert des Fuhrparks der Polizei (32,4 Mio. Euro)  

zusammen. Finanzanlagen wie der Landesbetrieb Verkehr (9,2 Mio. Euro) gehen mit rund 10,2 Mio. Euro in das Anlage

vermögen der Stadt ein.

Daten und Fakten

Anzahl der Mitarbeiter 6.466

Anlagevermögen gesamt 307,5 Mio. Euro

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 7,7 Mio. Euro

Sachanlagen 298,4 Mio. Euro

Finanzanlagen 1,4 Mio. Euro

Internetauftritt 
 

http://www.hamburg.de/ 
justizbehoerde/

Daten und Fakten

Anzahl der Mitarbeiter 13.262

Anlagevermögen gesamt 274,2 Mio. Euro

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 12,1 Mio. Euro

Sachanlagen 251,9 Mio. Euro

Finanzanlagen 10,2 Mio. Euro

Internetauftritt  http://www.hamburg.de/ 
innenbehoerde/
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Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt –  
Gestalterin des Hamburger Lebensraums

 

Hamburg als grüne Stadt am Wasser zu bewahren und 

zukunftsfähig weiterzuentwickeln, hierin sieht die Be-

hörde für Stadtentwicklung und Umwelt ihre Haupt

aufgabe. Ihr Themenspektrum ist entsprechend weit 

gespannt – von Klima und Energie über Wohnungsbau, 

Landschaftsplanung und Infrastruktur bis zum Sprung 

über die Elbe.

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt ist mit 

einem Anlagevermögen von rund 18,44 Mrd. Euro für  

die Verwaltung von rund 42 Prozent des Gesamtanlagevermögens der Stadt verantwortlich. Einen beträchtlichen Anteil 

nehmen die Straßen und Wege als Teil des Infrastrukturvermögens an Grundstücken von rund 6 Mrd. Euro ein. Tochter

organisationen wie die SAGA GWG, die Hamburger Stadtentwässerung und die Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt 

gehen als Finanzanlagen mit einem Wert von etwa 3 Mrd. Euro in das Anlagevermögen der Stadt ein.

Behörde für Wirtschaft und Arbeit –  
Für eine starke Hamburger Wirtschaft

 

Mit dem größten deutschen Seehafen ist Hamburg eine bedeutende Schifffahrts- und Logistikmetropole. Aber auch andere 

Branchen, wie z. B. Flugzeugbau, Chemie oder Medien und IT, wissen die Vorzüge Hamburgs als Wirtschaftsstandort zu 

schätzen. Um diese Position zu halten und weiter auszubauen, fördert und unterstützt die Behörde für Wirtschaft und 

Arbeit Unternehmen und Dienstleister aus Industrie, Handwerk und Handel. Mit der intelligenten Verzahnung von Wirt-

schafts- und Arbeitsmarktpolitik stärkt sie den Wirtschaftsstandort Hamburg, erschließt neue Beschäftigungspotenziale 

für Arbeitsuchende und fördert Existenzgründungen.

Das Anlagevermögen, welches der Behörde für Wirt-

schaft und Arbeit zur Bewirtschaftung zugeordnet ist, 

beträgt 1,53 Mrd. Euro. Die größten Posten sind die 

Finanzanlagen in Höhe von 780,5 Mio. Euro, von denen 

allein die Hamburg Port Authority (HPA) mit einem Wert 

von 614,3 Mio. Euro bilanziert wird. Die von der Behörde 

für Wirtschaft und Arbeit bewirtschafteten Brücken  

und Tunnel im Hafen gehen mit 139,3 Mio. Euro in die 

Bilanz ein.

Daten und Fakten

Anzahl der Mitarbeiter 503

Anlagevermögen gesamt 1.526,2 Mio. Euro

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 213,7 Mio. Euro

Sachanlagen 532,1 Mio. Euro

Finanzanlagen 780,5 Mio. Euro

Internetauftritt http://www.hamburg.de/bwa/

Daten und Fakten

Anzahl der Mitarbeiter 1.676

Anlagevermögen gesamt 18.441,9 Mio. Euro

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 1.078,4 Mio. Euro

Sachanlagen 14.369,6 Mio. Euro

Finanzanlagen 2.993,9 Mio. Euro

Internetauftritt http://www.hamburg.de/bsu/
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Unsere Hamburger Bezirke

Die sieben Hamburger Bezirke mit ihren insgesamt 105 Stadtteilen ergeben zusammen das bunte Stadtbild, welches durch 

seine Vielfältigkeit die Anziehungskraft Hamburgs ausmacht. 

Die Bezirksämter bieten vor Ort kundenorientiert und bürgernah Dienstleistungen im Auftrag der Fachbehörden an.  

Hier können die Bürgerinnen und Bürger Elterngeld beantragen, ein Gewerbe anmelden, das Aufgebot bestellen oder um 

eine Baugenehmigung ersuchen. Ob der bezirkliche Ordnungsdienst für Sauberkeit und Ordnung auf den Straßen sorgt,  

die Gesundheitsämter beraten und ärztliche Gutachten erstellen, das Verbraucherschutzamt Lebensmittelkontrollen  

durchführt – es dreht sich dabei alles um die Einwohnerinnen und Einwohner.

Mit einem Anlagevermögen von insgesamt 212,5 Mio. Euro verwalten die Bezirke 0,5 Prozent des Gesamtanlage- 

vermögens der Stadt.Finanzbehörde –  
Mehr als Haushalt und Finanzen

 

Eine auch auf die Bedürfnisse nachfolgender Generatio-

nen ausgerichtete Finanzpolitik ist Voraussetzung für die 

Zukunftsfähigkeit Hamburgs. In dieser Verantwortung 

handelt die Finanzbehörde. Sie betreut ein breit gefä-

chertes Themenspektrum – von Steuern und Haushalt 

über das Immobilien- und Beteiligungsmanagement bis 

hin zur Gestaltung der Finanzbeziehungen zwischen dem 

Bund und den Ländern. 

Die Bewirtschaftung des zweitgrößten Anteils am An-

lagevermögen der Stadt in Höhe von 9,75 Mrd. Euro obliegt der Finanzbehörde. Ein Großteil davon (5,49 Mrd. Euro) ist in 

Immobilien und Grundstücken gebunden. Die HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement 

mbH und Landesbetriebe wie die Hamburgische Münze und die Kasse.Hamburg werden als Finanzanlagen im Anlage

vermögen mit einem Wert von 4,13 Mrd. Euro geführt.

Daten und Fakten

Anzahl der Mitarbeiter 5.121

Anlagevermögen gesamt 9.754,7 Mio. Euro

Immaterielle  
Vermögensgegenstände 31,2 Mio. Euro

Sachanlagen 5.594,4 Mio. Euro

Finanzanlagen 4.129,1 Mio. Euro

Internetauftritt http://www.hamburg.de/fb/
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Harburg verfügt mit seinem Binnenhafen und 

der Harburger Schlossinsel über ein herausragendes  

Entwicklungspotenzial, was den Bezirk für Investoren 

besonders attraktiv macht.

Mitarbeiter 843

Anlagevermögen 10,7 Mio. Euro 

Internetauftritt www.hamburg.de/harburg/

Eimsbüttel zieht mit der Universität, dem 

Grindelviertel und als Standort für Unternehmen aus der 

Medien- und Werbebranche besonders Studenten, junge 

Familien und Künstler an.

Mitarbeiter 1.033

Anlagevermögen 24,3 Mio. Euro 

Internetauftritt www.hamburg.de/eimsbuettel/

Hamburg-Nord lädt mit den von Alster-

ausläufern durchzogenen Stadtteilen zum Bummeln und 

Verweilen ein und bietet gleichzeitig Raum für den Flug

hafen und das Industriegebiet City Nord.

Mitarbeiter 1.312

Anlagevermögen 23,3 Mio. Euro 

Internetauftritt www.hamburg.de/hamburg-nord/

Hamburg-Mitte ist der kontrastreichste 

Bezirk mit seinen gediegenen Prachtbauten in Alsternähe 

und szenigem Charme im Vergnügungsviertel.

Mitarbeiter 1.644 

Anlagevermögen 27,4 Mio. Euro 

Internetauftritt www.hamburg.de/mitte/

Bergedorf bietet Einwohnern und Besuchern 

neben dem historischen Stadtkern und dem Schloss auch 

eine maritime Atmosphäre durch den Stadthafen.

Mitarbeiter 588

Anlagevermögen 19,6 Mio. Euro 

Internetauftritt www.hamburg.de/bezirke/bergedorf/

Altona begeistert mit moderner Architektur am 

Elbufer und Attraktionen wie dem Altonaer Fischmarkt 

und dem alljährlichen Kulturfest, der altonale.

Mitarbeiter 1.255

Anlagevermögen 63,5 Mio. Euro 

Internetauftritt www.hamburg.de/altona/

Wandsbek vereint als bevölkerungsreichster 

Bezirk urbanes Flair im Zentrum mit Erholungsmöglich

keiten in zahlreichen Parks und Grünflächen.

Mitarbeiter 1.534

Anlagevermögen 43,7 Mio. Euro 

Internetauftritt www.hamburg.de/bezirk-wandsbek/
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Mit diesem Geschäftsbericht legt die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) für das Geschäftsjahr 2009 
den kaufmännischen Jahresabschluss für die Kernverwaltung und den Konzernabschluss für die 
gesamte öffentliche Gebietskörperschaft vor.

Zurzeit werden die kaufmännischen Abschlüsse noch freiwillig und zusätzlich zur kameralen Rechnungs-
legung erstellt. Unter dem Aspekt der »Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit« verfolgt die FHH 
damit ein klar definiertes Ziel: eine dauerhaft solide und die Belange späterer Generationen berücksich-
tigende nachhaltige Finanzpolitik auch und besonders in Zeiten von Krisen.

In den kaufmännischen Abschlüssen der Kernverwaltung und im Konzern FHH hat sich die Finanz- und 
Wirtschaftskrise im Geschäftsjahr 2009 belastend auf die Ergebnisse ausgewirkt, sodass in beiden hohe 
Fehlbeträge entstanden sind. 

Die FHH erwirtschaftete 2009 im Konzern aus laufender Geschäftstätigkeit einen Fehlbetrag von – 306 Mio. 
Euro, ein Konzernfinanzergebnis (Zinsverpflichtungen der FHH und ihrer Tochterorganisationen) von 
– 1.303 Mio. Euro sowie ein Außerordentliches Ergebnis einschließlich Steuern von – 95 Mio. Euro. Der 
Konzernjahresfehlbetrag beträgt damit – 1.704 Mio. Euro. 

Im Ergebnis wird in der Konzernbilanz 2009 erstmals ein nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 
von 131 Mio. Euro ausgewiesen. 

In der Kernverwaltung fiel das Verwaltungsergebnis mit – 136 Mio. Euro negativ aus. Zurückzuführen ist 
dies im Wesentlichen auf eine gegenüber dem Vorjahr rückläufige Ertragsentwicklung. Die Steuer
erträge gingen im Vorjahresvergleich um rund 1,3 Mrd. Euro (14 Prozent) zurück. Ebenfalls fielen die Erträge 
aus Transferleistungen um 75 Mio. Euro (12 Prozent) geringer aus. Hinzu kamen auf Schulden zu leistende 
Kapitaldienste in Höhe von 921 Mio. Euro und Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere des 
Umlaufvermögens in Höhe von 212 Mio. Euro. Das Finanzergebnis des Einzelabschlusses minderte das 
Ergebnis der gewöhnlichen Verwaltungstätigkeit um insgesamt – 1.023 Mio. Euro. Im Ergebnis weist die 
FHH im Bereich ihrer Kernverwaltung einen Jahresfehlbetrag in Höhe von – 1.159 Mio. Euro aus.

Die Fehlbeträge der Jahre 2006, 2008 und 2009 führen dazu, dass die Bilanz der Kernverwaltung im 
Geschäftsjahr 2009 ein Eigenkapital von – 1,2 Mrd. Euro ausweist.

Da die Folgen des wirtschaftlichen Einbruchs noch eine längere Zeit nachwirken werden, können auch 
in den kommenden Jahren Fehlbeträge in der Kernverwaltung und im Konzern FHH entstehen. Um diese 
Verluste zu vermeiden, sind ein einheitlicher Politikansatz und das Zusammenwirken aller Ressorts und 
Unternehmen der FHH erforderlich. Daran werden der Senat und alle Beteiligten mit aller Kraft arbeiten. 

Konzernabschluss für  
die gesamte öffentliche  

Gebietskörperschaft

Negative Ergebnisse im  
Einzel- und Konzernabschluss

Gemeinsame Konsolidierungs
anstrengungen notwendig



Finanzpolitische Rahmenbedingungen

Der Senat der FHH hat als erste Regierung eines deutschen Bundeslandes seine finanzpolitischen  
Vorgaben an den strengen Maßstäben des kaufmännischen Rechnungswesens ausgerichtet und klare 
Ziele definiert: In Abhängigkeit von der Entwicklung der Steuererträge soll die doppische Ergebnisrech-
nung mittelfristig ausgeglichen sein.

Vor dem Hintergrund des in der Nachkriegsgeschichte beispiellosen konjunkturellen Einbruchs zum  
Jahreswechsel 2008 / 2009 war prioritäres Ziel der Wirtschafts- und Finanzpolitik des Senats, die Krise 
schnell zu überwinden und die Finanzpolitik dafür kurzfristig expansiv auszurichten. Im Einklang mit  
dem Kurs der Bundesregierung, der anderen Bundesländer und der meisten europäischen Regierungen 
entschied sich der Senat dafür, die wirtschaftliche Entwicklung zu stabilisieren und mit zusätzlichen 
Investitionen Beschäftigung und Wachstum zu stützen.

Im Rahmen ihrer Konjunkturoffensive hat die FHH insgesamt etwa 403 Mio. Euro für »Hamburger Maß-
nahmen« zur Verfügung gestellt. Gemeinsam mit den vom Bund im Zuge des Konjunkturpakets II  
bereitgestellten Mitteln werden in Hamburg somit insgesamt rund 750 Mio. Euro zur Stabilisierung der 
wirtschaftlichen Entwicklung investiert (Stand September 2009). In einer jüngst veröffentlichten Studie 
des Forschungsinstituts Prognos AG wurden die konjunkturellen Effekte der Maßnahmen des Senats 
untersucht und gleichzeitig bestätigt: »Die Auswahl der Maßnahmenschwerpunkte der Hamburger  
Konjunkturoffensive erweist sich als sinnvoll, da im Rahmen der Bundesvorgaben genau solche Pro-
jekte unterstützt und angestoßen werden, die einen beachtlichen Nachfrageimpuls für die (regionale) 
Wirtschaft in Hamburg bedeuten. Darüber hinaus gelingt es sogar, umfangreiche nachhaltige Struktur
effekte zu bewirken.« 

Aufgrund der krisenbedingt und temporär notwendigen expansiven Ausrichtung steht die Finanzpolitik 
Hamburgs vor großen Herausforderungen: Die Ausweitung öffentlicher Investitionen bei gleichzeitig 
konjunkturbedingt rückläufigen Steuererträgen machte die vorübergehende Wiederaufnahme der seit 
2007 beendeten Nettoneuverschuldung zur Haushaltsfinanzierung der Maßnahmen des Senats unum-
gänglich.

In Fortsetzung seiner auf Nachhaltigkeit ausgerichteten Finanzpolitik hat der Senat jedoch beschlossen, 
die krisen- und konjunkturbedingte Kreditaufnahme von den Altschulden zu separieren und an feste  
Tilgungsregeln zu binden. Um die Verschuldung der FHH und die korrespondierenden Zinsaufwendun-
gen mittel- und langfristig zu stabilisieren beziehungsweise zurückzuführen, wurde im Herbst 2009 das 
»Sondervermögen Konjunkturstabilisierungs-Fonds Hamburg« gegründet. Gesetzlich geregelt ist, dass 
die über das Sondervermögen aufgenommenen Schulden in Jahren guter konjunktureller Entwicklung 
zu tilgen und auch unabhängig von der Wirtschaftsentwicklung in Hamburg ab 2015 feste jährliche  
Nettotilgungen in Höhe von 100 Mio. Euro pro Jahr aus dem Kernhaushalt zu leisten sind.

Der im Herbst aktualisierte Haushaltsplan 2009 sah noch eine Kreditaufnahme des Sondervermögens von 
über 1,6 Mrd. Euro vor. Im Ergebnis gelang es jedoch, die Neuverschuldung 2009 auf knapp 900 Mio. Euro 
zu begrenzen. Hierzu trug unter anderem bei, dass der Einbruch der Steuererträge nicht ganz die prog-
nostizierten Ausmaße erreichte und dass Investitionsmittel nicht wie im ursprünglich geplanten Maße 
abgeflossen sind.

Expansive Finanzpolitik  
und Investitionen zur  
Überwindung der Krise

Konjunkturstabilisie
rungsfonds mit festen  
Tilgungsregeln
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Die neuerliche Verschuldung belastet den Haushalt mit zusätzlichen Zinsaufwendungen. Außerdem 
schlägt sich die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den Ergebnissen mehrerer städtischer Unter
nehmen nieder, die Verlustausgleiche aus dem Haushalt erfordern. Nach dem Willen des Senats soll dies 
nicht zu höheren Defiziten führen, sondern durch weitere Konsolidierungsmaßnahmen ausgeglichen 
werden. 

Eine umfassende Analyse der Haushaltssituation Hamburgs im Frühjahr 2010 ergab, dass der Hamburger 
Haushalt ein strukturelles Defizit in erheblichem Umfang aufweist, das durch die in der Hochkonjunktur 
sprudelnden Steuererträge der Jahre 2006 bis 2008 nur vorübergehend überdeckt wurde. Die Langzeit-
wirkungen der schweren Wirtschaftskrise 2008 / 2009 und die erheblichen, mit dem Wachstumsbeschleu
nigungsgesetz vom Dezember 2009 in Kraft getretenen Steuerentlastungen haben dieses Problem weiter 
verschärft. Zwar ist die wirtschaftliche Entwicklung seit dem zweiten Quartal des Jahres 2009 wieder 
aufwärtsgerichtet, der Stand der in Hamburg verbleibenden Steuererträge von 2008 wird voraussichtlich 
aber in naher Zukunft nicht mehr erreicht werden.

Der Senat ist entschlossen, dem strukturellen Haushaltsdefizit zu begegnen und es in einem anspruchs-
vollen, auf mehrere Jahre angelegten Konsolidierungsprozess zu schließen. Im September 2010 hat  
er daher ein strukturelles Konsolidierungsprogramm mit umfangreichen Maßnahmen zur Haushalts
konsolidierung für die Jahre 2011 bis 2014 beschlossen.

Mit diesem Programm, das eine jährliche Konsolidierung von 510 Mio. Euro erreicht, hat der Senat die 
Weichen für eine zukunftsfähige Wirtschafts- und Finanzpolitik gestellt und den Kurs für das politische 
Handeln festgelegt: Schuldenabbau und Haushaltssanierung sind aktive Zukunftsgestaltung. Öffent
liche Mittel werden künftig nicht mehr für das Wünschenswerte, sondern nur noch für das ökonomisch, 
ökologisch und sozial Notwendige bereitgestellt.

Damit ist die Leitlinie für eine finanzpolitische Anstrengung formuliert, die über mehrere Jahre fort
gesetzt werden muss, um den Hamburger Haushalt nachhaltig zu sanieren. 

Strukturelles Defizit in  
erheblichem Umfang

Nachhaltiger  
Konsolidierungsprozess



Wirtschaftliche Rahmenbedingungen

Charakteristisch für den Wirtschaftsstandort Hamburg ist die starke Verflechtung seiner Unternehmen 
mit internationalen Märkten. Auch die Beteiligungen des Konzerns FHH – darunter die Hamburger Hafen 
und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA), die Flughafen Hamburg Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(FHG), die HSH Nordbank AG (HSH) und die Hamburg Messe und Congress GmbH (HMC) – sind nicht 
nur in der Metropolregion Hamburg oder in Deutschland tätig, sondern haben europa- oder weltweite 
Bezüge.

Die Weltwirtschaft stand 2009 im Zeichen der Finanz- und Wirtschaftskrise. In den letzten Monaten des 
Jahres 2008 ist die Konjunktur in nahezu allen Ländern regelrecht eingebrochen. Auch zu Beginn des 
Jahres 2009 befanden sich die Märkte in einer globalen Rezession. Erschwerend kam hinzu, dass alle 
Volkswirtschaften in ähnlicher Weise vom konjunkturellen Abschwung betroffen waren. Im Vergleich zu 
früheren Krisen gab es daher nahezu keinen Risikoausgleich zwischen Ländern und Märkten. Selbst in 
wirtschaftlich aufstrebenden Regionen wie Ostasien trübten sich die konjunkturellen Aussichten ein.

Unternehmen schränkten nicht zuletzt aufgrund restriktiverer Finanzierungsbedingungen ihre Investi
tionen massiv ein. Vor allem in Volkswirtschaften, in denen sich die Immobilienmärkte besonders rück-
läufig entwickelt hatten, kam es zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit und zu Einschränkungen des 
privaten Konsums. Als Folge verschlechterten sich die Exportaussichten. Exportabhängige Volkswirt-
schaften traf diese Entwicklung in besonderem Maße.

Um die wirtschaftliche Aktivität zu beleben, Kapitalmärkte zu beruhigen und eine Austrocknung der 
Kreditvergabe zu verhindern, wurde die Geldpolitik seit der Verschärfung der Finanz- und Wirtschafts-
krise im September 2008 in den meisten Ländern expansiv ausgerichtet und mündete in einer umfang-
reichen Liquiditätsbereitstellung und starken Senkungen der Leitzinssätze. Zudem wurden umfangreiche 
Rettungspakete geschnürt, die Kapitalhilfen, Garantien und den Ankauf notleidender Wertpapiere vor
sahen. Darüber hinaus ergriffen die Zentralbanken Maßnahmen, um die Liquiditätsversorgung der Märkte 
zu sichern und den Interbankenmarkt zu stabilisieren. 

Auch die Finanz- und Wirtschaftspolitik reagierte mit beträchtlichen Stabilisierungsmaßnahmen. So  
wurden in zahlreichen Ländern Konjunkturpakete mit der Zielsetzung initiiert, öffentliche Investitionen 
auszuweiten, fiskalpolitische Anreize zu schaffen und den Arbeitsmarkt zu stützen.

Die umfangreichen Maßnahmen der Geld-, Finanz- und Wirtschaftspolitik zeigten eine stabilisierende 
Wirkung in den Märkten und führten zu einer größeren Zuversicht bei Unternehmen, Banken und  
Konsumenten. Ab dem zweiten Quartal 2009 erholte sich die weltweite Konjunktur, jedoch auf niedri-
gem Niveau. 

Immobilienmärkte  
als Ausgangspunkt der  
weltweiten Krise

Expansive Geldpolitik zur  
Belebung der Konjunktur

Konjunkturpakete  
zur Stabilisierung  
der Wirtschaft
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Konjunkturelle und weltwirtschaftliche Entwicklung 2009

Der abrupte und weltweit synchrone massive Einbruch der Weltwirtschaft, der mit der Zuspitzung der 
Finanzmarktkrise im Herbst 2008 begonnen hatte, verstärkte sich im ersten Quartal 2009. Erst im  
zweiten Quartal 2009 schwächte sich die Abwärtsdynamik ab und die weltweite Produktion stabilisierte 
sich im weiteren Jahresverlauf. Die in der zweiten Jahreshälfte günstigere Entwicklung schlug sich 
allerdings aufgrund des überproportionalen Rückgangs zu Jahresbeginn nur eingeschränkt in den  
Jahreswerten für 2009 nieder. Wesentliche Konjunkturindikatoren fielen daher deutlich negativ aus. 
Nach Berechnungen des Internationalen Währungsfonds (IWF) sank das weltweite reale Bruttoinlands-
produkt (BIP) um 0,8 Prozent (Vorjahr: + 3,2 Prozent). Auch der Welthandel verzeichnete einen in der 
Nachkriegsgeschichte beispiellosen Einbruch von 10,7 Prozent (Vorjahr: + 3,3 Prozent).

Dem außerordentlich kräftigen Abschwung konnte sich kaum ein Land entziehen. So ging das reale BIP  
in den Vereinigten Staaten um 2,4 Prozent (Vorjahr: + 0,4 Prozent), in Japan um 5,2 Prozent (Vorjahr:  
– 1,2 Prozent), in der Russischen Föderation um 7,9 Prozent (Vorjahr: + 5,6 Prozent), in der Europäischen 
Union (EU) um 4,2 Prozent (Vorjahr: + 0,7 Prozent) und in Lateinamerika um 1,8 Prozent (Vorjahr: + 4,3 Pro-
zent) zurück.
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Bruttoinlandsprodukt  
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Quelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder, Berechnungsstand Februar 2010
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Wirtschaftliche Impulse entfaltete lediglich der asiatische Raum, wenngleich das Wirtschaftswachstum 
sowohl in China mit 8,7 Prozent (Vorjahr: 9,6 Prozent) als auch in Indien mit 5,7 Prozent (Vorjahr: 7,3 Pro-
zent) schwächer als im Vorjahr ausfiel.

Die ab dem zweiten Quartal 2009 einsetzende konjunkturelle Erholung wurde im Wesentlichen von den 
Schwellenländern getragen. Demgegenüber blieb das Wachstumstempo in den Industrieländern mode-
rat. In diesen waren noch die Auswirkungen der Finanzkrise zu spüren.

Deutschland, eine in hohem Maße exportabhängige Volkswirtschaft, wurde besonders von der Finanz- 
und Wirtschaftskrise getroffen. Das BIP sank um 4,7 Prozent (Vorjahr: + 1,0 Prozent), so stark wie noch 
nie in der Geschichte der Bundesrepublik. Die Aufwärtsbewegung fiel mit 0,5 Prozent im zweiten und 
mit 0,7 Prozent im dritten Quartal 2009 moderat aus. Im vierten Quartal 2009 wuchs die Wirtschaft um 
0,3 Prozent.

Stützend wirkten die Konsumausgaben des Staates mit einem Zuwachs von 3,4 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr und auch vom privaten Konsum gingen Impulse aus, unter anderem infolge des vermehrten 
Kaufs von Kraftfahrzeugen aufgrund der sogenannten Abwrackprämie. Demgegenüber brachen die  
Ausrüstungsinvestitionen mit 20,5 Prozent sowie die Exporte mit 14,5 Prozent und die Importe mit  
9,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr regelrecht ein. Erst zum Jahreswechsel 2009 / 2010 zeichnete sich 
eine Erholung und leicht positive Entwicklung ab. 

Hamburg als bedeutende Hafenmetropole mit seiner starken Logistik- und Exportbranche konnte vom 
wirtschaftlichen Aufschwung der vergangenen Jahre in besonderem Maße profitieren. Im Abschwung 
musste die Hamburger Wirtschaft jedoch eine spürbar gedämpfte Nachfrage verkraften. So ging der 
Containerumschlag im Hamburger Hafen 2009 um rund 25 Prozent gegenüber dem Vorjahr zurück.  
Dies ist im Wesentlichen auf den stark rückläufigen Handel mit dem Ostseeraum zurückzuführen, der  
vom konjunkturellen Einbruch besonders betroffen war und der traditionell einen hohen Anteil des  
Containerumschlags des Hamburger Hafens ausmacht. 

Insgesamt fiel der Rückgang des BIP in Hamburg im Vergleich zum Bundesdurchschnitt und zu den 
anderen Bundesländern mit 3,2 Prozent (Vorjahr: + 2,5 Prozent) gemäßigt aus. Hier kommt zum Tragen, 
dass sich Hamburg in den vergangenen Jahren auch zu einer Dienstleistungsmetropole entwickelt hat. 
Neben dem Beitrag einiger bedeutender Industrieunternehmen wird die Wertschöpfung in Hamburg 
mehr und mehr im Dienstleistungssektor erbracht, der von der Finanz- und Wirtschaftskrise weniger 
getroffen wurde. Während die reale Bruttowertschöpfung des produzierenden Gewerbes um 9,9 Pro-
zent (Vorjahr: + 2,7 Prozent) einbrach, fiel der Rückgang im Bereich der Dienstleistungen mit lediglich  
2,6 Prozent (Vorjahr: + 2,6 Prozent) verhältnismäßig moderat aus. Positive Effekte zeigte erneut die 
Hotel- und Tourismusbranche, die gegen den konjunkturellen Trend einen Anstieg der Übernachtungen 
um 6 Prozent (Vorjahr: + 4,4 Prozent) auf fast 8,2 Mio. und mit insgesamt rund 4,4 Mio. Gästen verzeich-
nen konnte und so die Attraktivität Hamburgs im Städtetourismus bestätigt.

Der sektorale Strukturwandel zugunsten des Dienstleistungssektors setzte sich damit auch 2009 in 
Hamburg fort.

Mit 4,7 Prozent stärkster  
Rückgang des Wirt- 
schaftswachstums in 
Deutschland seit Bestehen 
der Bundesrepublik

In Hamburg geringerer  
Rückgang des BIP als  
im Bundesdurchschnitt

Starker Dienstleistungs
sektor als Pluspunkt  
in der Krise
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Leitzins der EZB in den Jahren 2009 und 2010

in Prozent

Quelle: Deutsche Bundesbank
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Inflation, Zinspolitik

Der Verbraucherpreisindex 2009 erhöhte sich im Vergleich zum Vorjahr um lediglich 0,3 Prozent. Dies ist 
der geringste Anstieg seit der Wiedervereinigung. Ursächlich dafür waren in erster Linie die im Zuge der 
Finanz- und Wirtschaftskrise stark rückläufigen Preise für Rohstoffe, die zeitweise gar einen Rückgang 
des Preisniveaus bewirkten. Die Preise für Nahrungsmittel blieben 2009 weitestgehend stabil. 

Seit Ende 2009 ist wieder ein beschleunigter Preisanstieg zu verzeichnen. Ausschlaggebend hierfür ist 
die Verteuerung der Preise für Energieträger, vor allem für Kraftstoffe und Heizöl. Aber auch die Preise 
für Nahrungsmittel zogen an. Gleichwohl rechnen die führenden Wirtschaftsforschungsinstitute für den 
kommenden Zeitraum nur mit einer moderaten Inflation und nur geringfügig steigenden Verbraucher-
preisen.

Die Geld- und Zinspolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) war 2009 von der negativen realwirtschaft-
lichen Entwicklung, den Inflationserwartungen und von der Stabilisierung der Finanzmärkte geprägt. Die 
EZB senkte bis Mai 2009 den Leitzins auf ein Prozent und hat ihn seither auf diesem Niveau belassen. 
Darüber hinaus ergriff sie weitere Maßnahmen, um Liquiditätsengpässe der Banken zu mildern, die 
Finanzmärkte zu stützen und den Interbankenhandel zu beleben. Die mittel- bis längerfristigen Inflations-
erwartungen blieben dabei auf einem Niveau verankert, das mit dem Ziel des EZB-Rats im Einklang 
steht, die Preissteigerung mittelfristig unter, aber nahe zwei Prozent zu halten. Mit den Beschlüssen 
vom Dezember 2009 ging die EZB dazu über, eine Reihe von Sondermaßnahmen des Eurosystems, die 
wegen der sich verbessernden Bedingungen an den Finanzmärkten nicht länger erforderlich waren, 
schrittweise auslaufen zu lassen.

Staatsverschuldung

Politische Handlungsfähigkeit setzt finanzielle Handlungsräume voraus: Die finanzpolitische Zukunfts
fähigkeit eines Bundeslandes ist dabei umso größer, je eher Erträge und fest determinierte Aufwendun-
gen noch Raum für politisch gewünschte Ausgaben lassen.

In Hamburg erfuhr die Ausweitung der Staatsverschuldung in den 1970er Jahren einen deutlichen 
Schub. Zwischen 1970 und 1975 verdoppelte sich der Schuldenstand ein erstes Mal, zwischen 1975 und 
1985 ein zweites Mal und zwischen 1985 und 1999 ein drittes Mal – auf rund 16 Mrd. Euro. Bis 2006 stieg 
der Schuldenstand auf rund 22 Mrd. Euro weiter an und konnte dann – in Jahren überdurchschnittlich 
guter Steuererträge – bis 2008 konstant gehalten werden. 2009 war die Wiederaufnahme der seit 2007 
beendeten Nettoneuverschuldung krisen- und konjunkturbedingt unumgänglich; neue Kredite von rund 
900 Mio. Euro wurden über das »Sondervermögen Konjunkturstabilisierungs-Fonds Hamburg« aufge-
nommen.

Die auf die Schulden entfallenden Zinsen und ähnlichen Aufwendungen belasteten die kaufmännische 
Ergebnisrechnung 2009 mit rund 921 Mio. Euro. Die Zins-Steuer-Quote lag bei rund 12 Prozent. 

Niedrigste Inflationsrate 
seit der Wiedervereinigung

Expansive Geldpolitik  
der Europäischen Zentral-
bank zur Stabilisierung  
der Finanzmärkte

Zins-Steuer-Quote 2009  
bei rund 12 Prozent 
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Demografische Entwicklung

Hamburgs Bevölkerung wächst kontinuierlich – 2009 lag die Einwohnerzahl bei rund 1,778 Mio. Bür­
gerinnen und Bürgern. 16.778 Kinder wurden 2009 in Hamburg geboren, 0,2 Prozent mehr als im Vorjahr. 
Unter Berücksichtigung der Sterbefälle und des Wanderungsgewinns war im Berichtsjahr eine leichte 
Bevölkerungszunahme von rund 6.500 Einwohnerinnen und Einwohnern zu verzeichnen. Nach stag­
nierenden Bevölkerungszahlen zwischen 1994 und 1998 ist seit 1999 ein stetiger Bevölkerungszuwachs 
zu beobachten und nach Modellrechnungen zumindest bis 2020 auch zukünftig zu erwarten (siehe Grafik 
auf Seite 30 oben). 

Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt

In Anbetracht des massivsten Konjunktureinbruchs seit Bestehen der Bundesrepublik und der sich im 
Jahresverlauf zögerlich erholenden Wirtschaft gestaltete sich die Lage am deutschen Arbeitsmarkt 2009 
überraschend robust. Mit einer Arbeitslosenquote (bezogen auf abhängige zivile Erwerbspersonen) von 
9,1 Prozent im Jahresdurchschnitt (Vorjahr: 8,7 Prozent) war lediglich ein moderater Anstieg der Arbeits­
losigkeit zu beobachten. Die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland lag im Jahresdurchschnitt mit 
40,27 Mio. nur leicht unter dem Wert des Vorjahres. Im Jahresverlauf zeigten sich die Auswirkungen  
der Rezession indes deutlicher; im Vorjahresvergleich sank die Erwerbstätigkeit bis Dezember um  
0,4 Prozent. Dass sich die Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt nicht weiter verschlechterten, dürfte vor 
allem daran gelegen haben, dass die Unternehmen das Instrument der Kurzarbeit, flexible Arbeitszeit­
regelungen und andere arbeitsmarktpolitische Maßnahmen intensiv nutzten. So haben 2009 jahres­
durchschnittlich etwa 1,143 Mio. Menschen in Kurzarbeit gearbeitet, darunter 1,089 Mio. Kurzarbeiter, die 
konjunkturell bedingtes Kurzarbeitergeld bezogen (Leistungen nach § 170 SGB III). Der durchschnittliche 
Arbeitszeitausfall betrug knapp ein Drittel der normalen Arbeitszeit. Dies entspricht einem Beschäftigungs­
äquivalent von 372.000 beziehungsweise 336.000 Arbeitskräften. Mit einsetzender konjunktureller 
Belebung sank auch die Zahl der Menschen in Kurzarbeit stetig. Betrug sie im Mai 2009 noch 1,53 Mio., 
lag sie im Dezember 2009 lediglich bei 0,89 Mio.

In Hamburg gestaltete sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt ähnlich robust wie in der gesamtdeutschen 
Entwicklung. Obwohl die durchschnittliche Zahl der Arbeitslosen auf 78.516 anstieg (Vorjahr: 72.960), 
lag sie unter dem Niveau von 2007 (81.314). Die Arbeitslosenquote (bezogen auf abhängige zivile 
Erwerbspersonen) lag mit 10,0 Prozent um 0,6 Prozent über dem Vorjahreswert von 9,4 Prozent und um 
0,9 Prozent über dem Bundesdurchschnitt. 

1,778 Mio. Einwohnerinnen 
und Einwohner in Hamburg

Bundesweit robuster  
Arbeitsmarkt

Hamburg: Rückgang der 
Kurzarbeit seit zweitem 
Quartal 2009
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Quelle: Arbeitskreis Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder, Berechnungsstand Februar 2010
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Im Hinblick auf die Zahl der Erwerbstätigen zeichnete sich in der FHH im Vergleich zur gesamtdeutschen 
Entwicklung ein ähnlich positiver Trend ab; hier wurden im Jahresdurchschnitt 2009 mehr Erwerbstätige 
(1,13 Mio.) gezählt als in den Vorjahren 2008 (1,11 Mio.) und 2007 (1,09 Mio.). Damit stieg die Zahl der 
erwerbstätigen Personen zum sechsten Mal in Folge. Im Vergleich zum Vorjahr erhöhte sich auch die 
Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Hamburg um 1,4 Prozent auf 813.646. Damit 
gelang es Hamburg, sich von der gesamtdeutschen Entwicklung einer rückläufigen sozialversicherungs
pflichtigen Beschäftigung abzukoppeln. 

Unternehmensneugründungen

Die Zahl der Unternehmensneugründungen in Hamburg war nach dem Rekordwert von 22.781 Gewerbe
anmeldungen 2008 im Berichtsjahr mit 22.250 leicht rückläufig. 2009 wurden demnach 2,3 Prozent 
weniger Anmeldungen verzeichnet als noch 2008. Rund 89 Prozent der Anmeldungen beruhten auf 
Neugründungen; die übrigen Gewerbeanzeigen ergaben sich aus Übernahmen, Rechtsformwechseln 
und Zuzügen. Ebenfalls rückläufig entwickelten sich die Betriebsgründungen, die um rund 15 Prozent 
auf 4.499 zurückgingen.

Die Zahl der Gewerbeabmeldungen (17.240) stieg im Vorjahresvergleich um 1,6 Prozent und lag deut-
lich unter der Zahl der Anmeldungen, sodass netto ein Zuwachs von 5.010 Gewerbetreibenden zu ver-
zeichnen war. 2009 wurden 838 Anträge auf Unternehmensinsolvenz in Hamburg registriert, 30 Prozent 
mehr als 2008. Trotz dieser starken Zunahme blieb die Zahl der Insolvenzen unter der bisherigen Höchst-
marke von 1.010 Unternehmensinsolvenzen im Jahr 2003. Mit 3.007 Beschäftigten waren dennoch 
deutlich mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Unternehmensinsolvenzen betroffen als 2008, 
als 2.053 Beschäftigten der Verlust des Arbeitsplatzes drohte.

Hamburg setzt sich  
vom bundesweiten  
Trend ab: Zahl der  

Erwerbstätigen und sozial-
versicherungspflichtig 

Beschäftigten steigend

Leicht rückläufige  
Entwicklung der  

Gewerbeanmeldungen und 
Betriebsgründungen



Bildung, Forschung und Entwicklung 

Bildung ist ein Indikator für die Leistungsfähigkeit einer Gemeinschaft. Um in der modernen Wissens
gesellschaft bestehen zu können und sie aktiv mitzugestalten, benötigen Kinder und Jugendliche ent-
sprechende Bildungsstrukturen und -perspektiven. Nur so können sie ihr Potenzial ausschöpfen und ihre 
Kenntnisse und Fähigkeiten für sich nutzen und der Allgemeinheit zur Verfügung stellen. Die Bereitstel-
lung optimaler Bildungsmöglichkeiten sorgt für die Entfaltung der persönlichen Lebens- und Arbeits-
chancen und erhöht zugleich die Wettbewerbsfähigkeit Hamburgs in einer vernetzten Welt. Die Gesamt
aufwendungen für Bildung betrugen 2009 rund 2,4 Mrd. Euro – 200 Mio. Euro mehr als im Jahr zuvor. 
Knapp 19 Prozent davon (450 Mio. Euro) wurden für die Kindertagesbetreuung zur Verfügung gestellt. 
Damit gehört Hamburg zu den Spitzenreitern bei der Förderung frühkindlicher Bildung, die den Grund-
stein legt für Chancengleichheit und ein selbstbestimmtes Leben. Für den Bereich der Schulen wurden 
2009 1,6 Mrd. Euro aufgewandt, unter anderem für die bedarfsgerechte Aufstockung des Lehrpersonals 
im Schuljahr 2009 / 2010. Auf die Verwaltung und bildungsbezogene Dienstleistungen entfielen weitere 
318 Mio. Euro. Rund 28 Mio. Euro wurden für die außerschulische berufliche Bildung und Weiterbildung 
bereitgestellt.

Für die Metropolentwicklung und die Wettbewerbsfähigkeit Hamburgs ist im Zuge des fortschreitenden 
Strukturwandels hin zur Wissensgesellschaft ein funktionierender Innovations- und Wissenstransfer 
unerlässlich. Die Verknüpfung von wissenschaftlichem Know-how und wirtschaftlicher Initiative ermög-
licht es Unternehmen, Forschungsergebnisse zu marktfähigen Produkten weiterzuentwickeln. Die 
Attraktivität Hamburgs als Wirtschaftsstandort für forschungsintensive Branchen wird durch nachhal
tigen Wissenstransfer gestärkt. Entscheidend ist demzufolge die effektive Förderung von Forschung 
und Entwicklung. Zu diesem Zweck richtete die FHH 2009 die Forschungs- und Wissenschaftsstiftung 
Hamburg ein, die vielversprechende Hamburger Forschungsbereiche durch projektbezogene Zuschüsse 
unterstützt. Zudem rief die Hansestadt im Januar 2009 eine eigene Landesexzellenzinitiative ins Leben, 
um Hamburger Forschungsprojekte im bundesweiten Wettbewerb der Forschungsförderung zukünftig 
besser positionieren zu können. Für den Bereich Wissenschaft und Forschung gab Hamburg 899 Mio. Euro 
aus, ein Plus von 20 Mio. Euro gegenüber 2008. Davon profitierten neben den Hochschulen einschließlich 
der Staats- und Universitätsbibliothek und des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf – Körperschaft 
des öffentlichen Rechts (UKE) unter anderem die Stiftung Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY), 
das GKSS Forschungszentrum, das Heinrich-Pette-Institut, das Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin 
(BNI), die Max-Planck-Gesellschaft sowie diverse andere Institute, wissenschaftliche Einrichtungen und 
Forschungsgruppen.

Umwelt und Nachhaltigkeit 

Hamburg zeigt als internationale Metropole, dass Ökonomie und Ökologie nicht im Widerspruch ste-
hen, sondern Zukunftsfähigkeit und Innovation bedeuten. Investitionen in regenerative, schadstoffarme 
Infrastrukturen stärken das lokale Handwerk und sichern Arbeitsplätze. Weitere ökonomische Chancen 
erwachsen aus der Entwicklung, Vermarktung und Nutzung umweltschonender Technologien und 
erneuerbarer Energien. Auch und gerade in Zeiten wirtschaftlich schwacher Dynamik bleibt der Klima-
schutz daher ein zentrales Handlungsfeld des Senats.

Seit Jahren setzt Hamburg national und international im Klima- und Umweltschutz Maßstäbe. Bereits 
2007 verabschiedete die Bürgerschaft ein Klimaschutzkonzept, welches eine Reduktion des CO2-Aus
stoßes bis 2012 von insgesamt 2 Mio. Tonnen gegenüber dem Jahr 2007 und von 40 Prozent bis 2020 
gegenüber 1990 vorsieht. Darüber hinaus betrachtet der Senat die von der EU und der Bundesregierung 
vorgesehene CO2-Minderung um mindestens 80 Prozent bis 2050 auch für die FHH als eine verbindliche 
Zielvorgabe. Die Einzelmaßnahmen umfassen dabei alle relevanten gesellschaftlichen Lebensbereiche: 
Bildung, Forschung, Wirtschaft und Industrie, Gebäude und Verkehr.

Hamburg förderte  
2009 Bildung mit rund  
2,4 Mrd. Euro

Förderung des Innovations- 
und Wissenstransfers

Zukunftsfähigkeit und  
Innovation durch  
ökologische und nach
haltige Investitionen

Klimaschutzkonzept mit  
vielen Maßnahmen in  
relevanten gesellschaft
lichen Lebensbereichen 
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Gegenwärtig stehen innovative Energieversorgungskonzepte, die Förderung des Einsatzes erneuerbarer 
Energien, erhöhte Energieeffizienz durch Verbesserung der Wirkungsgrade bei Prozessen der Energie-
erzeugung und -umwandlung sowie vielfältige Maßnahmen zur Energieeinsparung im Mittelpunkt des 
Klimaschutzkonzepts.

Auch die Unternehmen im Konzern FHH haben sich zum Ziel gesetzt, eine Vorreiterrolle im Klimaschutz 
einzunehmen. Eine Vielzahl der Konzernunternehmen ist der Umwelt-Partnerschaft Hamburg, einem 
Bündnis der Hamburger Wirtschaft und des Senats, beigetreten und unterstützt damit aktiv den Klima-
schutz in Hamburg.

Die HHLA verfolgte das Ziel, im Geschäftsjahr 2009 rund 9.000 Tonnen CO2 einzusparen, 10 Prozent  
der gesamten Emissionen des Unternehmens. Der Einsatz umweltschonender Antriebssysteme für 
Umschlaggeräte auf den Container-Terminals soll hierzu ebenso beitragen wie sparsame Systeme der 
Flächenbeleuchtung. Dieses Ziel wurde (bereinigt um die veräußerte combisped Hanseatische Spedition 
GmbH und den stillgelegten Container Terminal Lübeck) mit einer Einsparung von 31.067 Tonnen deut-
lich übertroffen.

Die Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft (Hochbahn) nutzt ressourcenschonende Techniken, um 
den Energieverbrauch und die CO2-Emissionen zurückzuführen. Mit Energiesparmaßnahmen bei der 
U-Bahn-Flotte gelang es, die CO2-Emissionen dauerhaft um etwa 540 Tonnen pro Jahr zu reduzieren.  
Im Busverkehr konnten nachhaltige Kraftstoffeinsparungen erzielt werden. Auch der Einsatz von Hybrid-
fahrzeugen wurde im zurückliegenden Geschäftsjahr forciert. Darüber hinaus beteiligte sich die Hoch-
bahn 2009 erneut aktiv an den zwei autofreien Sonntagen, an denen das Bahn- und Busangebot des 
HVV kostenfrei genutzt werden konnte.

Auf Beschluss des Senats wurde 2009 die Hamburg Energie GmbH als Tochtergesellschaft der Ham
burger Wasserwerke GmbH (Hamburger Wasserwerke) gegründet, um als kommunaler Anbieter von 
umweltfreundlichem Strom zum Klimaschutz beizutragen. Seit Herbst 2009 liefert das Unternehmen 
Strom aus regenerativen beziehungsweise umweltfreundlichen, möglichst regionalen Energieangeboten 
an Kundinnen und Kunden in Hamburg und im näheren Umland. Im Bereich Energieerzeugung konnte 
darüber hinaus im Dezember 2009 bereits die erste Photovoltaikanlage von der Hamburg Energie GmbH 
installiert werden. Auf der Deponie Georgswerder wurde eine Freifläche mit einer Leistung von 500 kWp 
in Betrieb genommen.

Die Hamburger Wasserwerke haben neben den ständigen Bemühungen um Effizienzsteigerung bei der 
Trinkwasserproduktion 2009 weitere 86 Erdgasfahrzeuge in Betrieb genommen, um alle benzingetrie
benen Fahrzeuge zu ersetzen. Damit betreiben die Hamburger Wasserwerke die größte Erdgasflotte der 
Hansestadt. Überdies werden Anteile des in der Abwasseraufbereitung anfallenden Klärgases zu Bioerd-
gas aufbereitet, in das Gasnetz eingespeist und an anderer Stelle, zum Beispiel für erdgasbetriebene 
Fahrzeuge, verwendet.

Die Anstrengungen des Senats im Bereich des Klimaschutzes finden auch international Anerkennung. 
Hamburg wurde am 23. Februar 2009 in Brüssel der Titel »European Green Capital 2011« verliehen. Als 
Umwelthauptstadt wird Hamburg 2011 zu einer Plattform für den europaweiten Austausch von Experten, 
Bürgerinnen und Bürgern über Umweltfragen. 

Unternehmen des  
Konzerns Hamburg  
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Geschäftsverlauf und Lage des Konzerns Hamburg 

Wesentliche Ereignisse Im Jahr 2009

Konzern

Gründung von Tochterorganisationen und Unternehmen

	� Zum 25.03.2009 wurde die Gesundheitswirtschaft Hamburg GmbH gemeinsam mit der Handels­
kammer Hamburg gegründet. Die FHH und die Handelskammer sind jeweils zu 50 Prozent beteiligt. 
Gegenstand des Unternehmens ist die Förderung der Gesundheitswirtschaft in Hamburg; der Schwer­
punkt liegt auf der Trägerschaft und dem Management von Teilprojekten des Projekts Gesundheits­
metropole Hamburg. 

�	� Mit Eintragung in das Handelsregister wurde am 21.05.2009 die Hamburg Energie GmbH gegründet. 
Gegenstand des Unternehmens ist die Versorgung der Allgemeinheit sowie der öffentlichen Einrich­
tungen der FHH mit umweltfreundlicher Energie (atom- und kohlefreier Strom). Zu den Tätigkeiten des 
Unternehmens gehören auch die Planung, Errichtung und der Betrieb kommunaler Infrastrukturen. 
Die Gesellschaft ist eine 100-prozentige Tochtergesellschaft der Hamburger Wasserwerke. Das 
Stammkapital beträgt 1 Mio. Euro. Die Hamburg Energie GmbH nahm ihre Geschäftstätigkeit im 
Herbst 2009 auf.

	� Mit Gesellschaftsvertrag vom 18.06.2009 wurde das Zentrum für Angewandte Luftfahrtforschung 
GmbH gegründet. Aufgabe der Gesellschaft ist die Förderung der angewandten luftfahrttechnischen 
Forschung am Standort Hamburg. Die FHH ist mit 20 Prozent an der Gesellschaft beteiligt. Zu den 
weiteren Gesellschaftern zählen die Universität Hamburg (UHH), die Technische Universität Hamburg-
Harburg (TUHH), die Helmut-Schmidt-Universität   /  Universität der Bundeswehr Hamburg, die Hoch­
schule für Angewandte Wissenschaften Hamburg (HAW), das Deutsche Zentrum für Luft- und Raum­
fahrt e. V., der Verein zur Förderung der angewandten Luftfahrtforschung, die Airbus Deutschland 
GmbH sowie die Lufthansa Technik AG.

	� Im Juli 2009 wurde die LZN Laser Zentrum Nord GmbH gegründet. Als 100-prozentige Tochtergesell­
schaft der TuTech Innovation GmbH fördert die LZN Laser Zentrum Nord GmbH die angewandte 
Laserforschung und -technologie am Standort Hamburg. Die Gesellschaft soll dazu beitragen, den 
Transfer wissenschaftlichen Fortschritts in die Praxis zu beschleunigen, um die Innovationskraft der 
Unternehmen am Standort zu stärken. 

	� Durch Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft vom 29.09.2009 (Drucksache 19 / 4208) wurde die 
Gründung des Sondervermögens Schule – Bau und Betrieb (SV SchuB) auf den Weg gebracht. Damit 
legte der Senat sein Konzept zur Effizienzsteigerung und Finanzierung des Schulbaus vor. Ziel ist, die 
Bau- und Gebäudemanagementaufgaben für die Schulen zusammenzuführen.

	� Das International Center for Graduate Studies (ICGS) hat den Betrieb als GmbH zum 30.09.2009 ein­
gestellt und befindet sich seitdem in Liquidation. Die Aufgabenbereiche wurden in die Universität 
Hamburg (UHH) integriert. 

	� Im November 2009 wurde das »Sondervermögen Konjunkturstabilisierungs-Fonds Hamburg«  
gegründet (Drucksache 19 / 3921). Mit der Errichtung des Sondervermögens verfolgt der Senat unter 
anderem das Ziel, die rezessionsbedingte Kreditaufnahme ab dem Haushaltsjahr 2009 auf transparente 
Weise darzulegen. Gesetzlich verankerte Tilgungsregelungen gewährleisten, dass die notwendige 
Kreditaufnahme in Phasen des konjunkturellen Aufschwungs und der Hochkonjunktur systematisch 
zurückgeführt wird.

Gründung der  
Gesundheitswirtschaft  
Hamburg GmbH

Gründung des Sonder­
vermögens Schule – Bau 
und Betrieb
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Geschäftsvorfälle im Zusammenhang mit der HSH Nordbank AG und HSH Finanzfonds AöR

	� Die weitere Bewältigung der Finanzmarktkrise erforderte Anfang 2009 die Entwicklung eines um-
fassenden Konzepts zur strategischen Neuausrichtung der HSH. Durch eine weitere Fokussierung 
auf die Kerngeschäftsfelder wird die Bilanzsumme der künftigen Kernbank um rund 50 Prozent 
gesenkt werden. Strategisch weniger bedeutsame Bereiche und Portfolien sollen abgebaut oder  
verkauft werden. Zu diesem Zweck wurde im Dezember 2009 eine interne »Restructuring Unit« ein-
gerichtet.

	� Im Zuge der Neuausrichtung der HSH wurde im Juni 2009 die Kapitalbasis durch eine Kapitalerhö-
hung in Höhe von 3,0 Mrd. Euro sowie durch Garantien in Höhe von 10,0 Mrd. Euro durch die Länder 
Schleswig-Holstein und Hamburg gestärkt. Beide Maßnahmen wurden über die von beiden Ländern 
zu diesem Zweck gemeinsam gegründete HSH Finanzfonds AöR umgesetzt. Die Länder halten damit 
zusammen rund 85 Prozent der Anteile an der HSH. Das Konzept zur strategischen Neuausrichtung 
liegt der Europäischen Kommission zur Genehmigung vor. Das förmliche Prüfverfahren zur beihilfe-
rechtlichen Genehmigung wird derzeit mit der Europäischen Kommission durchgeführt.

	� Die »Hamburgischer Versorgungsfonds« (HVF) AöR beteiligte sich 2009 nicht an der Kapitalerhöhung 
der HSH. Mit 14.297.169 gehaltenen Aktien an der HSH ist die Beteiligungsquote der »Hamburgischer 
Versorgungsfonds« (HVF) AöR zum 31.12.2009 von 16,2 Prozent auf 5,4 Prozent gesunken.

Geschäftsvorfälle im Zusammenhang mit der HGV Hamburger Gesellschaft für  

Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH

	� In Vollzug des im Oktober 2008 abgeschlossenen Kaufvertrags über die mittelbare Beteiligung an  
der Hapag-Lloyd AG hat die HGV im März 2009 den auf sie entfallenden Kaufpreis in Höhe von  
484 Mio. Euro als Kapitaleinlage in die Hamburgische Seefahrtsbeteiligung »Albert Ballin« GmbH & 
Co. KG eingezahlt, an der sie damit zu 40,7 Prozent beteiligt ist. Die Hamburgische Seefahrts
beteiligung »Albert Ballin« GmbH & Co. KG wiederum hält – über zwei weitere Zwischengesellschaf-
ten – rund 57 Prozent der Anteile an der Hapag-Lloyd AG, sodass die HGV insgesamt zu 23,1 Prozent 
an der Hapag-Lloyd AG beteiligt ist. Zum Gesellschafterkreis der Hamburgischen Seefahrtsbeteili-
gung »Albert Ballin« GmbH & Co. KG gehören ferner die HSH und private Kommanditisten. Die 
Hapag-Lloyd AG ist im Zuge der weltweiten Schifffahrtskrise Anfang 2009 in große wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten. Neben der Beantragung staatsverbürgter Kredite im Umfang von 1,2 Mrd. 
Euro waren weitere Maßnahmen zur Stabilisierung und Rekapitalisierung der Hapag-Lloyd AG durch 
die Anteilseigner erforderlich. Im Rahmen dieser Maßnahmen hat die HGV Gesellschafterdarlehen 
von 342 Mio. Euro gewährt beziehungsweise zugesagt, die der Stärkung der Eigenkapitalbasis der  
Hapag-Lloyd AG dienen.

Sonstige Ereignisse

	� Zum 01.04.2009 wurde die Gesellschaft NKL Nordwestdeutsche Klassenlotterie Hamburg in eine 
Anstalt öffentlichen Rechts umgewandelt. Der Anteil der FHH beträgt 15,9 Prozent.

	� Der Landesbetrieb Laeiszhalle – Musikhalle Hamburg wurde zum 01.08.2009 auf die Elbphilharmonie 
und Laeiszhalle Service GmbH überführt.

	� Die BEWERBUNGSKOMITEE UNIVERSIADE HAMBURG 2015 Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung hat zum 31.08.2009 ihren Geschäftsbetrieb eingestellt.

Konzept zur strate- 
gischen Neuausrichtung 

der HSH Nordbank AG

Beteiligung der Stadt  
an der Hapag-Lloyd AG



Kernverwaltung

Investitionen

Um das Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum zu fördern und der konjunkturellen Schwächephase 
zu begegnen, tätigte Hamburg eine Vielzahl von Investitionen, unter anderem

	� UKE: Zum Jahreswechsel 2008 / 2009 wurde das Gebäude des neuen Klinikums in Eppendorf in Betrieb 
genommen. Der 2008 fertiggestellte Neubau für die Lehre (Campus Lehre) wurde im April 2009 ein-
geweiht. Im Juli 2009 beschloss die Bürgerschaft, einen Neubau für die Psychiatrie zu errichten, der 
zum Teil aus Mitteln des Konjunkturpakets bestritten werden soll. Der Neubau soll bis Mitte 2011 
abgeschlossen werden. Mit den Zuwendungen aus dem Hamburger Haushalt stärkt die Stadt die 
Stellung des Universitätsklinikums als national anerkannte Forschungs- und Ausbildungsstätte.

	� Europäisches Forschungszentrum XFEL: Der für den geplanten Röntgenelektronenlaser XFEL erforder
liche Beschleunigertunnel wird vom DESY-Gelände in Hamburg-Bahrenfeld über 3,2 km nach Schene-
feld führen, wo auch die Experimentierhallen erbaut werden sollen. Die FHH und Schleswig-Holstein 
werden sich mit einer Festbetragsfinanzierung am XFEL beteiligen und die für den Bau und Betrieb 
erforderlichen Grundstücke und Durchleitungsrechte erwerben.

	� Elbphilharmonie: Die wichtigste Neubaumaßnahme und ein aktueller Schwerpunkt im Bereich Kultur 
ist die Elbphilharmonie. Auf dem Kaispeicher A in der HafenCity wird eine neue Konzerthalle errichtet, 
die voraussichtlich 2013 ihre Tore öffnen wird. Das Gesamtkonzept sieht neben der eigentlichen 
Philharmonie eine Mantelbebauung (Hotel, Wohnen, Parken) durch einen privaten Investor vor.

	� U-Bahn: Der Bau der U-Bahn-Linie 4 hat im Sommer 2007 begonnen. Die Fertigstellung ist für Ende 
September 2012 geplant.

	� Hochwasserschutz: Mit dem laufenden Bauprogramm zur Verbesserung des Hochwasserschutzes 
wird die rund 100 km lange öffentliche Hochwasserschutzlinie um durchschnittlich einen Meter auf 
8 bis 8,50 m über Normalnull (NN), im Einzelfall bis auf 9 m über NN, erhöht. Die Wind und Wellen 
besonders ausgesetzten Deiche, vor allem in Wilhelmsburg, den Vier- und Marschlanden sowie am 
südlichen Elbufer, sollen vorrangig fertiggestellt werden. Im Planungszeitraum 2008 bis 2012 werden 
die Hochwasserschutzwände im Innenstadtbereich sowie eine Reihe von Einzelbauwerken (Schleusen, 
Sperrwerke, Tore) auf die neuen Schutzhöhen gebracht.

Gesetzliche Leistungen 

Die Aufwendungen für gesetzliche Leistungen im sozialen Bereich (im Wesentlichen Kindertages
betreuung, Hilfe zur Erziehung, Kosten der Unterkunft nach SGB II und XII, Sozialhilfe, Krankenhilfe, 
Hilfe nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, Wohnungslosenhilfe, Hilfe zur Pflege, sonstige Hilfe für 
ältere Menschen, Eingliederungshilfe, Blindengeld, Unterhaltsvorschuss, Maßregelvollzug und Schwer-
behindertenbeförderung) steigen nach leicht rückläufigen Tendenzen in den Jahren 1995 bis 1999 seit 
2000 kontinuierlich und auch anteilsmäßig an. Im Geschäftsjahr 2009 betrugen sie rund 2,1 Mrd. Euro. 
Damit stellen sie mit etwa 20 Prozent einen der größten Posten im Haushalt der FHH dar (vgl. auch  
Seite 47 »Strukturelle Risiken«). 

Investitionen zur Förderung  
des Wirtschafts- und  
Beschäftigungswachstums

Steigende Aufwendungen  
für Transferleistungen
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Zuwendungen

Die Gewährung von Zuwendungen an Stellen außerhalb der Verwaltung ist Ausdruck des zielorientier-
ten Einsatzes öffentlicher Mittel zur Erfüllung von Aufgaben, an denen ein öffentliches Interesse besteht. 
Mithilfe von Zuwendungen leistet die öffentliche Hand einen wesentlichen Beitrag zum Wohl der Stadt 
und ihrer Bürgerinnen und Bürger.

Größter Zuwendungsempfänger nach der Anzahl der Zuwendungen im Jahr 2009 war das Diakonische 
Werk Hamburg. Gemessen am Zuwendungsvolumen erhielt das UKE wie im Vorjahr den höchsten 
Gesamtbetrag.

Weitere Informationen über die Zuwendungen der Stadt finden sich im Haushaltsplan, im Finanzbericht, 
in den Berichten über den Haushaltsverlauf   http://www.hamburg.de/doppelhaushalt-2009-2010 sowie im  
»Dritten Empfängerbezogenen Zuwendungsbericht« des Senats vom 21.07.2009 (Drucksache 19 / 3649). 

  http://www.hamburg.de/zuwendungsbericht

Beschäftigte der Kernverwaltung

Der Senat hat im Januar 2009 beschlossen, den seit 2002 für externe Bewerberinnen und Bewerber 
geschlossenen Arbeitsmarkt wieder zu öffnen, um das Potenzial einer breiteren Bewerberbasis voll aus-
zuschöpfen. Die Fachbehörden und Ämter haben die zusätzlichen Möglichkeiten, die sich aus der Öffnung 
des internen Arbeitsmarkts ergeben, intensiv genutzt und 64 Prozent der erfolgreichen Stellenausschrei-
bungsverfahren mit Personen besetzt, die bisher nicht der Verwaltung angehörten.

Die Summe aller Beschäftigungsverhältnisse der Kernverwaltung erhöhte sich im Vergleich zum Vorjahr 
um 1.099 (+ 1,9 Prozent) auf 59.666. Den stärksten Anstieg verzeichnete dabei die Behörde für Schule 
und Berufsbildung (BSB) mit rund 450 neuen Stellen im Bereich der Lehrkräfte. 

Die Zahl der in Ausbildungsverhältnissen Beschäftigten hat sich 2009 auf 2.760 erhöht (Vorjahr: 2.487). 
Der Anstieg um 273 Auszubildende beziehungsweise 11 Prozent ist im Wesentlichen auf die Zunahme 
der Ausbildungsverhältnisse bei Polizei und Feuerwehr (+ 103 Personen) und die im Rahmen der Aus
bildungsoffensive erhöhte Anzahl verfügbarer Ausbildungsplätze zurückzuführen. Als Teil des Hamburger 
Konjunkturprogramms 2009 / 2010 wurde die Ausbildungsoffensive vom Senat im Frühjahr 2009 mit dem 
Ziel beschlossen, die Ausbildungsaktivitäten der öffentlichen Hand zu verstärken, um den Arbeitsmarkt 
zu entlasten und die konjunkturelle Entwicklung zu stützen. 

Den Zuwächsen standen teilweise verringerte Beschäftigtenzahlen in anderen Bereichen gegenüber.  

Die Integration der Rückkehrerinnen und Rückkehrer aus den Asklepios Kliniken Hamburg GmbH in die 
hamburgische Verwaltung stellt auch weiterhin eine wichtige Aufgabe der Dienststelle PersonalService 
Integration (PSI) beim Personalamt dar. Bis zum 31.12.2009 konnten 410 Beschäftigte erfolgreich in die 
Fachbehörden und Ämter der Stadt integriert werden. Damit reduzierte sich die Anzahl der noch im 
Personalbestand des PSI zur Vermittlung in den internen Arbeitsmarkt geführten Rückkehrerinnen und 
Rückkehrer auf 971. 

Zuwendungen an Stellen 
außerhalb der Verwaltung 

zur Erfüllung von Aufgaben 
zum Wohl der Stadt

Hamburg hat internen 
Arbeitsmarkt geöffnet



Vermögens- und Finanzlage 

Konzern 

Die Konzernbilanzsumme erhöhte sich um 1.496 Mio. Euro gegenüber dem Vorjahr auf 64.843 Mio. Euro 
(siehe Grafik auf Seite 40 oben).

Auf der Aktivseite stieg das Anlagevermögen auf 54.886 Mio. Euro. Dies entspricht einer Anlageninten-
sität von 85 Prozent. Das Sachanlagevermögen betrug 46.026 Mio. Euro. Die Finanzanlagen wurden  
mit 3.540 Mio. Euro ausgewiesen. Firmenwerte waren in Höhe von 2.555 Mio. Euro aktiviert. Die Ab-
schreibungsquote (prozentuale Höhe der Abschreibungen bezogen auf das Anlagevermögen) betrug  
2,5 Prozent.

Das Umlaufvermögen verringerte sich gegenüber dem Vorjahr um 4 Prozent auf 9.491 Mio. Euro.

Zum 31.12.2009 wies der Konzern FHH erstmals einen nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag  
von 131 Mio. Euro auf der Aktivseite der Bilanz aus (Vorjahr, korrigiertes Eigenkapital: 1.716 Mio. Euro). 
Die Eigenkapitalquote lag bei – 0,2 Prozent. Lang- und kurzfristiges Fremdkapital waren in Höhe von 
39.186 Mio. Euro (Vorjahr: 36.306 Mio. Euro) passiviert. Die Verbindlichkeitenquote betrug 60 Prozent.

Im Konzern FHH waren zum 31.12.2009 Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen  
in Höhe von 20.835 Mio. Euro ausgewiesen. Im Saldo erfolgte im Berichtsjahr eine Zuführung zu den 
Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen in Höhe von 534 Mio. Euro. Der Anteil der 
Pensionsrückstellungen an der Bilanzsumme betrug 32 Prozent.

BILANZPOSTEN 31.12.2008 
in Mio. Euro

 
Prozent

31.12.2009 
in Mio. Euro Prozent

Aufwendungen für die Ingangsetzung  
des Geschäftsbetriebs 0 – 3 0,0

Anlagevermögen 53.124 83,9 54.886 84,7

Umlaufvermögen 9.874 15,6 9.491 14,6

Rechnungsabgrenzungsposten 349 0,5 332 0,5

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 0 – 131 0,2

Summe Aktiva 63.347 100,0 64.843 100,0

Eigenkapital * 1.716 2,7 – –

Sonderposten 1.946 3,1 1.935 3,0

Rückstellungen * 23.265 36,7 23.487 36,2

Langfristiges Fremdkapital 28.856 45,5 31.341 48,3

Kurzfristiges Fremdkapital 7.450 11,8 7.845 12,1

Rechnungsabgrenzungsposten 114 0,2 235 0,4

Summe Passiva 63.347 100,0 64.843 100,0

*	  Angepasste Vorjahreswerte.

Konzernbilanzsumme auf  
64.843 Mio. Euro erhöht
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Negative 
Eigenkapitalquote

47.780 48.9851.205 Sonderposten

1.552 (3,2 %)

Rückstellungen

20.880 (42,6 %)

Verbindlichkeiten

26.418 (53,9 %)

Anlagevermögen

43.945 (89,7 %)

Umlaufvermögen

3.508 (7,2 %)
Nicht durch Eigenkapital  

gedeckter Fehlbetrag

– 2,5 %

Vermögenslage der Kernverwaltung der FHH 2009

Eigenkapital in Mio. Euro

Aktive Rechnungsabgrenzung: 327 Mio. Euro (0,7 %), Passive Rechnungsabgrenzung: 135 Mio. Euro (0,3 %); 
Prozentangaben: in Prozent von Bilanzsumme.

  Aktiva
  Passiva

Negative 
Eigenkapitalquote

64.712 64.843131 Sonderposten

1.935 (3,0 %)

Rückstellungen

23.487 (36,2 %)

Verbindlichkeiten

39.186 (60,4 %)

Anlagevermögen

54.886 (84,7 %)

Umlaufvermögen

9.491 (14,6 %)
Nicht durch Eigenkapital  

gedeckter Fehlbetrag

– 0,2 %

Vermögenslage des Konzerns FHH 2009

Eigenkapital in Mio. Euro

Aufwendungen für die Ingangsetzung des Geschäftsbetriebs bei der Hamburger Energie GmbH: 3 Mio. Euro (0,0 %), 
Aktive Rechnungsabgrenzung: 332 Mio. Euro (0,5 %), Passive Rechnungsabgrenzung: 235 Mio. Euro (0,4 %);  
Prozentangaben: in Prozent von Bilanzsumme.

  Aktiva
  Passiva



Kernverwaltung

Die Bilanzsumme lag zum Ende des Berichtsjahres 2009 mit 48.985 Mio. Euro um 1.354 Mio. Euro oder 
3 Prozent über dem Vorjahreswert von 47.631 Mio. Euro (siehe Grafik auf Seite 40 unten). Im Wesent
lichen ist dieser Anstieg auf den auf der Aktivseite ausgewiesenen nicht durch Eigenkapital gedeckten 
Fehlbetrag zurückzuführen.

Auf der Aktivseite stieg das Anlagevermögen um 0,2 Prozent auf 43.945 Mio. Euro (Vorjahr:  
43.844 Mio. Euro). Auf das Anlagevermögen entfielen 89,7 Prozent der gesamten Aktiva der FHH. Davon 
wurden unter den immateriellen Vermögensgegenständen 3.931 Mio. Euro, im Sachanlagevermögen 
31.887 Mio. Euro und unter den Finanzanlagen 8.127 Mio. Euro ausgewiesen. Während die immateriel-
len Vermögensgegenstände um 98 Mio. Euro und die Finanzanlagen um 64 Mio. Euro anstiegen, verrin-
gerte sich das Sachanlagevermögen um 61 Mio. Euro.

Das Umlaufvermögen erhöhte sich unwesentlich gegenüber dem Vorjahr um ein Prozent auf 3.508 Mio. 
Euro. Rückgängen bei den zum Verkauf bestimmten Grundstücken von 77 Mio. Euro standen Erhöhun-
gen bei den Forderungen von 41 Mio. Euro und bei den liquiden Mitteln von 76 Mio. Euro gegenüber.

Das Eigenkapital war erstmalig negativ und wurde auf der Aktivseite ausgewiesen. Es nahm aufgrund 
des Jahresfehlbetrags von – 1.159 Mio. Euro und vorgenommener Korrekturen zur Eröffnungsbilanz von 
– 104 Mio. Euro auf – 1.205 Mio. Euro (Vorjahr: 58 Mio. Euro) ab.

Auf der Passivseite erhöhten sich die Rückstellungen unwesentlich auf 20.880 Mio. Euro (Vorjahr:  
20.729 Mio. Euro). Auf die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen entfielen hiervon 
18.706 Mio. Euro (Vorjahr: 18.334 Mio. Euro).

Die Verbindlichkeiten der FHH erhöhten sich um 1.218 Mio. Euro und betrugen 26.418 Mio. Euro. Dabei 
stiegen die Anleihen und Obligationen um 660 Mio. Euro auf 8.559 Mio. Euro und die Verbindlichkeiten 
gegenüber verbundenen Organisationen und Organisationen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 
besteht, um 547 Mio. Euro auf 1.717 Mio. Euro.

Demgegenüber blieben die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten mit 13.750 Mio. Euro gegen-
über dem Vorjahr (13.724 Mio. Euro) nahezu unverändert.

BILANZPOSTEN 31.12.2008 
in Mio. Euro Prozent

31.12.2009 
in Mio. Euro Prozent

Anlagevermögen 43.844 92,0 43.945 89,7

Umlaufvermögen 3.466 7,3 3.508 7,2

Rechnungsabgrenzungsposten 321 0,7 327 0,7

Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag – – 1.205 2,4

Summe Aktiva 47.631 100,0 48.985 100,0

Eigenkapital 58 0,1 – –

Sonderposten 1.639 3,4 1.552 3,2

Rückstellungen 20.729 43,6 20.880 42,6

Langfristiges Fremdkapital 20.512 43,1 20.711 42,3

Kurzfristiges Fremdkapital 4.688 9,8 5.707 11,6

Rechnungsabgrenzungsposten 5 0,0 135 0,3

Summe Passiva 47.631 100,0 48.985 100,0

Bilanzsumme der Kern- 
verwaltung zum 31.12.2009:
48.985 Mio. Euro

Erstmalig nicht durch Eigen
kapital gedeckter Fehlbetrag

Rückstellungen für Pensionen 
und ähnliche Verpflich
tungen zum 31.12.2010 von 
18.706 Mio. Euro

Verbindlichkeiten der FHH auf 
26.418 Mio. Euro gestiegen
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Ertragslage

Konzern 

Während die Gesamtsumme der Erträge gegenüber dem Vorjahr rückläufig war, sind die Aufwendungen 
leicht gestiegen (siehe folgende Tabellen).

Aufstellung aggregierter Erträge und Aufwendungen aus laufender Geschäftstätigkeit 

Erträge 2008  
in Mio. Euro

2009  
in Mio. Euro

Steuererträge und 
steuerähnliche Erträge 9.275 7.996

Erträge aus Transferleistungen 641 566

Erträge aus 
Betriebsmittelzuwendungen 3 13

Umsatzerlöse 3.683 4.102

Gebühren und ähnliche Erträge 933 570

Aktivierte Eigenleistungen  
und Bestandsveränderungen * 130 116

Erträge aus Mieten  
und Pachten 133 90

Sonstige Erträge 1.518 1.912

   

Summe 16.316 15.365

* Angepasste Vorjahreswerte.

Die Erträge aus laufender Geschäftstätigkeit verringerten sich im Vergleich zum Vorjahr um 951 Mio. Euro 
auf 15.365 Mio. Euro. Die Steuererträge und steuerähnlichen Erträge stellten trotz einer Reduzierung um 
1.279 Mio. Euro den größten Posten auf der Ertragsseite dar. Die Sonstigen Erträge erhöhten sich um 
394 Mio. Euro auf 1.912 Mio. Euro. Dies war vor allem auf die im Vergleich zum Vorjahr höheren Auf
lösungen von Rückstellungen, Erträgen aus Nachaktivierungen und Zuschreibungen zurückzuführen. 
Letztere wurden allerdings im Rahmen der Kapitalkonsolidierung durch Aufwendungen ausgeglichen.

Im Berichtsjahr 2009 wurden Umsatzerlöse (Außenumsätze) von 4.102 Mio. Euro ausgewiesen. Dies 
entsprach einem Anstieg um 419 Mio. Euro im Vergleich zum Vorjahr (siehe oben stehende Tabelle).

Aufwendungen im  
Konzern leicht gestiegen 

Steuererträge sind  
größter Posten 

Anstieg der  
Umsatzerlöse 2009

Aufwendungen 2008  
in Mio. Euro

2009  
in Mio. Euro

Materialaufwendungen 1.838 1.952

Personalaufwendungen 5.552 6.469

Aufwendungen für 
Transferleistungen 3.306 3.154

Aufwendungen für 
Betriebsmittelzuwendungen 113 115

Aufwendungen für den 
Länderfinanzausgleich 381 40

Abschreibungen auf 
immaterielle Vermögens
gegenstände des Anlage
vermögens und Sachanlagen 1.386 1.410

Aufwendungen aus  
Mieten und Pachten 355 388

Sonstige Aufwendungen 1.949 2.144

Summe 14.880 15.672



Die 10 größten Tochterorganisationen nach Umsatzerlösen (nach Konsolidierung)

Tochterorganisation 
 

Umsatzerlöse 
2009  

in Mio. Euro

SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg 551

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) 310

Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft 290

Stadtreinigung Hamburg AöR (SRH) 255

HSE Hamburger Stadtentwässerung AöR 222

Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 220

GWG Gesellschaft für Wohnen und Bauen mbH 211

LOTTO Hamburg GmbH * 165

Hamburger Wasserwerke GmbH 165

Flughafen Hamburg Gesellschaft mit beschränkter Haftung (FHG) 162

Ohne Umsatzerlöse der Tochterorganisationen der Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA)  
(siehe Konzernabschluss 2009 der HHLA).

* 2009 erstmals konsolidiert.

Die Aufwendungen aus laufender Geschäftstätigkeit stiegen von 14.880 Mio. Euro im Vorjahr auf  
15.672 Mio. Euro. Die wesentlichen Posten stellten mit 6.469 Mio. Euro die Personalaufwendungen, 
mit 3.154 Mio. Euro die Transferleistungen und mit 2.144 Mio. Euro die Sonstigen Aufwendungen.

Im Geschäftsjahr 2009 wurde im Konzernverbund ein Fehlbetrag aus laufender Geschäftstätigkeit in 
Höhe von – 306 Mio. Euro ausgewiesen. Ebenso war das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 
mit – 1.609 Mio. Euro negativ.

Insgesamt wies die FHH 2009 im Konzern einen Jahresfehlbetrag in Höhe von – 1.704 Mio. Euro aus.
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Kernverwaltung

Die Kernverwaltung der FHH erwirtschaftete im Berichtsjahr erstmalig ein negatives Verwaltungsergeb-
nis von – 136 Mio. Euro. Erträgen von 11.003 Mio. Euro standen Aufwendungen von 11.139 Mio. Euro 
gegenüber (siehe unten stehende Tabellen). Damit verschlechterte sich das Verwaltungsergebnis 
gegenüber dem Vorjahr um 1.000 Mio. Euro (Vorjahr: 864 Mio. Euro).

Die Ertragsseite war im Wesentlichen geprägt durch Steuererträge und steuerähnliche Erträge. Diese 
entwickelten sich im Berichtsjahr infolge der Finanz- und Wirtschaftskrise stark rückläufig. Im Vergleich 
zum Vorjahr sanken sie um 1.277 Mio. Euro (14 Prozent) auf 7.996 Mio. Euro.

Aufstellung aggregierter Erträge und Aufwendungen aus laufender Geschäftstätigkeit

Erträge 2008  
in Mio. Euro

2009  
in Mio. Euro

Steuererträge und  
steuerähnliche Erträge 9.273 7.996

Erträge aus Gebühren, Beiträgen 
und Aufwendungsersatz 689 580

Erträge aus Geldbußen,  
Verwarnungs- und  
Zwangsgeldern, Geldstrafen 51 53

Privatrechtliche Entgelte 146 143

Erträge aus Transferleistungen 641 566

Sonstige Erträge 894 1.665

   

Summe 11.694 11.003

Die übrigen Erträge aus Verwaltungstätigkeit mit insgesamt 776 Mio. Euro ergaben sich aus Gebühren, 
Beiträgen, Geldbußen, Aufwendungsersatz, Verwarnungs- und Zwangsgeldern sowie privatrechtlichen 
Entgelten. 

Die hauptsächlich vom Bund stammenden Erträge aus Transferleistungen betrugen 566 Mio. Euro.

Zu den Sonstigen Erträgen in Höhe von 1.665 Mio. Euro zählten die Erträge aus der Auflösung von  
Rückstellungen, Sonderposten und Wertberichtigungen sowie die Erträge aus Anlagenabgängen und 
Nachaktivierungen. Den größten Posten bildeten mit 962 Mio. Euro die Erträge aus der Auflösung von 
Rückstellungen.

Die Aufwandsseite war geprägt von Sach-, Fach- und Personalaufwendungen. Sie betrugen insgesamt 
9.655 Mio. Euro (Vorjahr: 9.266 Mio. Euro). Der Personalaufwand stieg gegenüber dem Vorjahr um  
546 Mio. Euro. Davon entfielen 401 Mio. Euro auf Zuführungen zu Pensionsrückstellungen. Der Anteil des 
Personalaufwands an den Gesamtaufwendungen (Personalaufwandsquote) betrug 38,5 Prozent. Die Auf-
wendungen für den Länderfinanzausgleich nahmen von 381 Mio. Euro im Vorjahr auf 40 Mio. Euro ab.

Des Weiteren minderten Abschreibungen von 581 Mio. Euro (Vorjahr: 581 Mio. Euro) und Sonstige Auf-
wendungen von 903 Mio. Euro (Vorjahr: 983 Mio. Euro) das Ergebnis.

Das Finanzergebnis betrug – 1.023 Mio. Euro (Vorjahr: – 3.196 Mio. Euro). Es setzt sich im Wesentlichen 
zusammen aus zu leistenden Zinsaufwendungen von 921 Mio. Euro und Abschreibungen auf Finanz
anlagen und Wertpapiere des Umlaufvermögens von 212 Mio. Euro. Demgegenüber standen Zinsen und 
ähnliche Erträge von 97 Mio. Euro.

Im Ergebnis weist die FHH einen Jahresfehlbetrag von – 1.159 Mio. Euro aus (Vorjahr: – 2.332 Mio. Euro).

Gesamterträge 2009  
der Kernverwaltung  
von 11.003 Mio. Euro 

Größter Ertragsposten  
mit 7.996 Mio. Euro sind 

Steuererträge und  
steuerähnliche Erträge 

Übrige Erträge aus  
Verwaltungstätigkeit  

von 776 Mio. Euro

Personalaufwandsquote  
bei 38,5 Prozent

Jahresfehlbetrag der  
FHH von – 1.159 Mio. Euro

Aufwendungen 2008  
in Mio. Euro

2009  
in Mio. Euro

Aufwendungen aus  
Verwaltungstätigkeit 1.128 1.183

Personalaufwendungen 3.740 4.286

Aufwendungen für  
Transferleistungen 4.017 4.146

Aufwendungen für  
den Länderfinanzausgleich 381 40

Abschreibungen auf  
immaterielle Vermögens
gegenstände des Anlage
vermögens und Sachanlagen 581 581

Sonstige Aufwendungen 983 903

SUMME 10.830 11.139



Nachtragsbericht

Hamburg Kreativ GmbH

Mit Eintragung in das Handelsregister wurde am 25.02.2010 die Hamburg Kreativ GmbH gegründet.  
Sie verfolgt das Ziel, Hamburg als Standort für die Kreativwirtschaft zu stärken. Dies soll durch umfang
reiche Beratungsangebote, Unterstützungsleistungen bei der Suche nach Büroräumen, den Aufbau eines 
Netzwerks und die Entwicklung branchenspezifischer Förderinstrumente erreicht werden. Die FHH ist 
alleinige Gesellschafterin der Hamburg Kreativ GmbH.

HanseMerkur Zentrum für Traditionelle Chinesische Medizin am UKE gemeinnützige GmbH (TCM)

Mit Gesellschaftsvertrag vom 12.04.2010 wurde die HanseMerkur Zentrum für Traditionelle Chinesische 
Medizin am UKE gemeinnützige GmbH (TCM) gegründet. Aufgabe der Gesellschaft ist die Förderung von 
Wissenschaft und Forschung sowie der Berufsbildung auf dem Gebiet der Traditionellen Chinesischen 
Medizin. Die HanseMerkur Zentrum für Traditionelle Chinesische Medizin am UKE gemeinnützige GmbH 
(TCM) ist ein Public-Private-Partnership-Projekt. Mehrheitsgesellschafterin ist die HanseMerkur Ver
sicherungsgruppe, welche auch die Anschubfinanzierung leistet. Die FHH ist mit 24 Prozent beteiligt.

Hapag-Lloyd AG / Hamburgische Seefahrtsbeteiligung »Albert Ballin« GmbH & Co. KG

Ende Januar 2010 hat die HGV die zweite Rate des Gesellschafterdarlehens in Höhe von 7,7 Mio. Euro 
an die Hamburgische Seefahrtsbeteiligung »Albert Ballin« GmbH & Co. KG gezahlt. Diese Mittel sollen 
dazu genutzt werden, die Kapitalerhöhung der Hapag-Lloyd AG bestreiten zu können. Des Weiteren hat 
die HGV der Hamburgischen Seefahrtsbeteiligung »Albert Ballin« GmbH & Co. KG – entsprechend einer 
bereits im Zuge des Anteilserwerbs abgegebenen Patronatserklärung – im März 2010 ein weiteres 
Gesellschafterdarlehen in Höhe von 175 Mio. Euro gewährt, damit diese ein Gesellschafterdarlehen der 
TUI AG ablösen kann. 

Kühne School of Logistics and Management GmbH

Die Gesellschaft Kühne School of Logistics and Management GmbH wurde zum 01.01.2010 vollständig 
privatisiert.

SAGA GWG

Seit die HGV zum 01.01.2010 für 75 Mio. Euro weitere Anteile an der SAGA Siedlungs-Aktiengesell-
schaft Hamburg erwarb, ist sie mit einem Anteil von rund 50 Prozent Mehrheitsaktionärin der SAGA. Im 
Zuge der schrittweisen Überführung der Verkaufserlöse aus A-Aktien der HHLA und Anteilen an der 
Daimler Luft- und Raumfahrt Holding AG (DLRH) an die FHH hat die HGV Ende Juni 2010 für 248 Mio. Euro 
weitere Anteile an der SAGA erworben. Hierdurch ist ihr Anteil an der SAGA auf 58,7 Prozent gestiegen.

Entsprechend der Ende 2009 angepassten Planung hat die GWG-Beteiligungsgesellschaft mbH Anfang 
Januar 2010 weitere 19 Prozent ihrer Anteile an der GWG Gesellschaft für Wohnen und Bauen mbH mit 
einem Wert von 100 Mio. Euro auf die SAGA übertragen. Diese hält mit rund 57 Prozent der Anteile 
nunmehr die Mehrheit der Anteile an der GWG. 

Deutsche Akkreditierungsstelle GmbH (DAkkS)

Die FHH trat der Gesellschaft 2010 mit einem Anteil in Höhe von 3,7 Prozent bei. Der Bund und weitere 
Bundesländer sind ebenfalls Gesellschafter.

Hamburg Kreativ GmbH  
zur Stärkung der  
Kreativwirtschaft  
in der FHH gegründet

Förderung der Tradi- 
tionellen Chinesischen  
Medizin am UKE durch  
neugegründete TCM

Gesellschafterdarlehen  
der HGV für »Albert Ballin«  
GmbH & Co. KG

HGV mit 58,7 Prozent  
Mehrheitsaktionärin  
an der SAGA
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Sondervermögen Schule – Bau und Betrieb (SV SchuB) 

Zum 01.01.2010 hat das Sondervermögen Schule – Bau und Betrieb (SV SchuB) seinen Betrieb aufge-
nommen. Im Wege eines Objektmanagements soll eine wirtschaftlich nachhaltige Finanzierungsgrund-
lage für den Schulbau und die Instandhaltung der Schulgebäude geschaffen werden.

Stiftung Lebensraum Elbe

Mit dem von der Bürgerschaft beschlossenen Gesetz über die »Stiftung Lebensraum Elbe« vom 28.05.2010 
verkündete der Senat die Errichtung der gleichnamigen Stiftung öffentlichen Rechts. Die Stiftung 
Lebensraum Elbe hat den Zweck, den ökologischen Zustand der Tideelbe zu verbessern. Sie soll dazu 
insbesondere Flachwasserbereiche schaffen.

Neues Haushaltswesen Hamburg (NHH)

Zum 01.01.2010 wurde in zwei Fachbehörden ein neues SAP-System planmäßig produktiv gesetzt und 
die Grundlage für ein neues Haushaltswesen in Hamburg geschaffen. Bis 2014 soll das neue Rechnungs-
wesensystem flächendeckend in allen Fachbehörden und Ämtern der Stadt eingeführt sein. Gerade in 
Zeiten verengter finanzpolitischer Handlungsräume kommt es darauf an, das gesamte Potenzial einer 
leistungsorientierten Verwaltung mithilfe moderner betriebswirtschaftlicher Instrumente und Verfahren 
auszuschöpfen. Mit der Einführung einer neuen Haushaltssteuerung, die von der Planung über die 
Bewirtschaftung bis zur Rechnungslegung am Ressourcenverbrauch orientiert ist, setzt Hamburg den 
eingeschlagenen Modernisierungskurs konsequent fort.

Risiko- und Chancenbericht

Die Risiken des Hamburger Haushalts werden durch kurz- und mittelfristige konjunkturelle Schwankun-
gen sowie langfristige strukturelle und demografische Entwicklungen bestimmt. Zu den konjunktur
abhängigen Risiken zählen die Entwicklungen des Steueraufkommens, der Zinszahlungen und der sozia
len Transferleistungen. Langfristige strukturelle Risiken liegen vor allem bei der Entwicklung der Steuer
erträge infolge von Änderungen des Steuerrechts. Weitere Risiken erwachsen aus demografischen 
Veränderungen der Gesellschaft. Für das Jahr 2010 und die kommenden Geschäftsjahre ist mit folgenden 
wesentlichen Risiken, aber auch Chancen zu rechnen:

Konjunkturabhängige Risiken

Langfristige empirische Untersuchungen belegen, dass die Entwicklung des Steueraufkommens in 
Deutschland zeitlich versetzt, aber weitestgehend parallel zur nominalen Entwicklung des BIP verläuft. 
Die FHH trägt den zum Zeitpunkt der Haushaltsplanaufstellung erkennbaren Risiken bei der Entwicklung 
der Steuererträge durch eine vorsichtige Veranschlagung Rechnung. Geplante Steuerrechtsänderungen 
oder erwartete Steuerrückerstattungen werden durch entsprechende Abschläge vom geschätzten 
Steueraufkommen berücksichtigt.

Die Mai-Steuerschätzung 2010 hat den massiven Einbruch der Erträge des Vorjahres infolge der Wirt-
schafts- und Finanzkrise weitestgehend bestätigt. Mit Ausnahme moderat verbesserter Ertragserwar-
tungen für das Jahr 2010 hat sie für die Folgejahre bis 2013 nur geringfügige Steuermindererträge in 
einer Größenordnung von jahresdurchschnittlich knapp 88 Mio. Euro ergeben. Trotz wirtschaftlicher 
Erholung wird Hamburg auch auf mittlere Sicht nicht mit strukturell höheren Erträgen rechnen können. 

Die für 2010 leicht verbesserten Ertragsaussichten sind vorrangig auf höhere Ertragserwartungen für die 
Umsatzsteuer sowie die veranlagte Einkommensteuer zurückzuführen. Ausschlaggebend für den höhe-
ren Schätzwert bei der Umsatzsteuer ist neben leicht verbesserten Wachstumsaussichten auch der 
höhere Selbstbehalt Hamburgs. Diese Mehrerträge überlagern nicht unerhebliche Ertragsverschlech
terungen bei der Körperschaftsteuer.

Nachhaltige Finanzierung 
und Instandhaltung  
der Schulgebäude

Einführung einer neuen 
Haushaltssteuerung;

zwei Fachbehörden  
arbeiten im neuen System

Massiver Einbruch der  
Steuererträge 2009 –  

moderate Verbesserung  
für 2010 erwartet



Das prognostizierte Ertragsplus bei den Hamburg verbleibenden Steuern im laufenden Jahr korrespon-
diert mit der konjunkturellen Aufhellung, die 2010 etwas kräftiger ausfallen wird als noch im November 
2009 erwartet. Sowohl die gesamtwirtschaftlichen Vorausschätzungen von Bundesregierung und füh-
renden Wirtschaftsforschungsinstituten als auch die aktuellen Stimmungsindikatoren weisen darauf hin, 
dass der wirtschaftliche Umschwung nach dem historischen Konjunktureinbruch zur Jahreswende 
2008 / 2009 nunmehr geschafft ist.

Von dieser Entwicklung werden die Hamburger Steuererträge in mittel- und langfristiger Perspektive 
allerdings nur bedingt profitieren. Zum einen verläuft der wirtschaftliche Aufholungsprozess so langsam, 
dass der Wachstumspfad der Jahre vor der Krise in absehbarer Zeit nicht wieder erreicht wird. Diese struk-
turelle Niveauabsenkung der inländischen Wertschöpfung führt auf der Ertragsseite in Hamburg wie 
bundesweit zu einem strukturell geringeren Aufkommen bei den Steuern. Obgleich eine erneute kon-
junkturelle Eintrübung wenig wahrscheinlich scheint, sind die Prognosen der künftigen wirtschaftlichen 
Entwicklung mit erheblicher Unsicherheit behaftet.

Gleichzeitig gibt es Anzeichen, die auf eine Konjunkturabschwächung im kommenden Jahr hinweisen 
und eine Abkühlung der Weltwirtschaft erwarten lassen. Dämpfend dürfte sich 2011 die Rückführung 
der expansiven Finanzpolitik auswirken. Ungewiss ist darüber hinaus, welche Entwicklung die südeuro-
päische Verschuldungskrise nehmen wird, die ihren Ausgangspunkt in Griechenland hatte. Im Frühjahr 
2010 sorgte das Bekanntwerden massiver Haushaltsdefizite im Mittelmeerraum vorübergehend für 
eine erneute Destabilisierung der Finanzmärkte. Die Finanzierung dieser Länder am Kapitalmarkt kam 
durch das mangelnde Vertrauen der Kreditgeber in die Bonität einiger Staaten temporär zum Erliegen. 
Vor diesem Hintergrund entwickelten die EU-Länder einen »Stabilisierungsmechanismus«, der im Not-
fall gegenseitige Hilfsmaßnahmen vorsieht und die Staatshaushalte aller Länder der Euro-Zone stützen 
sowie gegen Spekulationen vonseiten der Finanzmärkte schützen soll. Im Falle einer Verschärfung und 
Ausbreitung der Verschuldungskrise auf weitere EU-Staaten könnten sich rezessive Tendenzen ent
wickeln, die auch die FHH mit ihrer ausgeprägten Exportneigung treffen könnten.

Ebenfalls abhängig vom Konjunkturverlauf ist die Zinsentwicklung. Hamburg hatte 2009 im Bereich  
seiner Kernverwaltung rund 921 Mio. Euro für Zinsaufwendungen aufzubringen. Gegenwärtig bestehen 
für die FHH aufgrund des niedrigen Zinsniveaus gute Refinanzierungsbedingungen für langfristige  
Verbindlichkeiten am Kapitalmarkt. Zinserhöhungen wiederum können zu steigenden Zinsbelastungen  
für den Hamburger Haushalt führen. Eine Zinserhöhung um einen Prozentpunkt würde zu Mehrauf
wendungen von etwa 40 bis 55 Mio. Euro jährlich führen. Die FHH begegnet dem Zinssteigerungsrisiko 
durch eine vorausschauende Veranschlagung der Zinsaufwendungen im Haushalt und eine zinskosten
optimierte Kreditaufnahmepolitik. So schließt die Stadt zum Beispiel Zinssicherungsgeschäfte ab, um 
Risiken aus Zinsveränderungen zu minimieren. Das Zinsänderungsrisiko unterliegt einer fortlaufenden 
Kontrolle. Darüber hinaus werden Kapitalmarktrisiken auf Basis von Regelungen der Finanzbehörde 
begrenzt.

Strukturelle Risiken 

In den kommenden Jahren ist mit einem weiteren, auch anteilsmäßigen Anstieg der aus dem Haushalt 
der FHH zu finanzierenden großen gesetzlichen Leistungen (Kindertagesbetreuung, Hilfen zur Erziehung, 
Hilfe zur Pflege, Sozial- und Eingliederungshilfe u. a.) zu rechnen. Diese Leistungen machen 2009 mit Auf-
wendungen von rund 2,1 Mrd. Euro einen Anteil von etwa 20 Prozent der Gesamtaufwendungen aus. 
Für das laufende Haushaltsjahr wird ein vergleichbares Volumen erwartet. Gesellschaftliche Entwick-
lungstrends wie die steigende Nachfrage nach Betreuungsangeboten für Kinder und der demografische 
Wandel lassen auch künftig trotz intensiver Steuerungsbemühungen steigende Aufwendungen erwar-
ten. Die Höhe der künftigen Aufwendungen wird jedoch nicht zuletzt durch bundesgesetzliche und 
konjunkturelle Entwicklungen bestimmt, die zum jetzigen Zeitpunkt nicht abgeschätzt werden können.

Konjunkturaufhellung  
nach Einbruch 2008 / 2009

Konjunkturprognosen  
mit starker Unsicherheit  
behaftet

Risiken aus der  
Zinsentwicklung für den 
Hamburger Haushalt

Steigende Staatsausgaben 
wegen ansteigender 
gesetzlicher Leistungen

Lagebericht und Konzernlagebericht  Konzernabschluss  Jahresabschluss für die Kernverwaltung  Weitere Informationen 46 47



Demografische Risiken

Demografische Faktoren wie der Anstieg der Lebenserwartung, der Geburtenrückgang sowie der Wande
rungssaldo beeinflussen auch zukünftig die Aufwands- und Ertragsentwicklung der FHH. Obgleich die 
Bevölkerungsvorausberechnung einen Zuwachs bis 2025 prognostiziert, wird aufgrund der veränderten 
Altersstruktur der Bevölkerung eine Verschiebung der Aufwendungen und Erträge stattfinden. So ist 
langfristig mit geringeren Aufwendungen für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene (Kita, Schule, 
Ausbildung und Universität) zu rechnen, wohingegen die Investitionsbedarfe für ältere Menschen steigen 
werden. Diese sich bereits heute abzeichnenden wachsenden Kosten müssen in den Langzeitplanungen 
der Verwaltungen aller staatlichen Ebenen berücksichtigt werden.

Risiken aus SteuerRechtsÄnderungen

Über die allgemeinen konjunkturabhängigen und strukturellen Risiken hinaus gibt es spezielle Risiken, 
die aus Steuerrechtsänderungen resultieren.

In den letzten Jahren sind zahlreiche Gesetze in Kraft getreten, die Bürgerinnen und Bürger sowie Unter-
nehmen entlasten und im Hamburger Haushalt zu Mindererträgen führen. Zu den Auswirkungen  
von Steuerrechtsänderungen auf die Steuerbelastung der in den Konzernabschluss einbezogenen  
Organisationen lässt sich im Detail keine Aussage treffen, weil die Sachverhalte sich in den zahlreichen 
Organisationen der FHH sehr vielfältig gestalten. 

Die im Jahr 2009 beschlossenen Steuerrechtsänderungen sehen jedoch zwecks Unterstützung der Unter-
nehmen in Zeiten der Weltwirtschaftskrise zahlreiche Erleichterungen bereits ab 2009 vor. So wurden 
die Einschränkungen für den Abzug von Finanzierungsaufwendungen (sogenannte Zinsschranke) durch 
das Wachstumsbeschleunigungsgesetz gelockert. Ebenso wurde wieder die Möglichkeit eingeführt, 
geringwertige Wirtschaftsgüter bis zu einer Höhe von 410 Euro in voller Höhe sofort und bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens degressiv abzuschreiben. 

Aufgrund der erstmalig gesetzlichen Regelung des steuerlichen Querverbunds ist damit zu rechnen, dass 
bisher weitreichend genutzte steuerliche Verrechnungsmöglichkeiten von Verlusten, insbesondere aus 
dem Verkehrsbereich, mit Gewinnen anderer Gesellschaften zukünftig eingeengt werden. Die Folgen 
lassen sich noch nicht quantifizieren.

Demografische Faktoren 
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Aufgrund der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts wurde die sogenannte Pendlerpau-
schale ab dem ersten Kilometer wieder eingeführt und das Bürgerentlastungsgesetz – Krankenversiche-
rung verabschiedet, das ab dem 01.01.2010 die Möglichkeit vorsieht, alle Beiträge für die Kranken- und 
Pflegeversicherung von der Steuer abzusetzen. Im Hamburger Haushalt sind dadurch Mindererträge 
von insgesamt rund 1,1 Mrd. Euro in den Jahren 2009 bis 2013 zu erwarten.

Den Folgen der weltweiten Konjunkturabschwächung wurde mit gezielten steuerlichen Maßnahmen im 
Rahmen des Gesetzes zur Förderung von Familien und haushaltsnahen Dienstleistungen (FamLeistG), 
der Nachfolgeregelung und Änderung des Investitionszulagengesetzes und den Konjunkturpaketen I 
und II begegnet, von denen die Bürgerinnen und Bürger, private Haushalte und Unternehmen profitie-
ren. Diese führen gleichwohl im Hamburger Haushalt in den Jahren 2009 bis 2013 zu Mindererträgen in 
Höhe von rund 1,1 Mrd. Euro.

Neben Steuerertragsrisiken besteht ein noch nicht genau quantifizierbares Risiko aus der Beitragslast  
im Länderfinanzausgleich. Die Beitragslast hängt maßgeblich von der Höhe des gesamtstaatlichen  
Steueraufkommens und dessen Verteilung auf die einzelnen Gebietskörperschaften ab. Im Jahr 2009 
hat die FHH rund 23 Mio. Euro in den Länderfinanzausgleich gezahlt, nach der Steuerschätzung vom  
Mai 2010 werden bis 2014 jährliche Zahlungen im Länderfinanzausgleich zwischen 105 Mio. Euro und 
275 Mio. Euro erwartet.

Noch nicht näher abgeschätzt werden können die Auswirkungen der in der Gemeindefinanzkommission 
derzeit diskutierten Abschaffung der Gewerbesteuer zugunsten neuer Zuschlagsrechte der Gemeinden 
bei der Lohn-, Einkommen- und Körperschaftsteuer. Angesichts der hohen Wachstumsdynamik beim 
Gewerbesteueraufkommen in der Vergangenheit und einer Schwankungsbreite, die kaum größer ist  
als die der übrigen ertragsabhängigen Steuern, ist für Hamburg im Fall einer Abschaffung von nicht 
unerheblichen Einnahmeverlusten auszugehen. Zudem besteht ein Risiko bei der Lohnsteuerzerlegung. 
Durch die Neufestsetzung der Zerlegungssätze sowie die zunehmende elektronische Erfassung im 
Lohnsteuerverfahren könnten sich die Zerlegungsansprüche anderer Länder zu Hamburgs Lasten  
erhöhen. Eine Vielzahl von Zerlegungsfällen wurde zuvor nicht erfasst.

Sonstige Risiken

Derzeit bilanziert die FHH die Pensionsrückstellungen im Jahresabschluss der Kernverwaltung in Anleh-
nung an das Steuerrecht mit einem Rechnungszinsfuß von 6,0 Prozent. Das am 29.05.2009 in Kraft 
getretene Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) schreibt für private Unternehmen einen von der 
Bundesbank herausgegebenen Zinssatz vor. Nach der Rückstellungsabzinsungsverordnung (Rück
AbzinsV) des § 253 Abs. 2 Satz 4 und 5 HGB beträgt der für den Monat September 2010 bei einer ange-
nommenen Restlaufzeit von 15 Jahren ausgewiesene Zinssatz 5,17 Prozent.

Die Standards für die staatliche doppelte Buchführung (Standards staatlicher Doppik), die von der FHH 
bei Umstellung auf das Neue Hamburger Haushaltswesen ab dem 01.01.2015 anzuwenden sind, sehen 
in Abweichung von den Regelungen des BilMoG vor, Pensionsverpflichtungen mit einem Zinssatz von 
4,5 Prozent zu diskontieren. Der Zinssatz leitet sich aus dem siebenjährigen Durchschnitt der Umlauf-
renditen für börsennotierte Bundeswertpapiere mit einer Restlaufzeit von über 15 bis einschließlich 
30 Jahren ab. Er wird jährlich durch das Gremium zur Standardisierung des staatlichen Rechnungs
wesens nach § 49  a Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) überprüft und bei einer festgestellten Abwei-
chung von mehr als 0,5 Prozentpunkten im Vergleich zum Referenzzinsatz angepasst.

Risiken aus der  
Beitragslast im  
Länderfinanzausgleich

Rechnungszinsfuß  
privater Unternehmen  
5,2 Prozent

Regelungen zur Passivierung  
der Pensionsrückstellungen: 
Zinssatz von 4,5 Prozent  
ergäbe Anpassungsbetrag von 
3,5 Mrd. Euro
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Bei Ansatz eines Zinssatzes von 4,5 Prozent würde sich in der Bilanz der FHH ein eigenkapitalwirksamer 
Anpassungsbedarf in Höhe von 3,5 Mrd. Euro ergeben (siehe Grafik auf Seite 48 unten).

Zu weiteren Risiken, insbesondere aus Steuerschätzung, Länderfinanzausgleich und langfristigen struk
turellen Haushaltsrisiken, wird auf den vom Senat vorgelegten Finanzbericht verwiesen.   http://www.

hamburg.de/doppelhaushalt-2010-2011

Risikomanagement der Gebietskörperschaft

Entsprechend den Regelungen nach § 91  Abs. 2 Aktiengesetz (AktG) haben Aktiengesellschaften und über 
die Ausstrahlungswirkung auch andere Unternehmen ein Risikofrüherkennungssystem einzurichten.  
In welchem Umfang die Geschäftsführungen der öffentlichen Unternehmen der FHH ein Risikomanage-
mentsystem implementiert haben, bestimmt sich nach Eigenart und Größe des Unternehmens und der 
Komplexität der Struktur.

Im Konzernverbund der Stadt ist zur Identifizierung und Steuerung der Risiken der zukünftigen Entwick-
lung für alle wesentlichen Konzerngesellschaften ein Risikomanagementsystem (RMS) eingerichtet.  
Im Rahmen des RMS nehmen die Gesellschaften mindestens jährlich eine Risikoinventur vor, indem sie  
die vorhandenen und zukünftigen Risiken und Risikoursachen erfassen, Eintrittswahrscheinlichkeiten 
und mögliche Schadenshöhen bewerten und klassifizieren. Die Ergebnisse werden in jährlichen Risiko
berichten dargestellt. Für das unterjährige Risikocontrolling sind Monitoring- und Steuerungsinstrumente 
implementiert.

Mit Beschluss der Senatskommission für öffentliche Unternehmen wurde zum 30.06.2009 der Hamburger 
Corporate Governance Kodex (HCGK) eingeführt. Er gilt für alle Unternehmen, an denen die FHH oder die 
HGV eine direkte Mehrheitsbeteiligung halten (mit Ausnahme der HGV selbst). 

Mit dem HCGK sollen folgende Ziele erreicht werden:

	� Information aller damit befassten Personen in Hamburg über die wichtigsten Grundsätze zur Führung, 
Überwachung und Prüfung öffentlicher Unternehmen. 

	� Einhaltung dieser Grundsätze (Abweichungen sollen jährlich ausgewiesen und begründet werden).

	� Öffentlichkeitsarbeit (Information der Bürgerschaft und der interessierten Öffentlichkeit über die 
Rolle der FHH als Gesellschafterin in öffentlichen Unternehmen).

Der HCGK orientiert sich in der Struktur und im Inhalt am Deutschen Corporate Governance Kodex 
(DCGK). Auch wurden Erfahrungen aus anderen Gebietskörperschaften berücksichtigt. Wie der DCGK 
wird auch der HCGK einmal jährlich angepasst. Die erste Anpassung wurde zum 01.01.2010 vorge
nommen. Die öffentlichen Unternehmen haben erstmals für das Geschäftsjahr 2009 Entsprechens
erklärungen abgegeben. Nähere Informationen zu den ersten Erfahrungen der öffentlichen Unternehmen 
mit dem HCGK finden sich im Beteiligungsbericht 2009, der nach Senatsbeschluss unter   http://www.

beteiligungsbericht.fb.hamburg.de/Download.html veröffentlicht wird.

Im Rahmen der Modernisierung des Hamburger Haushaltswesens wird ein internes Kontrollsystem 
(IKS) eingeführt, das die Standards und Normen des Rechnungswesens nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung beschreibt und überwacht. Im Mittelpunkt stehen Maßnahmen der Qualitätsver-
besserung im Rechnungswesen und die Neugestaltung der Geschäftsprozesse. Das IKS wird voraussicht-
lich zum Haushaltsjahr 2013 vollständig implementiert sein. Die dazu erforderlichen Arbeiten sind als 
Projekt »Herakles« angelaufen; erste Ergebnisse werden für 2011 / 2012 erwartet.

Risikomanagementsystem  
zur Identifizierung und  

Steuerung von Risiken im  
Konzernverbund der FHH

Hamburger Corporate  
Governance Kodex (HCGK) 

für öffentliche Unter- 
nehmen wurde zum 

30.06.2009 eingeführt

Einführung eines  
IKS im Rahmen  

der Modernisierung  
des Hamburger  

Haushaltswesens



Chancen

Gesamtwirtschaftliche Chancen

Die günstige geografische Lage Hamburgs wirkt sich positiv auf die Standortattraktivität und die damit 
verbundenen Wachstums- und Beschäftigungschancen aus. Die vom Hafen ausgehenden wirtschaft
lichen Impulse und die daraus resultierenden ökonomischen Effekte nehmen einen außerordentlichen 
Stellenwert bei der Betrachtung der gesamtwirtschaftlichen Chancen für Hamburg und seine Metro
polregion ein. Bereits heute hat sich Hamburg als zentrale Drehscheibe des europäischen Handels im 
Ostseeraum etabliert. Darüber hinaus wird mehr als die Hälfte des deutschen Chinahandels über den 
Hamburger Hafen abgewickelt. Mit Investitionen in Milliardenhöhe wird deshalb die Hafeninfrastruktur 
weiter ausgebaut; vor allem die erneute Fahrrinnenvertiefung der Elbe soll die Wettbewerbsfähigkeit 
des Hamburger Hafens dauerhaft stärken. Des Weiteren wird der Hafen nachhaltig von der wieder 
anziehenden Konjunktur und der Expansion des Welthandels profitieren. Auch die Luftfahrtbranche birgt 
langfristige Chancen für die Wirtschaftskraft Hamburgs. Als drittgrößter ziviler Luftfahrtstandort der 
Welt verfügt die FHH über ein hohes Maß an Spitzentechnologien und Forschungseinrichtungen in  
diesem Bereich. Im Zuge des sektoralen Strukturwandels wird dem Dienstleistungssektor eine zentrale 
Rolle für die Entwicklung von Beschäftigung und Produktivität zugeschrieben. Dieser ist in Hamburg von 
herausragender wirtschaftlicher Bedeutung. Besondere Spezialisierungsvorteile gegenüber anderen 
deutschen Metropolen besitzt Hamburg in den Bereichen Werbung, Versicherungen und Kreativwirt-
schaft. Überdies ist der Groß- und Außenhandel, bedingt durch den Hamburger Hafen, traditionell stark. 
Schließlich ist Hamburg ein bedeutender Standort der Medien- und Verlagswirtschaft. Dank dieses breit 
gefächerten Wirtschaftsgefüges wird sich die Hansestadt im nationalen und internationalen Wettbewerb 
behaupten können.

Strategische Chancen

Der globale Wettbewerb und die internationale Arbeitsteilung bewirken anhaltende Veränderungen der 
wirtschaftlichen Strukturen. Die daraus erwachsenen strukturellen und konjunkturabhängigen Risiken 
stellen Hamburg vor neue Herausforderungen, denen der Senat mit dem 2009 konkretisierten Leitbild 
»Hamburg – Wachsen mit Weitsicht« begegnet. Im Fokus der aktiven Wachstumspolitik der Landes
regierung steht nicht nur die Förderung der traditionellen Stärken Hamburgs – Hafen, Handel und  
Außenwirtschaft –, sondern auch die Erschließung neuer zukunftsträchtiger Entwicklungsbereiche. 
Besonders innovative Branchen, zum Beispiel im Bereich der regenerativen Energien oder der digitalen 
Wirtschaft, sollen in der Handels- und Medienmetropole Hamburg auf optimale Bedingungen treffen. 
Diese langfristige Wachstumsstrategie berücksichtigt dabei auch gesellschaftliche und soziale Faktoren, 
die die Lebensqualität und die Attraktivität der FHH ausmachen. Hamburg zieht als lebenswerte Stadt 
bereits heute gerade qualifizierte Fachkräfte an. So bleibt Hamburgs Metropolcharakter angesichts 
hoher Dynamik, Innovationskraft und kultureller Vielfalt erhalten. 

Hamburg mit geografisch  
günstiger Lage

Hamburg begegnet  
strukturellen und  
konjunkturabhängigen  
Risiken mit dem  
Programm »Hamburg –  
Wachsen mit Weitsicht«
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Prognosebericht

Auch in den Folgejahren steht der Konzern FHH vor großen Herausforderungen und muss sich externen 
wie internen Veränderungen stellen.

Bilanzrechtsmodernisierung

Am 29.05.2009 trat das BilMoG in Kraft. Mit der größten Reform des Handelsrechts seit vielen Jahren 
verfolgt der Gesetzgeber das Ziel, das HGB-Bilanzrecht zu einer dauerhaften und im Verhältnis zu den 
internationalen Rechnungslegungsstandards vollwertigen, aber kostengünstigeren und einfacheren 
Alternative fortzuentwickeln. 

Grundsätzlich sind die bilanzrechtlichen Neuregelungen erstmalig für Geschäftsjahre verpflichtend anzu-
wenden, die nach dem 31.12.2009 beginnen. Von der Option des Gesetzgebers, die neuen Regelungen 
bereits vollständig 2009 anzuwenden, wurde für die verbundenen Organisationen der FHH kein Gebrauch 
gemacht. 

Die bilanziellen und erfolgswirksamen Auswirkungen der Neuregelungen betreffen beispielsweise die 
Dotierung von Rückstellungen, die Behandlung bestehender Sonderposten und Aufwandsrückstellun-
gen oder den Ausweis latenter Steuern.

Aus Konzernsicht sollten wirtschaftliche Grundannahmen und der Umgang mit Übergangsfristen ein-
heitlich erfolgen. Entsprechend wurden von der Finanzbehörde Regelungen zur Vereinheitlichung der 
Bewertungs- und Bilanzierungsstandards innerhalb des Konzerns FHH erarbeitet und den Fachbehörden 
und den verbundenen Organisationen zur Verfügung gestellt.

Standards für die staatliche doppelte Buchführung (Standards staatlicher Doppik)

Das Bund-Länder-Gremium zur Standardisierung des staatlichen Rechnungswesens hat am 26.11.2009 
Standards für die staatliche doppelte Buchführung (Standards staatlicher Doppik) nach §§ 7a Abs. 2 und 
49  a Abs. 1 HGrG  beschlossen. Diese legen für öffentliche Haushalte, die in ihrem Rechnungswesen 
nach den Grundsätzen der staatlichen Doppik gemäß § 7a HGrG ausgestaltet sind, einheitliche Ansatz-, 
Bewertungs- und Darstellungsregeln für die Rechnungslegung fest.

Sie sind von der FHH bei Umstellung auf das Neue Haushaltswesen ab dem 01.01.2015 anzuwenden.

Von der Möglichkeit, die Standards staatlicher Doppik für die Rechnungslegung von Landesbetrieben, 
Sondervermögen sowie juristischen Personen des öffentlichen Rechts für verbindlich zu erklären, wird 
die FHH absehen.

Die Standards staatlicher Doppik folgen nach § 7a Abs. 1 HGrG grundsätzlich den Vorschriften des dritten 
Buches des HGB. Sie treffen abweichende Regelungen, sofern Besonderheiten der öffentlichen Haus-
haltswirtschaft dies erfordern. Beispielsweise sind für die Bereiche der investiven Zuwendungen und 
Pensionsverpflichtungen besondere, vom HGB abweichende Ansatz- und Bewertungsregeln vorgesehen. 

BilMoG ab dem  
Geschäftsjahr 2010  

verpflichtend anzuwenden



Föderalismusreform

Die Risiken und die drastische Einschränkung politischer Handlungsfähigkeit, die von einer übermäßigen 
Staatsverschuldung ausgehen, sind durch die jüngsten Entwicklungen erneut für jedermann deutlich 
erkennbar geworden. Die im Rahmen der Föderalismusreform II im Juni 2009 getroffene Entscheidung, 
eine »Schuldenbremse« und ein Frühwarnsystem mit einem Stabilitätsrat im Grundgesetz zu verankern, 
erfuhr auf diese Weise eine zusätzliche Bestätigung.

Mit diesen Regelungen, die am 01.01.2010 in Kraft getreten sind, hat sich der Rahmen für die Haushalts-
politik nicht nur des Bundes, sondern auch der Bundesländer grundlegend verändert: Ab 2020 ist eine 
strukturelle Neuverschuldung der Länder nicht mehr zulässig. 

Um die Handlungsfähigkeit des Staates auch in Krisenzeiten gewährleisten zu können, sind Ausnahme
regelungen zur Verschuldung vorgesehen. Sie bedürfen gegebenenfalls der gesetzlichen Rahmenrege-
lung beziehungsweise Anpassung von Verfassung und / oder LHO

	� für eine konjunkturell bedingte Verschuldung, die es ermöglichen soll, dass der Staat sich im konjunk-
turellen Zyklus wirtschaftlich nicht prozyklisch, sondern azyklisch, bestenfalls antizyklisch verhalten 
kann. Diese Verschuldung soll im konjunkturellen Zyklus in dem Umfang, in dem sie aufgebaut wurde, 
auch wieder abgebaut werden, daher verlangt die Regelung eine »symmetrische« Wirkungsweise. 
Sie bedarf einer entsprechenden landesgesetzlichen Grundlage;

	� für eine Ausnahmeverschuldung aus Anlass einer Naturkatastrophe oder eines vergleichbar bedeu-
tenden Ereignisses, das sich der steuernden Einflussnahme des Staates entzieht und erhebliche  
Auswirkungen auf die staatliche Finanzlage nach sich zieht. Diese Verschuldung ist zu begrenzen und 
zu tilgen. Sie bedarf einer gesonderten Ermächtigung durch das Parlament mit qualifizierter Mehrheit, 
ein verbindlicher Tilgungsplan ist erforderlich. 

Bereits ab 2011 sind die Länder durch das Grundgesetz angehalten, ihre Haushalte so aufzustellen, dass 
diese Regeln ab 2020 in vollem Umfang eingehalten werden können. Soweit Länderhaushalte – wie in 
Hamburg – strukturelle Defizite ausweisen, begründet das Grundgesetz also die Pflicht zu einer durch-
greifenden Haushaltssanierung im Verlauf der nächsten zehn Jahre. Auch um diese Aufgabe schultern 
zu können, erhalten einmalig die Länder Berlin, Bremen, Saarland, Sachsen-Anhalt und Schleswig- 
Holstein beginnend mit dem Jahr 2011 bis zum Jahr 2019 jährliche Konsolidierungshilfen von insgesamt 
800 Mio. Euro. Die Hilfen werden vom Bund und den übrigen Ländern aus Umsatzsteueranteilen auf
gebracht, Hamburgs Anteil daran beläuft sich auf etwa 10 Mio. Euro.

Mit der im Grundgesetz vorgesehenen Einrichtung des Stabilitätsrats von Bund und Ländern ist erst-
mals ein föderales Haushaltsüberwachungs- und Frühwarnsystem eingeführt worden. Der Stabilitätsrat 
beobachtet die Entwicklung der Haushalts- und Finanzplanung und deren Umsetzung und entscheidet 
anhand eines Systems von Kennzahlen sowie eines standardisierten Projektionsverfahrens, ob die Haus-
haltsentwicklung einer Gebietskörperschaft Hinweise auf eine drohende Haushaltsnotlage gibt. Führt 
gegebenenfalls eine Überprüfung dieser Hinweise zur Vermutung einer drohenden Haushaltsnotlage, ver-
handelt der Stabilitätsrat mit der betreffenden Körperschaft eine Sanierungsvereinbarung und begleitet 
deren Durchführung. 

Der Stabilitätsbericht 2010 der Freien und Hansestadt Hamburg (Bürgerschaftsdrucksache 19 / 7114)  
signalisiert keine Haushaltsnotlage.

Eingeschränkte politische 
Handlungsfähigkeit  
durch übermäßige  
Staatsverschuldung

Ab 2020 keine  
Neuverschuldung mehr

Überwachung der  
Haushaltsentwicklung 
durch Stabilitätsrat
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Die Finanz- und Wirtschaftskrise, die Maßnahmen, die zu ihrer Bewältigung ergriffen wurden, sowie der 
strukturelle Wegfall von Steuererträgen wirken sich belastend auf den Haushalt aus. Der Senat hat 
daher im Frühjahr 2010 zusätzliche Konsolidierungsanstrengungen für den Doppelhaushalt 2011 / 2012 
und die Mittelfristige Finanzplanung bis 2014 eingeleitet. Damit verfolgt er das Ziel, die strukturelle Neu-
verschuldung kontinuierlich zurückzuführen und spätestens bis 2020 einen ausgeglichenen Haushalt 
vorzulegen. Hamburg ist bestrebt, auch die zukünftig anstehende Stabilitätsberichterstattung und deren 
Überprüfung durch den Stabilitätsrat erfolgreich zu bestehen und den notwendigen Prozess der Haus-
haltssanierung in eigener Verantwortung zu gestalten. Dies verpflichtet Hamburg zu einem strikten Kon-
solidierungskurs. 

Dessen ungeachtet trägt Hamburg – wie in den vergangenen Jahrzehnten – die nach einem vorüber
gehenden Rückgang bis 2014 voraussichtlich erneut auf 275 Mio. Euro anwachsenden Verpflichtungen 
aus dem Länderfinanzausgleich.

Ausblick 

Nach wie vor besteht eine große Unsicherheit hinsichtlich der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung 
sowohl weltweit als auch in Deutschland. Zwar mehren sich die Anzeichen einer nachhaltigen Fort
setzung der weltwirtschaftlichen Erholung, ungewiss bleibt allerdings, ob sich auch nach Auslaufen der 
zahlreichen Konjunktur- und Stabilisierungspakete ein Aufschwung eigenständig trägt. Ebenso unsicher 
ist, ob, wann und über welchen Zeitraum die Zentralbanken ihre expansive Geldpolitik beenden und ihre 
fiskal- und geldpolitischen Stabilisierungsmaßnahmen sukzessive zurückführen, ohne die wirtschaftliche 
Aktivität zu schädigen. 

Der jüngsten Prognose des IWF zufolge wird das weltweite Wachstum 2010 4,6 Prozent und im kom-
menden Jahr 4,3 Prozent betragen. Der Frühindikator der OECD, Composite Leading Indicator, bestätigt 
die positiven Konjunkturaussichten, deutet allerdings an, dass die Wachstumsdynamik ihren Zenit 
erreicht beziehungsweise überschritten haben könnte. 

Die guten Konjunkturaussichten spiegeln sich in der Expansion des Welthandels wider. Für das Jahr 2010 
rechnet der IWF mit einer Zunahme um 9 Prozent und für 2011 um 6,3 Prozent. Wachstumsmotoren der 
Weltwirtschaft sind insbesondere die asiatischen und lateinamerikanischen Schwellenländer, die durch 
ihre steigende Nachfrage die Wirtschaftsleistung der Industriestaaten stützen, aber auch Anzeichen einer 
allmählichen Überhitzung der Konjunktur aufweisen. Die Wachstumsraten in den Industriestaaten fallen 
deutlich moderater aus. Der IWF erwartet bei ihnen für 2010 ein Wirtschaftswachstum von 2,6 Prozent 
und von 2,4 Prozent für 2011. 

Die Anzeichen für eine wirtschaftliche Erholung in Deutschland haben sich auch im dritten Quartal die-
ses Jahres weiter verstärkt. Dabei profitiert die deutsche Wirtschaft, die aufgrund ihrer spezifischen 
Exportorientierung in besonderem Maße von der weltwirtschaftlichen Rezession betroffen war, von der 
Expansion des Welthandels. Auch andere Konjunkturindikatoren weisen eine positive Tendenz auf. So 
sind die Produktion und die Kapazitätsauslastung im produzierenden Gewerbe im bisherigen Jahresver-
lauf gestiegen, die Auftragseingänge in der Industrie haben zugenommen. Eher Verhalten entwickelt 
sich hingegen der private Konsum. Im Ergebnis rechnet die Bundesregierung mit einem Anstieg des  
BIP um 3,4 Prozent im laufenden Jahr. Für den Arbeitsmarkt wird 2010 eine Fortsetzung der robusten 
Entwicklung prognostiziert.

Die konjunkturelle Belebung strahlt auch auf den Hamburger Arbeitsmarkt aus. Im ersten Quartal 2010 
stieg die Zahl der Erwerbstätigen in Hamburg um rund 0,3 Prozent im Vergleich zum Vorjahresquartal, 
während sie im Bundesdurchschnitt um – 0,3 Prozent zurückging.

Anzeichen für welt- 
wirtschaftliche Erholung

Deutsche Wirtschaft  
profitiert von  

anziehendem Welthandel



Die Zahl der Arbeitslosen war im August 2010 im Vorjahresvergleich um 6,8 Prozent geringer. Die Bele-
bung des Arbeitsmarkts spiegelt sich auch in der Zahl der Menschen in Kurzarbeit wider, die ab der 
zweiten Jahreshälfte 2009 kontinuierlich gesunken ist. Betrug die Zahl der Menschen in Kurzarbeit im 
Mai 2009 noch 16.372, lag sie im März 2010 lediglich bei 7.398, ein Rückgang von mehr als 50 Prozent.

Parallel zur gesamtdeutschen Entwicklung mehren sich auch in Hamburg die Anzeichen für eine nach-
haltige konjunkturelle Belebung. So stieg der Seegüterumschlag in dem von der Weltwirtschaftskrise hart 
getroffenen Hamburger Hafen im ersten Halbjahr 2010 gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 8,1 Pro-
zent an. Auch in anderen Branchen zeichnet sich eine Aufwärtsbewegung ab. Die Umsätze im verar
beitenden Gewerbe und im Großhandel sind in der Tendenz aufwärtsgerichtet. Ebenfalls liegt die Zahl 
der Übernachtungen im ersten Quartal 2010 über der des Vorjahres. Im Ergebnis ist das BIP in Hamburg 
im ersten Halbjahr im Vorjahresvergleich um 2,3 Prozent gestiegen.

Das Risiko einer nicht nachhaltigen und instabilen Erholung der Wirtschaftsleistung ist allerdings nach 
wie vor gegeben. Neben den schwer prognostizierbaren Effekten, die sich aus der Rückführung einer 
weltweit expansiven Geldpolitik ergeben können, bestehen große Unsicherheiten hinsichtlich der Aus-
wirkungen der immensen Staatsverschuldung – insbesondere einiger Staaten im Währungsgebiet des 
Euro, der Entwicklung an den Finanzmärkten und der Volatilität der globalen Nachfrage. Belastbare Aus-
sagen über die konjunkturelle Fortentwicklung sind daher nur eingeschränkt möglich. 

Hamburg mit seinen bedeutenden Industrieunternehmen, seiner Export- und Logistikorientierung und 
seinem ausgeprägten Dienstleistungssektor hat alle Chancen, sich auch unter den Bedingungen eines 
abgeschwächten Wirtschaftsklimas zu behaupten. Die Stadt zählt zu den attraktivsten Metropolen  
Europas und ist im Wettbewerb der Regionen gut aufgestellt.

Die demografische Entwicklung der Stadt bestätigt dies. Hamburg Bevölkerungszahl wird im Gegensatz 
zur Entwicklung im Bund in den nächsten Jahren zunehmen. Der Anstieg ist vor allem Wanderungs
gewinnen geschuldet. Die Attraktivität Hamburgs als Wohn- und Arbeitsort gerade für junge, hochqualifi-
zierte Menschen ist ungebrochen.

Langfristig wird aber auch in Hamburg das Angebot an Arbeitskräften zurückgehen. Der Senat hat dies 
erkannt. Im Rahmen des Leitbilds »Hamburg – Wachsen mit Weitsicht« bildet das Wachstum der Einwoh
nerzahl Hamburgs ein klar definiertes Ziel. Die Förderung wirtschaftlicher, sozialpolitischer und ökolo
gischer Wachstumsfaktoren soll dazu beitragen, Familien und junge, hochqualifizierte Arbeitskräfte an 
Hamburg zu binden und für Hamburg zu gewinnen. Einem drohenden Fachkräftemangel soll auf diese 
Weise entgegengewirkt werden.

Trotz dieses vergleichsweise positiven Bilds für Hamburg wirken die beschriebenen Risiken auch auf die 
Hansestadt. Mit der begonnenen Diskussion zur Haushaltskonsolidierung im Rahmen eines einheit
lichen Politikansatzes und des Zusammenwirkens aller Ressorts hat Hamburg weitere Schritte auf dem 
Weg unternommen, diese Risiken zu meistern und vorhandene Chancen zu nutzen. Eine nachhaltige, auf 
die Bedürfnisse nachfolgender Generationen ausgerichtete Finanzpolitik bildet hierfür die Grundlage. 
Hierzu zählen insbesondere die Stärkung des Bildungs-, Wissenschafts- und Wirtschaftsstandortes 
Hamburg, die Fortführung der Haushaltskonsolidierung und die Beendigung des Substanzverzehrs.

Hamburg, im November 2010

Wirtschaft Hamburgs  
im Aufwärtstrend

Erhebliche Risiken  
für die wirtschaftliche  
Entwicklung

Haushaltskonsolidierung im 
Rahmen eines einheitlichen 
Politikansatzes und des 
Zusammenwirkens aller 
Ressorts unerlässlich

Lagebericht und Konzernlagebericht  Konzernabschluss  Jahresabschluss für die Kernverwaltung  Weitere Informationen 54 55



2009

Konzernabschluss



2009
58	 Konzernbilanz

60	 Konzernergebnisrechnung

62	 Konzernanlagenspiegel

64	 Anhang zum Konzernabschluss
	 64  Allgemeine Angaben zum Konzernabschluss 

	 66  Konsolidierung 

	 71  Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

	 73  Erläuterungen zur Konzernbilanz

	 85  Erläuterungen zur Konzernergebnisrechnung

	 93  Sonstige Angaben

Summen und Zwischensummen können Rundungsdifferenzen aufweisen.
Die für die Kernverwaltung angegebenen Werte können konsolidierungsbedingt  
von denen im Anhang des Einzelabschlusses abweichen.

Lagebericht und Konzernlagebericht  Konzernabschluss  Jahresabschluss für die Kernverwaltung  Weitere Informationen    56 57



Konzernbilanz
zum 31. Dezember 2009

AKTIVA Anhang 31.12.2008  
in Tsd. Euro

31.12.2009  
in Tsd. Euro

Aufwendungen für die Ingangsetzung des Geschäftsbetriebs  – 3.349

A.	 ANLAGEVERMÖGEN (4.1) 53.123.698 54.886.053

	 I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände (4.1) 5.503.181 5.320.213

		  1.	Geleistete Investitionszuwendungen (4.1) 1.993.903 1.767.208

		  2.	Sonstige immaterielle Vermögensgegenstände (4.1) 68.667 73.490

		  3.	Geschäfts- oder Firmenwerte (4.1) 2.697.455 2.555.324

		  4.	Geleistete Anzahlungen (4.1) 743.156 924.191

	 II.	 Sachanlagen (4.1) 45.780.523 46.026.268

		  1.	Grundstücke und Bauten (4.1) 35.741.697 36.112.243

		  2.	Technische Anlagen und Maschinen  4.145.336 4.358.444

		  3.	Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung  864.269 917.457

		  4.	Kunstgegenstände, Denkmäler und museale Sammlungen  3.321.463 3.186.333

		  5.	Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau  1.707.758 1.451.791

	 III.	 Finanzanlagen (4.1) 1.839.994 3.539.572

		  1.	Anteile an verbundenen, nicht vollkonsolidierten Organisationen (4.1) 395.839 276.569

		  2.	Ausleihungen an verbundene, nicht vollkonsolidierte Organisationen  4.052 663

		  3.	Beteiligungen an assoziierten Organisationen (4.1) 674.816 2.300.629

		  4.	Sonstige Beteiligungen  115.284 146.112

		  5.	� Ausleihungen an assoziierte Organisationen und Organisationen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht (4.1) 70.782 203.617

		  6.	Wertpapiere des Anlagevermögens (4.1) 523.388 557.645

		  7.	Sonstige Ausleihungen  55.833 54.337

B.	 UMLAUFVERMÖGEN  9.874.414 9.491.082

	 I.	 Zum Verkauf bestimmte Grundstücke (4.2) 130.182 58.456

	 II.	 Vorräte (4.3) 536.657 579.551

		  1.	Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe (4.3) 73.852 77.176

		  2.	Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen (4.3) 358.433 393.582

		  3.	Fertige Erzeugnisse und Waren  611 1.042

		  4.	Geleistete Anzahlungen auf Vorräte  103.761 107.751

	 III.	 Forderungen und Sonstige Vermögensgegenstände (4.4) 6.325.539 6.344.258

		  1.	Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (4.4) 5.171.829 5.230.786

		  2.	� Forderungen gegen verbundene, nicht vollkonsolidierte Organisationen  
und gegen Organisationen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht (4.4) 275.456 357.636

		  3.	Sonstige Vermögensgegenstände (4.4) 870.509 754.701

		  4.	Forderungen gegen Gesellschafter außerhalb des Konsolidierungskreises (4.4) 7.745 1.135

	 IV.	 Wertpapiere des Umlaufvermögens (4.5) 2.036 2.031

	 V.	� Kassenbestand, Bundesbankguthaben,  
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks (4.6) 2.880.000 2.506.786

C.	 RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN (4.7) 349.387 331.696

D.	 NICHT DURCH EIGENKAPITAL GEDECKTER FEHLBETRAG (4.8) – 131.040

BILANZSUMME  63.347.499 64.843.220

 



PASSIVA Anhang 31.12.2008  
in Tsd. Euro

31.12.2009  
in Tsd. Euro

A.	 EIGENKAPITAL * (4.8) 1.716.389 –

	 I.	 Nettoposition (4.8) 2.854.076 2.749.859

	 II.	 Allgemeine Rücklage (Gewinn- / Kapitalrücklage) * (4.8) 622.641 647.764

	 III.	 Zweckgebundene Rücklagen (4.8) 45.576 45.577

	 IV.	 Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter (4.8) – 172.200 – 198.141

	 V.	 Konzernbilanzergebnis * (4.8) – 1.633.704 – 3.376.099

	 VI.	 Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag (4.8) – 131.040

B.	 SONDERPOSTEN (4.9) 1.945.947 1.935.057

	 I.	 Sonderposten für Investitionszuwendungen (4.9) 1.692.110 1.661.520

	 II.	 Sonderposten für Beiträge und Gebühren (4.9) 216.916 201.525

	 III.	 Sonstige Sonderposten (4.9) 36.921 72.012

C.	 RÜCKSTELLUNGEN * (4.10) 23.264.921 23.486.934

	 I.	 Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen (4.10) 20.300.605 20.835.066

	 II.	 Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen und Steuerrückstellungen (4.10) 93.154 80.142

	 III.	 Sonstige Rückstellungen * (4.10) 2.871.162 2.571.726

D.	 VERBINDLICHKEITEN (4.11) 36.306.250 39.186.321

	 I.	 Anleihen und Obligationen (4.11) 7.823.335 10.011.160

	 II.	 Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (4.11) 23.612.443 23.703.237

	 III.	 Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen (4.11) 953.672 999.848

	 IV.	 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen (4.11) 1.443.820 1.182.391

	 V.	�� Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen,  
nicht vollkonsolidierten Organisationen und Organisationen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht (4.11) 318.954 619.034

	 VI.	 Sonstige Verbindlichkeiten (4.11) 1.758.010 2.275.025

	 VII.	 Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern (4.11) 396.016 395.626

E.	 RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN (4.12) 113.992 234.908

BILANZSUMME  63.347.499 64.843.220

* Angepasste Vorjahreswerte.
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Konzernergebnisrechnung
für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2009

 
Anhang 2008  

in Tsd. Euro
2009  

in Tsd. Euro

	 1.	 Steuererträge und steuerähnliche Erträge (5.1) 9.274.464 7.996.467

	 2.	 Erträge aus Transferleistungen (5.1) 640.670 565.729

	 3.	 Erträge aus Betriebsmittelzuwendungen  2.896 13.286

	 4.	 Umsatzerlöse (5.1) 3.682.960 4.101.943

	 5.	 Gebühren und ähnliche Erträge (5.1) 933.145 570.082

	 6.	 Aktivierte Eigenleistungen  45.198 49.913

	 7.	 Erhöhung des Bestands an fertigen und unfertigen Erzeugnissen  85.281 65.697

	 8.	 Erträge aus Mieten und Pachten (5.1) 133.288 90.441

	 9.	 Sonstige Erträge (5.1) 1.517.713 1.911.799

		  a)	 Erträge aus Anlagenabgängen (5.1) 167.907 88.900

		  b)	 Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen (5.1) 428.608 953.854

		  c)	 Erträge aus der Auflösung von Sonderposten (5.1) 192.110 182.502

		  d)	 Übrige sonstige Erträge (5.1) 729.088 686.543

	10.	 Materialaufwendungen (5.2) 1.838.149 1.952.327

		  a)	 Aufwendungen für Roh- , Hilfs-  und Betriebsstoffe und für bezogene Waren (5.2) 423.307 431.432

		  b)	 Aufwendungen für bezogene Leistungen (5.2) 1.414.842 1.520.895

	11.	 Personalaufwendungen (5.2) 5.552.099 6.468.664

		  a)	 Entgelte und Bezüge (5.2) 3.402.142 3.741.239

		  b)	 Sozial-  und Versorgungsleistungen für Altersversorgung (5.2) 540.979 1.049.284

		  c)	 Sonstige Sozial-  und Versorgungsleistungen (5.2) 1.608.978 1.678.141

	12.	 Aufwendungen für Transferleistungen  3.305.673 3.154.393

	13.	 Aufwendungen für Betriebsmittelzuschüsse  112.909 114.805

	14.	 Aufwendungen für den Länderfinanzausgleich  381.197 40.009

	15.	� Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände  
des Anlagevermögens und Sachanlagen (5.2) 1.386.286 1.409.869

		  a)	� Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände  
des Anlagevermögens und Sachanlagen (5.2) 1.350.151 1.394.656

		  b)	� Abschreibungen auf Vermögensgegenstände  
des Umlaufvermögens und sonstige Abschreibungen  36.135 15.213

	16.	 Aufwendungen aus Mieten und Pachten (5.2) 355.300 388.100

	17.	 Sonstige Aufwendungen * (5.2) 1.948.874 2.143.849

		  a)	 Aufwendungen aus Anlagenabgang (5.2) 154.909 523.583

		  b)	 Aufwendungen aus Verwaltungstätigkeit (5.2) 473.587 485.885

		  c)	� Aufwendungen aus der Zuführung zu Sonderposten (5.2) 3.574 61.788

		  d)	 Übrige sonstige Aufwendungen * (5.2) 1.316.804 1.072.593



 
Anhang 2008  

in Tsd. Euro
2009  

in Tsd. Euro

	18.	 ERGEBNIS DER LAUFENDEN GESCHÄFTSTÄTIGKEIT * (5.3) 1.435.128 – 306.659

	19.	 Ergebnis aus Beteiligungen (5.4) – 781.755 – 324.583

	20.	� Erträge aus anderen Wertpapieren  
und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens  3.300 5.571

	21.	 Zinsen und ähnliche Erträge (5.4) 234.313 273.845

	22.	� Abschreibungen auf Finanzanlagen  
und Wertpapiere des Umlaufvermögens (5.4) 869.726 10.360

	23.	 Zinsen und ähnliche Aufwendungen (5.4) 1.357.808 1.247.221

	24.	 FINANZERGEBNIS (5.4) – 2.771.676 – 1.302.748

	25.	 ERGEBNIS DER GEWÖHNLICHEN GESCHÄFTSTÄTIGKEIT * (5.5) – 1.336.548 – 1.609.407

	26.	 Außerordentliche Erträge (5.6) 23.461 3.164

	27.	 Außerordentliche Aufwendungen (5.6) 6.401 18.959

	28.	 AUSSERORDENTLICHES ERGEBNIS (5.6) 17.060 – 15.795

	29.	 Steuern vom Einkommen und vom Ertrag (5.7) 104.464 50.391

	30.	 Sonstige Steuern (5.7) 16.527 28.349

	31.	 JAHRESFEHLBETRAG * (5.8) – 1.440.479 – 1.703.942

	32.	 Verlustvortrag aus Vorjahren  896.135 1.633.704

	33.	 Einstellungen in / Entnahmen aus Rücklagen  777.900 – 3.193

	34.	 Anderen Gesellschaftern zustehender Gewinn  82.360 46.781

	35.	 Auf andere Gesellschafter entfallender Verlust  7.370 11.522

	36.	 KONZERNBILANZERGEBNIS * (5.9) – 1.633.704 – 3.376.099

* Angepasste Vorjahreswerte.
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Konzernanlagenspiegel
zum 31. Dezember 2009

Anschaffungs-  und Herstellungskosten Abschreibungen / Wertberichtigungen RESTBUCHWERTE

 

Stand 
01.01.2009 

 
  

in Tsd. Euro

Änderungen 
des Konsoli

dierungs
kreises  

in Tsd. Euro

Zugang  1)

 
 
 

in Tsd. Euro

Abgang 
  
 
 

in Tsd. Euro

Umbuchung /
Umgliederung 

 
  

in Tsd. Euro

Stand  
31.12.2009 

 
  

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

 
  

in Tsd. Euro

Änderungen 
des Konsoli

dierungs
kreises  

in Tsd. Euro

Zugang  2)

 
 
 

in Tsd. Euro

Abgang 
  
 
 

in Tsd. Euro

Stand  
31.12.2009 

 
  

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

 
  

in Tsd. Euro

Stand  
31.12.2009 

 
  

in Tsd. Euro

I. �Immaterielle Vermögensgegenstände                

	 1. �Geleistete Investitionszuwendungen 6.261.264 0 115.364 – 316.803 –   48.059 6.011.766  –   4.267.361 0 – 273.661 296.464 –   4.244.558  1.993.903 1.767.208

	 2. �Sonstige immaterielle  
Vermögensgegenstände 333.971 5.482 22.711 – 14.740 15.513 362.938  – 265.304 – 1.294 – 30.791 7.941 – 289.448  68.667 73.490

	 3. Geschäfts- oder Firmenwerte 3.186.171 511 31.941 0 0 3.218.622  –   488.715 –   432 – 174.151 0 – 663.299  2.697.455 2.555.324

	 4. �Geleistete Anzahlungen 743.157 24 349.410 – 53.599 – 114.801 924.191  – 1 0 1 0 0  743.156 924.191

 10.524.564 6.017 519.425 – 385.143 – 147.346 10.517.517  – 5.021.382 – 1.726 –   478.602 304.406 – 5.197.305  5.503.181 5.320.213

II. Sachanlagen   

	 1. Grundstücke und Bauten 50.336.930 70.142 751.896 – 684.318 618.193 51.092.843  – 14.595.233 –   4.431 –   498.412 117.475 – 14.980.600  35.741.697 36.112.243

	 2. �Technische Anlagen und Maschinen 6.959.896 51.896 163.950 – 60.791 293.337 7.408.287  – 2.814.560 – 23.782 – 257.573 46.072 – 3.049.843  4.145.336 4.358.444

	 3. �Andere Anlagen, Betriebs-  
und Geschäftsausstattung 3.098.600 36.898 168.103 – 139.238 30.378 3.194.740  – 2.234.332 – 22.709 – 153.308 133.066 – 2.277.283  864.269 917.457

	 4. �Kunstgegenstände, Denkmäler  
und museale Sammlungen 3.321.561 31.483 647.832 –   809.237 – 5.184 3.186.455  – 98 – 1 – 24 0 – 123  3.321.463 3.186.333

	 5. �Geleistete Anzahlungen  
und Anlagen im Bau 1.754.601 14.076 680.929 – 18.345 –   898.341 1.532.920  –   46.843 0 – 34.512 226 –   81.129  1.707.758 1.451.791

 65.471.588 204.495 2.412.709 – 1.711.929 38.382 66.415.246  – 19.691.066 – 50.923 – 943.829 296.840 – 20.388.977  45.780.524 46.026.268

III. Finanzanlagen   

	 1. �Anteile an verbundenen, nicht  
vollkonsolidierten Organisationen 420.707 166 7.224 –   4.256 – 117.935 305.905  – 24.867 – 136 –   4.333 0 – 29.337  395.839 276.569

	 2. �Ausleihungen an verbundene, nicht  
vollkonsolidierte Organisationen 7.102 0 65 – 1.737 – 1.716 3.713  – 3.050 0 0 0 – 3.050  4.052 663

	 3. �Beteiligungen an  
assoziierten Organisationen 1.532.326 3.835 2.008.672 – 387.372 423 3.157.885  –   857.510 46 209 0 –   857.256  674.816 2.300.629

	 4. Sonstige Beteiligungen 182.929 75 13.805 – 249 23.040 219.600  – 67.645 –   85 – 5.757 0 – 73.487  115.284 146.112

	 5. �Ausleihungen an assoziierte Organisa
tionen und Organisationen, mit denen 
ein Beteiligungsverhältnis besteht 70.827 2.000 210.197 – 77.362 0 205.662  –   45 – 2.000 0 0 – 2.045  70.782 203.617

	 6. Wertpapiere des Anlagevermögens 732.381 6.893 43.997 – 16.677 0 766.593  – 208.993 0 – 23 68 – 208.949  523.388 557.645

	 7. Sonstige Ausleihungen 55.833 0 671 – 2.156 0 54.348  0 0 – 11 0 – 11  55.833 54.337

 3.002.104 12.968 2.284.630 –   489.809 – 96.188 4.713.706  – 1.162.110 – 2.176 – 9.916 68 – 1.174.134  1.839.994 3.539.572

ANLAGEVERMÖGEN INSGESAMT 78.998.257 223.480 5.216.765 – 2.586.881 – 205.151 81.646.469  – 25.874.558 – 54.825 – 1.432.347 601.314 – 26.760.416  53.123.698 54.886.053

1) � Die Spalte Anschaffungs- und Herstellungskosten Zugang enthält 
  4.954.150 Tsd. Euro Zugänge lfd. Jahr und 
  262.475 Tsd. Euro Nachaktivierungen.

Aufgrund des Ausweises in Tsd. Euro können sich Rundungsdifferenzen ergeben.



Anschaffungs-  und Herstellungskosten Abschreibungen / Wertberichtigungen RESTBUCHWERTE

 

Stand 
01.01.2009 

 
  

in Tsd. Euro

Änderungen 
des Konsoli

dierungs
kreises  

in Tsd. Euro

Zugang  1)

 
 
 

in Tsd. Euro

Abgang 
  
 
 

in Tsd. Euro

Umbuchung /
Umgliederung 

 
  

in Tsd. Euro

Stand  
31.12.2009 

 
  

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

 
  

in Tsd. Euro

Änderungen 
des Konsoli

dierungs
kreises  

in Tsd. Euro

Zugang  2)

 
 
 

in Tsd. Euro

Abgang 
  
 
 

in Tsd. Euro

Stand  
31.12.2009 

 
  

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

 
  

in Tsd. Euro

Stand  
31.12.2009 

 
  

in Tsd. Euro

I. �Immaterielle Vermögensgegenstände                

	 1. �Geleistete Investitionszuwendungen 6.261.264 0 115.364 – 316.803 –   48.059 6.011.766  –   4.267.361 0 – 273.661 296.464 –   4.244.558  1.993.903 1.767.208

	 2. �Sonstige immaterielle  
Vermögensgegenstände 333.971 5.482 22.711 – 14.740 15.513 362.938  – 265.304 – 1.294 – 30.791 7.941 – 289.448  68.667 73.490

	 3. Geschäfts- oder Firmenwerte 3.186.171 511 31.941 0 0 3.218.622  –   488.715 –   432 – 174.151 0 – 663.299  2.697.455 2.555.324

	 4. �Geleistete Anzahlungen 743.157 24 349.410 – 53.599 – 114.801 924.191  – 1 0 1 0 0  743.156 924.191

 10.524.564 6.017 519.425 – 385.143 – 147.346 10.517.517  – 5.021.382 – 1.726 –   478.602 304.406 – 5.197.305  5.503.181 5.320.213

II. Sachanlagen   

	 1. Grundstücke und Bauten 50.336.930 70.142 751.896 – 684.318 618.193 51.092.843  – 14.595.233 –   4.431 –   498.412 117.475 – 14.980.600  35.741.697 36.112.243

	 2. �Technische Anlagen und Maschinen 6.959.896 51.896 163.950 – 60.791 293.337 7.408.287  – 2.814.560 – 23.782 – 257.573 46.072 – 3.049.843  4.145.336 4.358.444

	 3. �Andere Anlagen, Betriebs-  
und Geschäftsausstattung 3.098.600 36.898 168.103 – 139.238 30.378 3.194.740  – 2.234.332 – 22.709 – 153.308 133.066 – 2.277.283  864.269 917.457

	 4. �Kunstgegenstände, Denkmäler  
und museale Sammlungen 3.321.561 31.483 647.832 –   809.237 – 5.184 3.186.455  – 98 – 1 – 24 0 – 123  3.321.463 3.186.333

	 5. �Geleistete Anzahlungen  
und Anlagen im Bau 1.754.601 14.076 680.929 – 18.345 –   898.341 1.532.920  –   46.843 0 – 34.512 226 –   81.129  1.707.758 1.451.791

 65.471.588 204.495 2.412.709 – 1.711.929 38.382 66.415.246  – 19.691.066 – 50.923 – 943.829 296.840 – 20.388.977  45.780.524 46.026.268

III. Finanzanlagen   

	 1. �Anteile an verbundenen, nicht  
vollkonsolidierten Organisationen 420.707 166 7.224 –   4.256 – 117.935 305.905  – 24.867 – 136 –   4.333 0 – 29.337  395.839 276.569

	 2. �Ausleihungen an verbundene, nicht  
vollkonsolidierte Organisationen 7.102 0 65 – 1.737 – 1.716 3.713  – 3.050 0 0 0 – 3.050  4.052 663

	 3. �Beteiligungen an  
assoziierten Organisationen 1.532.326 3.835 2.008.672 – 387.372 423 3.157.885  –   857.510 46 209 0 –   857.256  674.816 2.300.629

	 4. Sonstige Beteiligungen 182.929 75 13.805 – 249 23.040 219.600  – 67.645 –   85 – 5.757 0 – 73.487  115.284 146.112

	 5. �Ausleihungen an assoziierte Organisa
tionen und Organisationen, mit denen 
ein Beteiligungsverhältnis besteht 70.827 2.000 210.197 – 77.362 0 205.662  –   45 – 2.000 0 0 – 2.045  70.782 203.617

	 6. Wertpapiere des Anlagevermögens 732.381 6.893 43.997 – 16.677 0 766.593  – 208.993 0 – 23 68 – 208.949  523.388 557.645

	 7. Sonstige Ausleihungen 55.833 0 671 – 2.156 0 54.348  0 0 – 11 0 – 11  55.833 54.337

 3.002.104 12.968 2.284.630 –   489.809 – 96.188 4.713.706  – 1.162.110 – 2.176 – 9.916 68 – 1.174.134  1.839.994 3.539.572

ANLAGEVERMÖGEN INSGESAMT 78.998.257 223.480 5.216.765 – 2.586.881 – 205.151 81.646.469  – 25.874.558 – 54.825 – 1.432.347 601.314 – 26.760.416  53.123.698 54.886.053

2) � Die Spalte Abschreibungen / Wertberichtigungen Zugang enthält 
  – 1.394.656 Tsd. Euro Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände / Sachanlagen, 
  –   10.360 Tsd. Euro Abschreibungen auf Finanzanlagen, 
  – 4.823 Tsd. Euro Abschreibungen auf Nachaktivierungen, 
  8.794 Tsd. Euro Zuschreibungen und  
  – 31.301 Tsd. Euro Abschreibungen auf Umgliederungen.

Lagebericht und Konzernlagebericht  Konzernabschluss  Jahresabschluss für die Kernverwaltung  Weitere Informationen    62 63



1	A llgemeine Angaben zum Konzernabschluss 

Der Konzernabschluss der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) für das Geschäftsjahr vom 01.01.2009 bis zum 31.12.2009 
wurde in sinngemäßer Anwendung der Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB) * und der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung (GoB) aufgestellt. Die GoB entsprechen den Anforderungen, die an die Buchführung einer öffentlichen 
Gebietskörperschaft mit einem führenden kameralen Buchungssystem zu stellen sind. Weitere für die FHH verbindliche 
Rechnungslegungsstandards bestehen gegenwärtig nicht. 

Mit der Ausgliederung von Aufgaben aus der Kernverwaltung auf zum Teil rechtlich selbstständige Organisationsein
heiten hat die FHH wirtschaftliche, flexible und wirksame Strukturen der Aufgabenerledigung geschaffen. Gleichzeitig hat 
dies jedoch zu einer Fragmentierung des städtischen Rechnungswesens beigetragen, da weder das Vermögen noch die 
finanziellen Verpflichtungen oder Aufwendungen und Erträge der verselbstständigten Einheiten im Haushalt dargestellt 
werden. Mit der Veröffentlichung eines Konzernabschlusses verfolgt die FHH daher das Ziel, einen Überblick über die ge-
samte Vermögens- und Ertragslage der Stadt zu vermitteln. Nur der Konzernabschluss bildet die Vermögensgegenstände, 
die Verbindlichkeiten und Rückstellungen sowie den gesamten Ressourcenverbrauch der öffentlichen Gebietskörperschaft 
mit allen ihren internen und externen Untergliederungen – also des »Konzerns FHH« – vollständig und transparent ab.

Der mit dem Konzernabschluss der FHH abgebildete Konsolidierungskreis umfasst neben der Kernverwaltung die wirt-
schaftlich selbstständigen Tochterorganisationen und die assoziierten Aufgabenbereiche der FHH (siehe im Abschnitt 2  
»Konsolidierung«). Konzernmutter ist die Kernverwaltung der FHH. Der Konzernabschluss stellt keine bloße Addition der 
Daten der einbezogenen Konzerneinheiten dar, sondern fasst die Rechnungswesendaten unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen den einzelnen selbstständigen Einheiten zur Konzernsicht zusammen. 

Für den Konzernabschluss ist festgelegt worden, dass zunächst nicht alle Bilanzierungs- und Bewertungsmaßstäbe im 
Konzern vollständig nach den Grundsätzen des Jahresabschlusses für die Kernverwaltung vereinheitlicht werden (siehe 
im Abschnitt 3 »Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden«). In einer Übergangszeit bis 2014 werden die Ansatz-, Bewer-
tungs- und Darstellungsgrundsätze im Konzernverbund harmonisiert. 

Erste Schritte in diese Richtung hat die Finanzbehörde mit der Herausgabe von »Regelungen zur Vereinheitlichung der 
Bewertungs- und Bilanzierungsstandards im Konzern Freie und Hansestadt Hamburg« unternommen: Handelsrechtliche 
Wahlrechte sollen im Konzernverbund der FHH ab dem Geschäftsjahr 2010 einheitlich ausgeübt werden.

Die FHH hat ihre Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden für den Konzernabschluss in der Konzernrichtlinie definiert.

Zu den wesentlichen Festlegungen zählen: 

	� Verwendung von Beteiligungswerten, die im Zuge der Eröffnungsbilanzerstellung durch die Kernverwaltung nach der 
Eigenkapital-Spiegelbildmethode (at equity) oder gutachterlich ermittelt und als Anschaffungskosten fortgeschrieben 
werden.

	� Verzicht auf eine Segmentberichterstattung.
	� Begrenzung der Zwischenergebniseliminierungen auf wesentliche Vorgänge (siehe im Abschnitt 2.3 »Grundsätze für 

die Konzernaufrechnungen«).
	� Verzicht auf Zwischenabschlüsse bei Organisationseinheiten mit abweichendem Geschäftsjahr (siehe im Abschnitt 3.2 

»Weitere Festlegungen«). 

* Der Rechnungslegung der FHH liegt grundsätzlich das HGB in der Fassung vor dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) zugrunde.

Anhang zum Konzernabschluss
für das Geschäftsjahr 2009



Für den Konzernabschluss 2009 sind unter Beachtung des Grundsatzes der Wesentlichkeit nach §§   296 Abs.   2 und 303 ff. 
HGB folgende Festlegungen getroffen worden:

	� Abgrenzung des Konsolidierungskreises auf der Grundlage von Wesentlichkeitskriterien / Wertgrenzen für die Einbezie-
hung verbundener Organisationen (siehe im Abschnitt 2.2 »Abgrenzung des Konsolidierungskreises 2009«).

	� Abstimmung konzerninterner wirtschaftlicher Verflechtungen erst ab einer Wertgrenze von 1 Mio. Euro (siehe im Ab-
schnitt 2.3 »Grundsätze für die Konzernaufrechnungen«).

Das Gliederungsschema der Bilanz ist nach §   266 HGB ist den Besonderheiten der Rechnungslegung des öffentlichen 
Bereichs angepasst. 

Die Ergebnisrechnung wird entsprechend §   275 Abs.   2 HGB nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt. Mit dem 
Begriff Ergebnisrechnung statt Gewinn- und Verlustrechnung wird berücksichtigt, dass bei einer Gebietskörperschaft 
keine Gewinnerzielungsabsicht besteht, sondern öffentliche Aufgaben zum Wohl der Allgemeinheit wahrgenommen  
werden. Insofern wird mit dem Konzernabschluss über das Ergebnis des Wirtschaftens der öffentlichen Gebietskörper-
schaft Hamburg insgesamt berichtet. 

Um die Ergebnisrechnung und die Bilanz übersichtlicher zu gestalten, werden einzelne Posten zusammengefasst. Diese 
Posten werden im Anhang gesondert ausgewiesen und erläutert. Leerposten werden nicht gezeigt.

Der Konzernabschluss wird, wie auch der doppische Jahresabschluss für die Kernverwaltung der Stadt, freiwillig und 
zusätzlich zur kameralen Rechnungslegung erstellt. Mit dem Konzernabschluss der FHH sind keine handels- und steuer-
rechtlichen Wirkungen für die Tochterorganisationen verbunden. Insbesondere entbindet er die Tochterorganisationen 
nicht von der Pflicht, ihrerseits einen befreienden Konzernabschluss aufzustellen.

Der Konzernabschluss wird in Euro aufgestellt. Sofern nichts anderes angegeben ist, werden sämtliche Werte auf Millio-
nen Euro (Mio. Euro) gerundet.
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2	 Konsolidierung

2.1	 Kreis der einzubeziehenden Organisationen

Der Konsolidierungskreis umfasst den Kernbilanzierungskreis – dargestellt im Jahresabschluss für die Kernverwaltung – 
und die wirtschaftlich verselbstständigten Einheiten der FHH (hier als Tochterorganisationen, andere Beteiligungen und 
Anteile bezeichnet). Letztere können sowohl in öffentlich-rechtlicher als auch in privatrechtlicher Form organisiert sein.

Konzernstruktur der FHH

KONZERN FREIE UND HANSESTADT HAMBURG 

  

KERNBILANZIERUNGSKREIS TOCHTERORGANISATIONEN, ANDERE BETEILIGUNGEN UND ANTEILE

Behörden und Ämter

 
  Fachbehörden  
  Senatsämter  
  Bezirksämter 

 
 
 
 

Sonderbereiche 

 
 � Selbstbewirtschaftungs

fonds
 � Sondervermögen  

nach §   26 Abs.   2 LHO 
ohne eigenes 
Rechnungswesen 
 

Öffentlich-rechtliche  
Organisationseinheiten 

 � Landeseinrichtungen nach §   15  
Abs.   2 LHO

 � Landesbetriebe nach §   26 Abs.   1 LHO
 �� Sondervermögen nach §   26 Abs.   2 

LHO mit eigenem Rechnungswesen
 � Körperschaften des öffentlichen Rechts
 � Anstalten des öffentlichen Rechts
 � Stiftungen des öffentlichen Rechts

Privatrechtliche 
Organisationseinheiten

 � Kapitalgesellschaften
 � Personengesellschaften 

 
 
 
 
 

Anstelle des im Handelsrecht verwendeten Begriffs der verbundenen »Unternehmen« wird der Terminus »Organisationen« 
verwendet, um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass auch öffentlich-rechtliche Organisationseinheiten, die keine Unter-
nehmen sind, in den Konzernabschluss einbezogen werden.

Dem Kernbilanzierungskreis werden diejenigen Organisationsbereiche zugeordnet, die mit der FHH verbunden, aber 

	 wirtschaftlich unselbstständig sind oder 
	 kein eigenständiges kaufmännisches Rechnungswesen führen oder
	 über keine selbstständig entscheidungsbefugte Leitung verfügen.

Für weitergehende Informationen zum Kernbilanzierungskreis wird auf den Anhang zum Jahresabschluss für die Kern
verwaltung (siehe im Abschnitt 3.5, Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung) verwiesen.

In Abgrenzung zur Kernverwaltung sind die Tochterorganisationen und die anderen Beteiligungen mit der FHH ver
bundene, aber wirtschaftlich eigenständig operierende Organisationseinheiten, die den Zielen der FHH dauerhaft dienen 
sollen. Die Eigenständigkeit von Tochterorganisationen manifestiert sich i. d. R. in einer eigenen Leitung und einem eige-
nen Rechnungswesen.

Tochterorganisationen sind von der FHH beherrschte Einheiten. Die FHH verfügt über einen beherrschenden Einfluss, 
wenn sie als Gesellschafterin die Finanz- und Geschäftspolitik der Tochterorganisationen bestimmen kann. Dies wird 
i. d. R. bei einer direkten oder indirekten Kapitalbeteiligung von mehr als der Hälfte der Stimmrechte an der Organisation 
angenommen, sofern die FHH die Organisation mithilfe dieser Stimmrechte tatsächlich beherrschen kann.



Beteiligungen im Sinne von Gemeinschaftsorganisationen und assoziierten Organisationen sind Konzerneinheiten, auf 
die die FHH einen maßgeblichen, aber keinen beherrschenden Einfluss ausüben kann. Ein maßgeblicher Einfluss besteht 
regelmäßig, wenn die FHH einen Anteil von mindestens 20 % an der Organisation hält. Beteiligungen im Sinne von 
Gemeinschaftsorganisationen sind eine Sonderform der assoziierten Organisationen und werden im Abschluss der FHH 
analog zu diesen behandelt. Eine Ausnahme stellt die HSH Finanzfonds AöR dar, die gemeinschaftlich mit dem Land 
Schleswig-Holstein geführt wird. Diese wird aufgrund ihrer wirtschaftlichen Bedeutung quotal in den Konzernabschluss 
der FHH einbezogen.

Organisationen, auf die die FHH weder einen beherrschenden noch einen maßgeblichen Einfluss ausüben kann, werden 
als Andere Anteile berücksichtigt. Dies betrifft i. d. R. Organisationen, an denen die FHH Anteilsrechte von weniger als 
20 % hält. Sie werden nach der mit dem Anteilsbesitz verbundenen Zwecksetzung als Anlage- oder Umlaufvermögen 
geführt. 

2.2	Abg renzung des Konsolidierungskreises 2009

Der Konsolidierungskreis 2009 ist in Übereinstimmung mit den in der Konzernrichtlinie festgelegten Wesentlichkeits
kriterien auf der Grundlage der Abschlüsse des Geschäftsjahres 2009 der Beteiligungen abgegrenzt worden.

Grundsätzlich sind Tochterorganisationen voll zu konsolidieren, die entweder einen Umsatz von über 15 Mio. Euro erzie-
len, eine Bilanzsumme von über 20 Mio. Euro aufweisen oder ein Jahresergebnis von über 10 Mio. Euro bzw. unter  
– 10 Mio. Euro erwirtschaften. Tochterorganisationen, die unterhalb dieser Schwellenwerte liegen, werden zu Anschaf-
fungskosten (at cost) in den Konzernabschluss einbezogen. Der Anteil der unwesentlichen Töchter ist in Summe ebenfalls 
unwesentlich für die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns, da auf diese weniger als 1 % der Bilanzsumme 
und des Ergebnisses des Gesamtkonzerns entfallen.

Unter Beachtung der Grundsätze der Wesentlichkeit und Wirtschaftlichkeit werden nicht in den Konzernabschluss ein
bezogen:

	� Tochterorganisationen, die im Konzernabschluss ihrer Mutter als unwesentlich bewertet werden sowie
	� verbundene ausländische Organisationen.

Einige verbundene Organisationseinheiten stellen derzeit ihr Haushalts- und Rechnungswesen von der Kameralistik auf 
die Doppik um. Nur wenn diese Organisationseinheiten Daten in erforderlicher Qualität liefern konnten, wurden sie in den 
Konzernabschluss im Wege der Vollkonsolidierung aufgenommen. 

Im Abschluss 2009 sind aus diesem Grund sieben Organisationen nicht vollkonsolidiert worden.

Die Kennzahlen für diese Organisationen zum 31.12.2009 fasst folgende Übersicht zusammen:

Organisation 
 

Eigenkapital 
gesamt 

in Mio. Euro

Bilanzsumme  
 

in Mio. Euro

Jahresergebnis 
 

in Mio. Euro

HafenCity Universität Hamburg – Universität für Baukunst und Metropolenentwicklung 9 16 – 1

Hochschule für Musik und Theater Hamburg 3 9 – 1

Sondervermögen »Stadt und Hafen« – * – * – *

Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky 5 37 0

Technische Universität Hamburg-Harburg (TUHH) 27 70 4

TuTech Innovation GmbH 3 23 0

Universität Hamburg (UHH) 95 312 26

Gesamt 142 467 28

* �Im Gegensatz zu den anderen aufgeführten Organisationen wird kein kaufmännischer Abschluss erstellt.  
Das kamerale Jahresergebnis beträgt – 0,5 Mio. Euro, der Schuldenstand zum 31.12.2009 314,0 Mio. Euro.
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In den Konzernabschluss 2009 sind unter Berücksichtigung von Einbeziehungswahlrechten 92 Tochterorganisationen 
vollkonsolidiert einbezogen worden. Im Vergleich zum Vorjahr sind 13 Organisationen neu in den Konsolidierungskreis 
aufgenommen worden:

	� Hamburger Institut für berufliche Bildung (HIBB),
	� Institut für Hygiene und Umwelt,
	� Stiftung Museum für Kunst und Gewerbe,
	 Hamburger Kunsthalle Stiftung öffentlichen Rechts,
	� HamburgMusik gGmbH – Elbphilharmonie und Laeiszhalle Betriebsgesellschaft,
	� HADAG Seetouristik und Fährdienst AG,
	� SRH Beteiligungsgesellschaft mbH (SRHB),
	� FEG Fischereihafenentwicklungsgesellschaft mbH & Co. KG,
	� Hamburg Energie GmbH,
	� HHLA Logistics GmbH,
	� LOTTO Hamburg GmbH,
	� HaGG Hamburger Gesellschaft für Grundstücksverwaltung und Projektplanung mbH (HaGG-Projekt) und
	� 1. HaGG Hamburger Immobilien Beteiligung GmbH & Co. KG.

Die combisped Hanseatische Spedition GmbH wurde zum 31.08.2009 veräußert und ist somit aus dem Konsolidierungs-
kreis ausgeschieden.

Die BeNEX GmbH, die MOLITA Vermietungsgesellschaft mbH & Co. Objekt Messe Hamburg KG und die Hamburg Touris-
mus GmbH (HHT) werden aufgrund von Stimmrechtsbeschränkungen nicht vollkonsolidiert.

Die KFE Energie GmbH und die WERT Wertstoff-Einsammlung GmbH haben das Einzelkriterium Umsatz 2009 lediglich 
geringfügig überschritten und sind daher aus Wesentlichkeits- und Wirtschaftlichkeitsgründen nicht in den Konzernab-
schluss aufgenommen worden. 

Gemeinschaftsorganisationen werden in den Konzernabschluss im Wege der Quotenkonsolidierung einbezogen. Die 
Quotenkonsolidierung findet nur dann Anwendung, wenn die Gemeinschaftsorganisationen von wesentlicher Bedeutung 
sind und eine Konsolidierung at equity zu einem unzutreffenden Bild der wirtschaftlichen Lage des Konzerns führen würde. 
Im Abschluss 2009 ist lediglich die HSH Finanzfonds AöR anteilsmäßig konsolidiert worden.

Beteiligungen im Sinne von assoziierten Organisationen werden at equity konsolidiert. Für assoziierte Organisationen 
gelten die gleichen Wesentlichkeitskriterien wie für Tochterorganisationen. Assoziierte Organisationen, die unterhalb dieser 
Schwellenwerte bleiben, werden at cost in den Konzernabschluss einbezogen.

Insgesamt sind zum 31.12.2009 zwölf Beteiligungen at equity konsolidiert worden. Erstmalig sind die MVR Müllverwertung 
Rugenberger Damm GmbH & Co. KG und die Hamburgische Seefahrtsbeteiligung »Albert Ballin« GmbH & Co. KG at equity 
konsolidiert worden. Die bisher at equity einbezogene HHLA Logistics GmbH wird ab 2009 vollkonsolidiert, da die FHH 
diese jetzt beherrscht. Nicht mehr at equity einbezogen wird aus Wesentlichkeitsgründen die HanseCom Gesellschaft für 
Informations- und Kommunikationsdienstleistungen mbH.

Sonstige Beteiligungen, bei denen weder ein beherrschender noch ein maßgeblicher Einfluss der FHH besteht, werden 
at cost bewertet.

Die Aufstellung des Anteilsbesitzes sowie Details zur Einbeziehung der verbundenen und assoziierten Organisations
einheiten zum 31.12.2009 (§§   287, 313 Abs.   4 HGB) sind der Beteiligungsübersicht zu entnehmen. Sie weist 334 Tochter-
organisationen und Beteiligungen aus, davon 89 im direkten Anteilsbesitz der FHH. 

Organisationen, an denen die FHH weniger als 20 % Anteilsbesitz hält, und Töchter von assoziierten Organisationen werden 
nicht gesondert ausgewiesen. Auf die Nennung dieser Anteile wird nach §   313 Abs.   2 Nr. 4 HGB verzichtet.



2.3	 Konsolidierungsgrundsätze 

Bei der Vollkonsolidierung von Organisationseinheiten aus Teilkonzernen wird auf den jeweiligen Einzelabschluss abge-
stellt. Teilkonzernabschlüsse werden lediglich für die Konsolidierung at equity herangezogen.

Grundsätze für die Vollkonsolidierung

Die Kapitalkonsolidierung erfolgt nach der Buchwertmethode. Bei dieser werden die Beteiligungsbuchwerte der in den 
Konzernabschluss einbezogenen Tochterorganisationen gegen das anteilige Eigenkapital aufgerechnet. 

Die Vermögensgegenstände und Schulden werden zu Buchwerten übernommen. Verbleibende Unterschiedsbeträge  
werden im Rahmen der Konsolidierungsrechnung auf ihre Ursachen hin untersucht.

Die einzeln zurechenbaren stillen Reserven werden bei den jeweiligen Vermögenswerten aktiviert. Zum 31.12.2009 
beträgt der Wert der aufgrund von Gutachten dem Posten Grundstücke und Gebäude zugewiesenen stillen Reserven 
insgesamt 1.994,9 Mio. Euro. Hierbei entfallen

	� 1.396,4 Mio. Euro auf die SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg, 
	� 301,4 Mio. Euro auf die GWG Gesellschaft für Wohnen und Bauen mbH, 
	� 222,6 Mio. Euro auf die HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH und 
	� 74,5 Mio. Euro auf die Hamburger Wasserwerke GmbH.

Vom Gesamtwert der stillen Reserven sind 497,7 Mio. Euro den Gebäuden zugeordnet und werden planmäßig mit diesen 
abgeschrieben.

Verbleibende Unterschiedsbeträge werden entweder mit den Konzernrücklagen verrechnet (positiver Unterschiedsbetrag) 
oder als Geschäfts- oder Firmenwert aktiviert (negativer Unterschiedsbetrag) und grundsätzlich über 20 Jahre abgeschrie-
ben. Die Geschäfts- oder Firmenwerte werden gesondert unter den immateriellen Vermögensgegenständen ausgewiesen.

Der Anfangsbestand der Geschäfts- oder Firmenwerte bei vollkonsolidierten Organisationen 2009 betrug 2.697,5 Mio. Euro. 
Im laufenden Jahr sind Zugänge i. H. v. 32,0 Mio. Euro sowie Abschreibungen i. H. v. 174,0 Mio. Euro, davon 28,3 Mio. Euro 
außerplanmäßige Abschreibungen, zu verzeichnen. Der Restbuchwert zum 31.12.2009 beträgt 2.555,3 Mio. Euro. 

Minderheitenanteile Dritter werden in der Konzernbilanz als Bestandteil des Eigenkapitals, aber getrennt von dem auf die 
FHH entfallenden Eigenkapital ausgewiesen. Das den Minderheitsgesellschaftern zurechenbare Konzernergebnis wird in 
der Konzernergebnisrechnung separat gezeigt.

Grundsätze für die Quotenkonsolidierung

Mit dem Konzernabschluss 2009 wird erstmalig die neugegründete HSH Finanzfonds AöR als Gemeinschaftsunternehmen 
quotal in den Konzernabschluss einbezogen. Für die Quotenkonsolidierung gelten prinzipiell die gleichen Grundsätze wie 
für die Vollkonsolidierung. Allerdings werden die Abschlussposten des Gemeinschaftsunternehmens nur proportional zur 
Beteiligungsquote des Konzerns in den Konzernabschluss übernommen. Für die Erstkonsolidierung wird die Buchwert
methode angewandt. Stille Reserven wurden im Rahmen der Kapitalkonsolidierung nicht aufgedeckt und es wurde kein 
Geschäfts- oder Firmenwert gebildet.

Grundsätze für die Equity-Konsolidierung

Im Gegensatz zur Vollkonsolidierung werden bei der Konsolidierung at equity nicht die Abschlussposten der assoziierten 
Organisation in die Konzernbilanz übernommen, sondern lediglich der Beteiligungswert modifiziert. Er wird ausgehend 
von den historischen Anschaffungskosten der Beteiligung entsprechend der Entwicklung des anteiligen Eigenkapitals der 
assoziierten Organisation fortgeschrieben. Für die Erstkonsolidierung der assoziierten Organisationen wurde die Buch-
wertmethode angewandt.

Für den Konzernabschluss 2009 sind grundsätzlich die Konzernabschlüsse der assoziierten Organisationen nach §   312 Abs.   6 
HGB zur Konsolidierung herangezogen worden. In den Fällen, in denen keine Konzernabschlüsse vorlagen, ist auf den 
Jahresabschluss abgestellt worden.

Auf eine Vereinheitlichung der Bewertungsmethoden der einbezogenen assoziierten Organisationen im Konzernabschluss 
wird nach §   312 Abs.   5 Satz 1 HGB verzichtet.
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Entstehende Unterschiedsbeträge zwischen den Anschaffungskosten der Beteiligung und dem anteiligen Eigenkapital der 
assoziierten Organisation werden analog zur Vollkonsolidierung auch bei der Konsolidierung at equity ermittelt.

Der Gesamtwert der Geschäfts- oder Firmenwerte assoziierter Organisationen betrug zu Beginn des Geschäftsjahres  
4,3 Mio. Euro. Nach Zugängen von 0,1 Mio. Euro und Abgängen von 0,4 Mio. Euro sowie Abschreibungen von 0,3 Mio. Euro 
sind im Abschluss 2009 Geschäfts- oder Firmenwerte von 3,7 Mio. Euro innerhalb des Finanzanlagevermögens ausge
wiesen (siehe im Abschnitt 4.1 »Finanzanlagen«). 

Grundsätze für die Konzernaufrechnungen

Konzerninterne Forderungen, Verbindlichkeiten und Rückstellungen werden im Wege der Schuldenkonsolidierung gegen-
einander aufgerechnet. Insgesamt sind zum 31.12.2009 konzerninterne Verpflichtungen i. H. v. 5.264,0 Mio. Euro eliminiert 
worden. Die saldierten Aufrechnungsdifferenzen i. H. v. 23,9 Mio. Euro sind vollständig ergebniswirksam als Ertrag behan-
delt worden.

Geschäftsvorgänge zwischen den Konzerngesellschaften (Binnenumsätze) sind im Rahmen der Aufwands- und Ertrags
eliminierung nach §   305 HGB miteinander verrechnet worden, soweit sie nicht als Erhöhung des Bestands an fertigen 
und unfertigen Erzeugnissen oder als andere aktivierte Eigenleistungen auszuweisen sind.

Differenzen aus der Aufwands- und Ertragseliminierung sind ergebniswirksam verrechnet worden, sofern sie zwei Tochter
organisationen betrafen. Bei Geschäftsvorgängen zwischen der Kernverwaltung und einer Tochterorganisation ist in der 
Kernverwaltung der Differenzbetrag aus Aufwendungen bzw. Erträgen gegenüber Dritten auf die entsprechende Tochter-
organisation gebucht worden.

Im Ergebnis sind konzerninterne Lieferungs- und Leistungsbeziehungen i. H. v. 2.053,0 Mio. Euro eliminiert und saldierte 
Differenzen im Umfang von 23,8 Mio. Euro als Aufwand gebucht worden.

Zinsaufwendungen und Zinserträge zwischen den Konzernorganisationen sind im Geschäftsjahr i. H. v. 105,9 Mio. Euro 
eliminiert worden. Saldierte Aufrechnungsdifferenzen von insgesamt 4,2 Mio. Euro sind im Aufwand ausgewiesen. 

Für den Konzernabschluss 2009 ist die Notwendigkeit einer Zwischenergebniseliminierung geprüft worden. Im Bereich 
der Finanzanlagen sind wesentliche Zwischengewinne zwischen Konzernpartnern aufgetreten, die auf die Veräußerung 
von Anteilen an vollkonsolidierten Tochterorganisationen (GWG Gewerbe Gesellschaft für Kommunal- und Gewerbe
immobilien mbH sowie SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg) zurückzuführen sind. Diese sind im Rahmen der 
Vollkonsolidierung in einem Umfang von 214,1 Mio. Euro eliminiert worden. 

Weitere wesentliche Sachverhalte im Anlagevermögen, die eine Zwischenergebniseliminierung erfordert hätten, liegen 
nicht vor. 



3	 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

3.1	 Konzernbilanz und KonzernErgebnisrechnung

Für den Konzernabschluss ist in der Konzernrichtlinie der FHH festgelegt worden, dass eine Vereinheitlichung aller bedeu-
tenden Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden im Konzern FHH in einem gestuften Prozess erfolgt. Das gewählte 
Verfahren dient dem Ziel, mit vertretbarem zeitlichen Aufwand einen Konzernabschluss vorzulegen, der Transparenz über 
die tatsächliche Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der gesamten öffentlichen Gebietskörperschaft FHH einschließlich 
ihrer Beteiligungen herstellt. 

Die in den Konzern FHH einbezogenen Tochterorganisationen bilanzieren nach HGB, teilweise ergänzt um die speziellen 
Vorschriften der Landeshaushaltsordnung (LHO) oder branchenspezifische Vorschriften. Von den Konzerntöchtern werden 
grundsätzlich folgende wesentliche Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden angewandt: 

	� Vermögensgegenstände des immateriellen Vermögens sowie des Sachanlagevermögens werden zu fortgeführten 
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet.

	� Dem Werteverzehr des abnutzbaren Anlagevermögens wird durch planmäßige Abschreibungen nach Maßgabe der 
steuerlichen Abschreibungstabellen, die teilweise durch spezielle, brancheneigene Abschreibungstabellen ergänzt 
sind, Rechnung getragen. Grundsätzlich findet die lineare Abschreibung Anwendung. Nur in wenigen Ausnahmefällen 
wird degressiv abgeschrieben.

	� Die Anteile an verbundenen Organisationen, Beteiligungen und Wertpapiere des Anlagevermögens sind mit den 
Anschaffungskosten bewertet. Soweit ihnen ein geringerer Wert beizulegen ist, werden gebotene Abschreibungen 
vorgenommen. Von dem handelsrechtlichen Wahlrecht, vorübergehende Wertminderungen bei Finanzanlagen zu  
bilanzieren, wird kein Gebrauch gemacht. Das Wertaufholungsgebot wird beachtet.

	� Die Ausleihungen werden mit dem Nennwert bilanziert und, soweit erforderlich, auf den Bilanzstichtag abgezinst.

	� Die Vorräte werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten, höchstens jedoch mit dem am Bilanzstichtag beizu
legenden Wert angesetzt. 

	� Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen und die Sonstigen Vermögensgegenstände werden zum Nennwert 
bilanziert und, soweit erforderlich, abgezinst. Erkennbare Risiken werden durch Einzel- und Pauschalwertberichti
gungen berücksichtigt.

	� Von der FHH oder Dritten erhaltene investive Zuwendungen bilanzieren die Konzerntöchter überwiegend nach der 
Bruttomethode (Bildung von Sonderposten). Sofern bei den Töchtern die Nettomethode Anwendung findet, werden 
die in der Kernverwaltung ausgewiesenen investiven Zuwendungen nicht in die Aufrechnungen einbezogen.

	� Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen werden grundsätzlich nach einem Teilwertverfahren 
unter Beachtung der steuerlichen Vorschriften und allgemein anerkannter Richttafeln (Generationensterbetafeln 2005 G 
nach Heubeck) berechnet. Die notwendigen Rückstellungsbedarfe werden im Konzern mit einer Ausnahme unter Ver-
wendung eines Rechnungszinsfußes von 6 % ermittelt. Lediglich der HHLA-Konzern ermittelt Pensionsrückstellungen 
nach der Projected Unit Credit Method und legt jährlich neu zu ermittelnde Zinssätze (im Jahr 2009 5 %) zugrunde.
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	� In Ausübung des Wahlrechts nach Art. 28 Abs.   1 Satz 1 Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch (EGHGB) wird von 
einigen Tochterorganisationen auf die Passivierung von Pensionszusagen, die vor dem 01.01.1987 gegeben wurden 
(Altzusagen), verzichtet. Die nicht passivierten Verpflichtungen zum 31.12.2009 betragen 82,3 Mio. Euro. 

	� Die Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen und die Sonstigen Rückstellungen werden in Höhe der Beträge 
angesetzt, die nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig sind.

	� Die Verbindlichkeiten werden in Höhe des Rückzahlungsbetrags passiviert.

	� Forderungen von Geschäftsvorfällen in fremder Währung erfolgen zum Tageskurs des Geschäftsvorgangs bzw. dem 
niedrigeren Kurs am Abschlussstichtag sowie bei Verbindlichkeiten mit dem Tageskurs des Geschäftsvorgangs bzw. 
mit dem höheren Kurs am Abschlussstichtag. 

Für nähere Ausführungen zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden der Kernverwaltung wird auf 
den Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung verwiesen (siehe im Abschnitt 2, Anhang zum Jahresabschluss 
für die Kernverwaltung).

3.2	 Weitere Festlegungen

Handelsrechtliche Vorgaben zur Bildung latenter Steuern aus der Konsolidierung nach §   306 HGB werden nicht berück-
sichtigt, da die FHH als Gebietskörperschaft grundsätzlich keiner Steuerpflicht unterliegt.

Die Jahresabschlüsse der in den Konzernabschluss einbezogenen Organisationen werden überwiegend zum Stichtag 
31.12. erstellt. Auf die Aufstellung von Zwischenabschlüssen bei Tochterorganisationen mit abweichendem Geschäfts-
jahr wird verzichtet. Bei den einzigen vollkonsolidierten Tochterorganisationen mit einem abweichenden Geschäftsjahr  
– der Hamburgischen Staatsoper GmbH und der HamburgMusik gGmbH – Elbphilharmonie und Laeiszhalle Betriebs
gesellschaft – sind die letzten Jahresabschlüsse zugrunde gelegt worden. Die Hamburgische Staatsoper GmbH hat keine 
Vorgänge von besonderer Bedeutung zwischen den unterschiedlichen Abschlussstichtagen gemeldet. Die HamburgMusik 
gGmbH – Elbphilharmonie und Laeiszhalle Betriebsgesellschaft hat nach ihrem Abschlussstichtag von der FHH Zuwen-
dungen i. H. v. 21,3 Mio. Euro erhalten. Hiervon sind Anzahlungen i. H. v. 20,0 Mio. Euro an die Elbphilharmonie Hamburg 
Bau GmbH & Co. KG geleistet worden, die im Abschluss berücksichtigt worden sind.



4	 Erläuterungen zur Konzernbilanz

Die für die Kernverwaltung und Tochterorganisationen angegebenen Werte können konsolidierungsbedingt von den in den 
jeweiligen Einzelabschlüssen ausgewiesenen Werten abweichen.

Vor dem Anlagevermögen werden 3,3 Mio. Euro Aufwendungen für die Ingangsetzung des Geschäftsbetriebs ausge
wiesen. Es handelt sich um Beträge, die von der Hamburg Energie GmbH aktiviert worden sind.

4.1	A llgemeine Hinweise zum Anlagevermögen

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens im Jahr 2009 zeigt der Konzernanlagenspiegel. 

Das Anlagevermögen ist einerseits aufgrund der Aufnahme von weiteren 13 Tochterorganisationen in den Konsolidierungs-
kreis um 171,9 Mio. Euro gestiegen, andererseits infolge des Ausscheidens einer Tochterorganisationen um 3,3 Mio. Euro 
gesunken (siehe Konzernanlagenspiegel: Saldo der Spalten »Änderungen des Konsolidierungskreises«). Darüber hinaus 
hat die Neuaufnahme der HSH Finanzfonds AöR als quotal einbezogene Organisation das Anlagevermögen um 1.264,4 Mio. 
Euro erhöht. Insgesamt hat sich der Restbuchwert des Anlagevermögens von 53.123,7 Mio. Euro um 1.762,4 Mio. Euro auf 
54.886,1 Mio. Euro zum 31.12.2009 erhöht. 

Anlagevermögen 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Kernverwaltung 37.054 36.832

SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg 3.335 3.260

HSE Hamburger Stadtentwässerung AöR 3.056 3.091

GWG Gesellschaft für Wohnen und Bauen mbH 1.529 1.506

HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH 850 1.420

HSH Finanzfonds AöR (Anteil FHH) * – 1.264

Hamburg Port Authority (HPA) 1.020 1.103

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) 712 727

Sonstige 5.568 5.683

Gesamt 53.124 54.886

* 2009 erstmals konsolidiert.

Immaterielle Vermögensgegenstände

Der Gesamtwert der immateriellen Vermögensgegenstände ist von 5.503,2 Mio. Euro um 183,0 Mio. Euro auf  
5.320,2 Mio. Euro gesunken. Die wesentlichen Posten bilden die Geschäfts- oder Firmenwerte mit 2.555,3 Mio. Euro (Vor-
jahr: 2.697,5 Mio. Euro) und die Geleisteten Investitionszuwendungen mit 1.767,2 Mio. Euro (Vorjahr: 1.993,9 Mio. Euro). 
Die Geleisteten Anzahlungen von 924,2 Mio. Euro (Vorjahr: 743,2 Mio. Euro) beziehen sich hauptsächlich auf noch nicht 
zugeordnete Investitionszuwendungen. Der größte Anstieg stammt mit 175,4 Mio. Euro aus der Kernverwaltung. Dieser 
Wert liegt konsolidierungsbedingt 9,3 Mio. Euro über dem in der Kernverwaltung ausgewiesenen Betrag (siehe im 
Abschnitt 3.3, Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung).

Die Sonstigen immateriellen Vermögensgegenstände von 73,5 Mio. Euro (Vorjahr: 68,7 Mio. Euro) umfassen u. a. Lizenzen 
und DV-Software. 

Sachanlagen

Der Wert der Sachanlagen ist leicht von 45.780,5 Mio. Euro um 245,8 Mio. Euro auf 46.026,3 Mio. Euro gestiegen. Die 
Grundstücke und Bauten bilden mit 36.112,2 Mio. Euro (Vorjahr: 35.741,7 Mio. Euro) den Hauptposten des Sachanlage-
vermögens. 

Finanzanlagen

Der Gesamtwert der Finanzanlagen ist von 1.840,0 Mio. Euro auf 3.539,6 Mio. Euro gestiegen und geht im Wesentlichen 
auf die Beteiligungen an assoziierten Organisationen zurück.
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Der Gesamtwert der Beteiligungen an assoziierten Organisationen ist von 674,8 Mio. Euro um 1.625,8 Mio. Euro auf 
2.300,6 Mio. Euro gestiegen. Im Zuge der Neustrukturierung der HSH Nordbank AG hat die HSH Finanzfonds AöR Anteile 
mit einem Wert von 1.500,0 Mio. Euro (Anteile der FHH) erworben. Auch ist im Konzernabschluss 2009 erstmals die  
Beteiligung der HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH an der Hamburgischen 
Seefahrtsbeteiligung »Albert Ballin« GmbH & Co. KG i. H. v. 484,0 Mio. Euro berücksichtigt.

Demgegenüber sind die Anteile an verbundenen, nicht vollkonsolidierten Organisationen von 395,8 Mio. Euro um  
119,2 Mio. Euro auf 276,6 Mio. Euro gesunken. Der Rückgang ist im Wesentlichen auf die Umgliederung von Anteilen an 
jetzt vollkonsolidierten Organisationen i. H. v. 95,2 Mio. Euro zurückzuführen. 

Der Gesamtwert der Ausleihungen an assoziierte Organisationen und Organisationen, mit denen ein Beteiligungs
verhältnis besteht, hat sich auf 203,6 Mio. Euro gegenüber 70,8 Mio. Euro im Vorjahr deutlich erhöht. Grund für diesen 
Anstieg ist u. a. die Beteiligung i. H. v. 133,8 Mio. Euro der HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungs-
management mbH an der Hamburgische Seefahrtsbeteiligung »Albert Ballin« GmbH & Co. KG.

HSH Nordbank AG

Die HSH Nordbank AG hat mit ihrem Abschluss 2009 das Ergebnis 2008 rückwirkend angepasst. Dies ist im laufenden 
Konzernabschluss berücksichtigt. 

Im Wege der Gründung der HSH Finanzfonds AöR, die von den Ländern Hamburg und Schleswig-Holstein zu je 50 % 
gehalten wird, wurde die Eigenkapitalbasis der HSH Nordbank AG um 3.000,0 Mio. Euro gestärkt. Die HSH Finanzfonds 
AöR ist anteilig im Konzernabschluss der FHH berücksichtigt.

Die Niederstwertprüfung der im Konzern FHH gehaltenen Anteile an der HSH Nordbank AG hat ergeben, dass der Buch-
wert zum 31.12.2009 mit 1.707,7 Mio. Euro (Vorjahr: 565,9 Mio. Euro) dem beizulegenden Wert entspricht. Eine außer
planmäßige Abschreibung ist damit nicht erforderlich. 

Wertpapiere des Anlagevermögens

Der Gesamtwert der Wertpapiere des Anlagevermögens hat sich von 523,4 Mio. Euro auf 557,6 Mio. Euro erhöht. 

4.2	Z um Verkauf bestimmte Grundstücke

Die zum Verkauf bestimmten Grundstücke mit einem Wert von 58,5 Mio. Euro (Vorjahr: 130,2 Mio. Euro) sind mit  
53,2 Mio. Euro überwiegend der Kernverwaltung zuzuordnen (siehe im Abschnitt 3.6, Anhang zum Jahresabschluss für 
die Kernverwaltung).

4.3	 Vorräte

Der Gesamtwert der Vorräte im Konzern ist im Vergleich zum Vorjahr um 42,9 Mio. Euro gestiegen. Im Wesentlichen  
ist dies auf die Geleisteten Anzahlungen auf Vorräte sowie die Unfertigen Erzeugnisse und Unfertigen Leistungen  
zurückzuführen. 

Vorräte 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 74 77

Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen 358 394

Fertige Erzeugnisse und Waren 1 1

Geleistete Anzahlungen auf Vorräte 104 108

Gesamt 537 580

Der größte Anteil der Unfertigen Erzeugnisse und Leistungen entfällt mit 183,9 Mio. Euro auf ausstehende Beträge für 
Betriebskosten bei der SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg. Weitere 91,3 Mio. Euro (Vorjahr: 68,9 Mio. Euro) 
beziehen sich auf im Bau befindliche Projekte der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU). 



4.4	 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Der Wert des Forderungsbestands ist im Berichtszeitraum leicht gestiegen.

Forderungsspiegel

ART DER FORDERUNG 
 
 

Gesamt 
31.12.2008 

in Mio. Euro

Gesamt 
31.12.2009 

in Mio. Euro

Davon mit 
RLZ < 1 Jahr 
in Mio. Euro

Davon mit 
RLZ > 1 Jahr 
in Mio. Euro

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 5.700 5.764 1.765 3.999

Wertberichtigungen auf Forderungen – 528 – 533 – 533 –

Forderungen gegen verbundene, nicht vollkonsolidierte Organisationen 
und gegen Organisationen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 275 357 355 2

Sonstige Vermögensgegenstände 871 755 343 412

Forderungen gegen Gesellschafter außerhalb des Konsolidierungskreises 8 1 1 –

Gesamt 6.326 6.344 1.931 4.413

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen beziehen sich überwiegend auf

	� Hypothekendarlehen der Hamburgischen Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit 
3.744,4 Mio. Euro (Vorjahr: 3.706,8 Mio. Euro) und

	 die Kernverwaltung mit 1.116,0 Mio. Euro (Vorjahr: 1.327,1 Mio. Euro). 

Bei den Sonstigen Vermögensgegenständen entfallen die wesentlichen Posten auf

	� die Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit 317,3 Mio. Euro  
(Vorjahr: 381,0 Mio. Euro) und

	 die Kernverwaltung mit 221,7 Mio. Euro (siehe im Abschnitt 3.8, Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung).

4.5	 Wertpapiere des Umlaufvermögens

Die Wertpapiere des Umlaufvermögens haben einen Wert von 2,0 Mio. Euro (Vorjahr: 2,0 Mio. Euro).

4.6	 Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks

Der Wert des Kassenbestands, der Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks hat sich von  
2.880,0 Mio. Euro im Vorjahr auf 2.506,8 Mio. Euro verringert. Die liquiden Mittel sind überwiegend der Kernverwaltung 
zuzuordnen. 

Kassenbestand, Bundesbankguthaben,  
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks

31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Kernverwaltung * 1.581 1.576

Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 213 276

Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) 211 149

»Hamburgischer Versorgungsfonds« (HVF) AöR 146 107

Stadtreinigung Hamburg AöR (SRH) 100 85

GWG Gewerbe Gesellschaft für Kommunal- und Gewerbeimmobilien mbH 115 76

Sonstige 514 238

Gesamt 2.880 2.507

* Differenzen zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung ergeben sich aus Konsolidierungsmaßnahmen.
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Im Vergleich zum Vorjahr weist lediglich die Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffent
lichen Rechts einen höheren Kassenbestand aus. Dieser Anstieg ist auf höhere Forderungsausgleiche zurückzuführen. 
Der größte Rückgang ist mit 62,1 Mio. Euro bei der Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) zu verzeich-
nen. Er ist auf den Abbau von Liquiditätsreserven zurückzuführen.

4.7	Ak tive Rechnungsabgrenzungsposten

Die Aktiven Rechnungsabgrenzungsposten betragen 331,7 Mio. Euro (Vorjahr: 349,4 Mio. Euro). 

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Kernverwaltung 321 303

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) 8 8

Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 4 4

Hamburger Wasserwerke GmbH 3 3

Sonstige 13 14

Gesamt 349 332

4.8	 Eigenkapital

Zum 31.12.2009 weist der Konzern FHH erstmals einen nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag i. H. v. 131,0 Mio. Euro 
auf der Aktivseite der Bilanz aus (Vorjahr, korrigiertes Eigenkapital: 1.716,4 Mio. Euro).

Eigenkapitalspiegel

Eigenkapital / nicht 
durch Eigenkapital 
gedeckteR Fehlbetrag 
 
 

Nettoposition 
 
 
 
 

in Mio. Euro

Allgemeine 
Rücklage 

(Gewinn- /
Kapital-

rücklage) *
in Mio. Euro

Zweck
gebundene 
Rücklagen 

 
 

in Mio. Euro

Jahres
fehlbetrag 

 
 
 

in Mio. Euro

Konzern-
bilanz-

ergebnis *
 
 

in Mio. Euro

Ausgleichs
posten für 

Anteile 
anderer 

Gesellschafter 
in Mio. Euro

 Eigenkapital *
 
 
 
 

in Mio. Euro

Stand 01.01.2009 2.854 623 46 – – 1.634 – 172 1.716

Änderung  
Konsolidierungskreis – 5 – 0 – 4 5 6

Zu- /  Abgänge – 104 – 17 – – 1.704 – 1.739 – 22 – 1.882

Umbuchungen / Umgliede- 
rungen / Verrechnungen – 37 – – 1 – 9 29

Stand 31.12.2009 2.750 648 46 – 1.704 – 3.376 – 198 – 131

* Inklusive Vorjahresanpassung.

Korrektur des Vorjahres

Rückstellungen für negatives Eigenkapital werden seit dem Abschluss 2009 ergebniswirksam und nicht mehr rein bilan
ziell aufgelöst. Der Konzernbilanzverlust 2008 war daher um 449,2 Mio. Euro zu korrigieren. Von diesem Betrag sind  
406,3 Mio. Euro mit der Allgemeinen Rücklage und 42,9 Mio. Euro mit den Sonstigen Rückstellungen verrechnet worden. 
Auch die Sonstigen Aufwendungen und das Jahresergebnis 2008 sind in diesem Zuge angepasst worden. Das negative 
Eigenkapital wird mit dem jeweiligen Aktivposten verrechnet.



Nettoposition

Die Nettoposition entspricht mit 2.749,9 Mio. Euro dem Betrag der Kernverwaltung (siehe im Abschnitt 3.13, Anhang zum 
Jahresabschluss für die Kernverwaltung).

Allgemeine Rücklage (Gewinn-  / Kapitalrücklage)

Die Allgemeine Rücklage hat sich gegenüber dem Vorjahr von 622,6 Mio. Euro um 25,1 Mio. Euro auf 647,8 Mio. Euro 
erhöht. Beim Sondervermögen Hamburgisches Telekommunikationsnetz wurden die Abschlüsse 2007 und 2008 dahin
gehend geändert, dass Zuwendungen von 9,2 Mio. Euro nicht mehr als Sonderposten, sondern als Rücklage ausgewiesen 
werden. Der Vorgang ist im Konzernabschluss 2009 nachvollzogen worden.

Zweckgebundene Rücklagen

Die Zweckgebundene Rücklagen betragen unverändert 45,6 Mio. Euro.

Jahresergebnis

Der Jahresfehlbetrag des Konzerns FHH beträgt – 1.703,9 Mio. Euro. 

Jahresergebnis 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Kernverwaltung 1) 302 – 1.192

Hamburg Port Authority (HPA) 10 – 218

HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH – 977 – 142

»Hamburgischer Versorgungsfonds« (HVF) AöR – 785 – 117

HSH Finanzfonds AöR (Anteil FHH) – 2) – 112

Sonstige – 65 42

Auf andere Gesellschafter entfallende Gewinne / Verluste 75 35

Gesamt – 1.440 – 1.704

1)  Inklusive Vorjahresanpassung.
2)  2009 erstmals konsolidiert.

Das negative Jahresergebnis ist vorrangig auf die Fehlbeträge der Kernverwaltung, der Hamburg Port Authority (HPA), der 
HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH, der »Hamburgischer Versorgungs-
fonds« (HVF) AöR und der HSH Finanzfonds AöR zurückzuführen.

Der Fehlbetrag bei der Hamburg Port Authority (HPA) ist auf das geänderte Finanzierungssystem der HPA im Zusammen-
hang mit den Erlösen aus dem Teilbörsengang der Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) zurück
zuführen. Die Hamburg Port Authority (HPA) erhält seit Anfang 2009 keine Zuwendungen aus dem Haushalt, sondern  
finanziert die Bewirtschaftung des Hafens aus Kapitalerhöhungen. Die Fehlbeträge werden im Abschluss der Hamburg 
Port Authority (HPA) durch Entnahmen aus der Kapitalrücklage gedeckt. 

Bei der HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH und der »Hamburgischer Ver-
sorgungsfonds« (HVF) AöR stammen die Fehlbeträge zum einen aus dem jeweiligen Einzelabschluss (–   45,7 Mio. Euro 
bzw. – 59,8 Mio. Euro) und zum anderen aus der anteiligen Übernahme des Fehlbetrags der HSH Nordbank AG. Auch der 
Jahresfehlbetrag der HSH Finanzfonds AöR ist hierauf zurückzuführen, sodass der Fehlbetrag der HSH Nordbank AG das 
Konzernergebnis mit – 358,2 Mio. Euro belastet.

Ferner belasten Vorgänge auf Ebene des Konzerns das Jahresergebnis. Hierzu zählen Abschreibungen auf stille Reserven 
und gebildete Geschäfts- oder Firmenwerte von 194,5 Mio. Euro sowie eliminierte Zwischengewinne aus konzerninternen 
Verkäufen von Anteilen an der SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg und der GWG Gewerbe Gesellschaft für 
Kommunal- und Gewerbeimmobilien mbH i. H. v. insgesamt 214,1 Mio. Euro. 

Diese Aufwendungen werden zum Teil dadurch kompensiert, dass Posten aus dem Einzelabschluss der Kernverwaltung 
für die Übernahme in den Konzernabschluss zu korrigieren waren. Dies bezieht sich auf Abschreibungen auf Beteiligungen 
und auf Rückstellungen für negative Eigenkapitalwerte von Tochterorganisationen von insgesamt 391,4 Mio. Euro.
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Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter

Der Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter von 198,1 Mio. Euro (Vorjahr: 172,2 Mio. Euro) hat sich nur leicht 
verändert. Der leichte Anstieg ist auf die Jahresergebnisse und Dividendenausschüttungen derjenigen Tochterorganisa
tionen zurückzuführen, an denen die FHH nicht 100 % der Anteile hält (insbesondere Flughafen Hamburg Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung (FHG) und Gesellschaften des Konzerns Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA)).

Konzernbilanzergebnis

Das korrigierte Konzernbilanzergebnis ist von – 1.633,7 Mio. Euro um – 1.742,4 Mio. Euro auf – 3.376,1 Mio. Euro gesun-
ken. Es umfasst den Jahresfehlbetrag, den Verlustvortrag aus Vorjahren, die Einstellungen in bzw. Entnahmen aus 
Rücklagen und die anderen Gesellschaftern zustehenden Gewinne sowie die auf andere Gesellschafter entfallenden 
Verluste. 

Die Entwicklung des Konzernbilanzergebnisses ist maßgeblich auf den im Berichtsjahr ausgewiesenen Jahresfehlbetrag 
zurückzuführen.

4.9	 Sonderposten

Der Gesamtbetrag der Sonderposten ist gegenüber dem Vorjahr von 1.945,9 Mio. Euro auf 1.935,1 Mio. Euro leicht zurück-
gegangen. Die Sonderposten für Investitionszuwendungen bilden weiterhin den wesentlichen Posten.

SONDERPOSTEN 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Sonderposten für Investitionszuwendungen 1.692 1.661

Sonderposten für Beiträge und Gebühren 217 202

Sonstige Sonderposten 37 72

Gesamt 1.946 1.935

Die Sonderposten für Investitionszuwendungen sind mit 1.347,0 Mio. Euro (Vorjahr: 1.420,4 Mio. Euro) überwiegend der 
Kernverwaltung zuzuordnen. Weitere 218,7 Mio. Euro (Vorjahr: 217,8 Mio. Euro) entfallen auf die HSE Hamburger Stadt-
entwässerung AöR. 

Die Sonderposten für Beiträge und Gebühren werden ausschließlich von der Kernverwaltung gebildet und von dieser 
bilanziert (siehe im Abschnitt 3.14, Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung).

Der Anstieg der Sonstigen Sonderposten um 35,0 Mio. Euro geht vornehmlich auf die erstmals einbezogene 1. HaGG 
Hamburger Immobilien Beteiligung GmbH & Co. KG zurück.



4.10		R  ückstellungen

Die Rückstellungen haben sich im Geschäftsjahr 2009 wie folgt entwickelt:

Rückstellungsspiegel

RÜCKSTELLUNGEN 
 
 
 

Stand 
01.01.2009 

 
 

in Mio. Euro

Änderung 
des Konso
lidierungs-

kreises 
in Mio. Euro

Verbrauch 
 
 
 

in Mio. Euro

Umbuchung /
Um- 

gliederung 
  

in Mio. Euro

Auflösung 
 
 
 

in Mio. Euro

Zuführung 
 
 
 

in Mio. Euro

Stand 
31.12.2009 

 
 

in Mio. Euro

Rückstellungen für Pensionen  
und ähnliche Verpflichtungen 20.301 144 79 – 505 974 20.835

Rückstellungen für  
Rückzahlungsverpflichtungen  
und Steuerrückstellungen 93 1 72 – 6 64 80

�Rückstellungen für  
Rückzahlungsverpflichtungen 37 – 30 – 1 42 48

Steuerrückstellungen 56 1 42 – 5 22 32

Sonstige Rückstellungen 2.871 11 338 –   417 441 886 2.572

Sonstige Personalrückstellungen 393 3 64 – 19 87 400

�Rückstellungen für  
Urlaubsverpflichtungen 22 1 21 – – 20 22

�Rückstellungen für  
ausstehende Rechnungen 100 1 77 – 13 96 107

�Rückstellungen für  
unterlassene Instandhaltung 70 1 25 – 11 32 67

Rückstellungen für  
konzessionsrechtliche Risiken 109 – 1 – 81 9 36

Übrige sonstige Rückstellungen * 2.177 5 150 –   417 317 642 1.940

GESAMT 23.265 156 489 –   417 952 1.924 23.487

* Inklusive Vorjahresanpassung.

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen

Im Wesentlichen beziehen sich die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen mit 18.705,8 Mio. Euro  
auf die Kernverwaltung (siehe im Abschnitt 3.15, Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung). Ebenfalls hohe  
Rückstellungsbeträge werden von den Tochterorganisationen Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA)  
(297,1 Mio. Euro), »Hamburgischer Versorgungsfonds« (HVF) AöR (292,8 Mio. Euro) sowie dem Universitätsklinikum 
Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) (228,8 Mio. Euro) ausgewiesen. Der verbleibende 
Betrag von 1.310,6 Mio. Euro entfällt auf die übrigen Tochterorganisationen.

Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen und Steuerrückstellungen

Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen sind i. H. v. 41,3 Mio. Euro in der Kernverwaltung (siehe im Abschnitt 3.15, 
Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung) gebildet worden. 

Steuerrückstellungen werden nur von Tochterorganisationen gebildet. Der wesentliche Betrag entfällt mit 15,6 Mio. Euro 
für Grunderwerb- und Grundsteuer auf die Hamburg Port Authority (HPA). Steuerrückstellungen für Körperschaft- und 
Gewerbesteuer sind von der GWG Gesellschaft für Wohnen und Bauen mbH (3,7 Mio. Euro), der SAGA Siedlungs-Aktien-
gesellschaft Hamburg (3,6 Mio. Euro) und der Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) (1,6 Mio. Euro) 
gebildet worden. Die Flughafen Hamburg Gesellschaft mit beschränkter Haftung (FHG) weist für Strom- und Grundsteuern 
Rückstellungen i. H. v. 1,3 Mio. Euro aus.
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Sonstige Rückstellungen

Die Sonstigen Rückstellungen sind im Vergleich zum Vorjahr auf 2.571,7 Mio. Euro gesunken (Vorjahr; 2.871,2 Mio. Euro). 
Der Rückgang ist im Wesentlichen auf die Kernverwaltung zurückzuführen und wird im Abschnitt zu den Übrigen sonstigen 
Rückstellungen erläutert.

Sonstige Personalrückstellungen

Die Sonstigen Personalrückstellungen setzen sich u. a. zusammen aus:

	� Altersteilzeitverpflichtungen, 
	� Vergütungsnachzahlungen an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 
	� künftigen Jubiläumszuwendungen. 

Wesentliche Anteile entfallen mit 117,4 Mio. Euro auf die Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft und mit 112,5 Mio. Euro 
auf die Kernverwaltung.

Rückstellungen für Urlaubsverpflichtungen

Rückstellungen für Urlaubsverpflichtungen sind ausschließlich von Tochterorganisationen gebildet worden. Mit 4,6 Mio. Euro 
(Vorjahr: 6,4 Mio. Euro) verzeichnet das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts 
(UKE) hier den höchsten Betrag. Die Hamburg Port Authority (HPA) hat Rückstellungen für Urlaubsverpflichtungen i. H. v. 
3,4 Mio. Euro gebildet. 

Übrige sonstige Rückstellungen

Der Anfangsbestand der Übrigen sonstigen Rückstellungen ist um 42,9 Mio. Euro angepasst worden (siehe im Abschnitt 4.8 
»Eigenkapital«).

Der wesentliche Teil der Übrigen sonstigen Rückstellungen ist mit 1.415,5 Mio. Euro der Kernverwaltung zuzuordnen. Der 
Rückgang gegenüber dem Vorjahr bezieht sich in erster Linie auf Anpassungen bei Rückstellungen für Prozessrisiken und 
-kosten sowie bei den Allgemeinen Verbindlichkeitsrückstellungen (siehe im Abschnitt 3.15, Anhang zum Jahresabschluss 
für die Kernverwaltung).

Weitere Rückstellungen i. H. v. 193,8 Mio. Euro sind von der Elbphilharmonie Hamburg Bau GmbH & Co. KG u. a. für Droh-
verluste und noch ausstehende Rechnungen gebildet worden.

Übrige sonstige Rückstellungen 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Kernverwaltung * 1.638 1.416

Elbphilharmonie Hamburg Bau GmbH & Co. KG 191 194

Hamburg Port Authority (HPA) 32 44

HSE Hamburger Stadtentwässerung AöR 42 42

Stadtreinigung Hamburg AöR (SRH) 39 39

Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft 27 26

Flughafen Hamburg Gesellschaft mit beschränkter Haftung (FHG) 21 24

Sonstige 187 155

Gesamt 2.177 1.940

* Inklusive Vorjahresanpassung.



4.11		  Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten haben sich im Berichtszeitraum von 36.306,3 Mio. Euro um 2.880,0 Mio. Euro auf 39.186,3 Mio. Euro 
erhöht. 

Verbindlichkeitenspiegel

ART DER VERBINDLICHKEIT 
 

Gesamt 
01.01.2009 

in Mio. Euro

Gesamt 
31.12.2009 

in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
< 1 Jahr 

in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
1 bis 5 Jahre 
in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
> 5 Jahre 

in Mio. Euro

Davon dinglich 
gesichert 

Anleihen und Obligationen 7.823 10.011 1.796 6.822 1.393 –

Verbindlichkeiten  
gegenüber Kreditinstituten 23.612 23.703 2.723 7.647 13.333 406

Erhaltene Anzahlungen  
auf Bestellungen 954 1.000 999 1 – –

Verbindlichkeiten aus  
Lieferungen und Leistungen 1.444 1.182 933 9 240 –

Verbindlichkeiten gegenüber  
verbundenen, nicht vollkonsoli
dierten Organisationen und  
Organisationen, mit denen ein 
Beteiligungsverhältnis besteht 319 619 457  16 146 –

Sonstige Verbindlichkeiten 1.758 2.275 935 188 1.152 –

Verbindlichkeiten  
gegenüber Gesellschaftern 396 396 2 – 394 –

GESAMT 36.306 39.186 7.845 14.683 16.658 406

Die Anleihen und Obligationen sind im Vergleich zum Vorjahr um 2.187,8 Mio. Euro gestiegen. Hiervon entfallen 

	 915,5 Mio. Euro auf die HSH Finanzfonds AöR,
	 735,3 Mio. Euro auf die Kernverwaltung und
	 537,0 Mio. Euro auf die HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH.

Die Veränderungen bei den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen und den Verbindlichkeiten gegenüber 
verbundenen, nicht vollkonsolidierten Organisationen und Organisationen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 
besteht, gehen im Wesentlichen auf einen geänderten Ausweis von Verbindlichkeiten der Kernverwaltung im Konzern
abschluss zurück.

Die Veränderung bei den Sonstigen Verbindlichkeiten ist hauptsächlich auf Steigerungen bei der HGV Hamburger Gesell-
schaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH (361,5 Mio. Euro) und der HSH Finanzfonds AöR (190,5 Mio. Euro) 
zurückzuführen.

Bei den Sonstigen Verbindlichkeiten wird auf den Ausweis der Davon-Vermerke aus Steuern und im Rahmen der sozialen 
Sicherheit aufgrund der öffentlichen Besonderheiten verzichtet.

Die Verbindlichkeiten sind mit Ausnahme der mehrjährigen Verbindlichkeiten aus Leasingverträgen mit ihrem Rückzah-
lungsbetrag passiviert worden. Im Abschluss der Kernverwaltung sind mehrjährige Verbindlichkeiten aus Leasingverträgen 
mit 4,25 % bzw. dem vertraglich vereinbarten Zinssatz abgezinst worden (siehe im Abschnitt 3.16, Anhang zum Jahres
abschluss für die Kernverwaltung). 

Von den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind 405,7 Mio. Euro dinglich gesichert.
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4.12		  PASSIVE RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN

Der Gesamtbetrag der Passiven Rechnungsabgrenzungsposten ist um 120,9 Mio. Euro auf 234,9 Mio. Euro (Vorjahr:  
114,0 Mio. Euro) angestiegen. 

Passive Rechnungsabgrenzungsposten 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Kernverwaltung 5 135

Hamburg Messe und Congress GmbH (HMC) 35 34

Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft 19 15

Vereinigung Hamburger Kindertagesstätten gGmbH 14 0

Hamburger Friedhöfe AöR 8 8

Hamburger Port Authority (HPA) 6 6

Flughafen Hamburg Gesellschaft mit beschränkter Haftung (FHG) 1 6

Sonstige 26 31

Gesamt 114 235

Ursächlich für den Anstieg sind vorrangig die in der Kernverwaltung abgegrenzten Bundeszuweisungen nach dem  
Regionalisierungsgesetz (RegG) für das Jahr 2010 i. H. v. 132,7 Mio. Euro (siehe im Abschnitt 3.17, Anhang zum Jahres
abschluss für die Kernverwaltung).

4.13		H  aftungsverhältnisse und sonstige finanzielle Verpflichtungen

Die Gesamtsumme der Haftungsverhältnisse des Konzerns zum 31.12.2009 beträgt 5.978,0 Mio. Euro. Hiervon entfallen 
5.625,4 Mio. Euro auf die Kernverwaltung. Im Vorjahr wurde eine Bürgschaft i. H. v. 1.240,0 Mio. Euro für eine vollkonsoli
dierte Tochterorganisation unter den Bürgschaften für verbundene, nicht konsolidierte Organisationen ausgewiesen. Der 
Vorjahreswert ist in der nachfolgenden Übersicht entsprechend korrigiert.

HAFTUNGSVERHÄLTNISSE 31.12.2008  *
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Bürgschaften 447 405

	 davon von der Kernverwaltung für verbundene, nicht konsolidierte Organisationen 4 6

	 davon von der Kernverwaltung für Dritte 302 343

	 davon von vollkonsolidierten Organisationen 141 56

Verpflichtungen aus Gewährleistungsverträgen 676 5.588

	 davon von der Kernverwaltung für verbundene, nicht konsolidierte Organisationen 33 33

	 davon von der Kernverwaltung für Dritte 273 5.271

	 davon von vollkonsolidierten Organisationen 370 284

Gewährte Pfandrechte 29 0

Sonstige Haftungsverhältnisse 23 13

Gesamt 1.175 6.006

abzüglich gebildeter Rückstellungen 22 28

Gesamtsumme Haftungsverhältnisse 1.153 5.978

* Korrigierte Werte.

Insgesamt sind im Einzelabschluss der Kernverwaltung Bürgschaften und Garantien von 16.115,0 Mio. Euro ausgewiesen.

Im Konzernabschluss werden lediglich übernommene Haftungsverhältnisse für außerhalb des Konzerns stehende Organi
sationen und nicht vollkonsolidierte Tochterorganisationen dargestellt. 



Der deutliche Anstieg der Haftungsverhältnisse ergibt sich in der Kernverwaltung hauptsächlich aus mehreren Gewähr-
leistungsverträgen zugunsten der HSH Finanzfonds AöR, die zum 31.12.2009 insgesamt 6.410,0 Mio. Euro betragen.  
Da die HSH Finanzfonds AöR im Konzernabschluss quotenkonsolidiert einbezogen ist, werden unter den Haftungsver
hältnissen nur 5.000,0 Mio. Euro für eine Rückgarantie ausgewiesen. Die restlichen Verpflichtungen von 1.410,0 Mio. Euro 
beziehen sich auf Verbindlichkeiten, die in der Konzernbilanz enthalten sind.

Die FHH haftet für Verbindlichkeiten ihrer Beteiligungen im Rahmen der »Gewährträgerhaftung«, wenn dies im jeweiligen 
Errichtungsgesetz vorgesehen ist. Die Gesamtsumme der Gewährträgerhaftung im Konzern beträgt 57.650,1 Mio. Euro. 
Von den in der Kernverwaltung ausgewiesenen Verpflichtungen von 66.314,4 Mio. Euro (siehe im Abschnitt 3.18,  
Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung) entfallen 8.664,3 Mio. Euro auf in der Konzernbilanz enthaltene 
Verbindlichkeiten.

Gewährte Pfandrechte sowie Sonstige Haftungsverhältnisse sind ausschließlich den Tochterorganisationen zuzurechnen. 

Die Angaben über Sonstige finanzielle Verpflichtungen basieren auf den Daten der Kernverwaltung sowie den Meldungen 
der Tochterorganisationen. Da für die Kernverwaltung zum 31.12.2008 keine Daten verfügbar waren, sind diese erst in den 
Werten zum 31.12.2009 abgebildet und begründen somit die teilweise hohen Abweichungen im Jahresvergleich. 

Die Aufteilung der einzelnen Posten in Verpflichtungen gegenüber verbundenen, nicht konsolidierten Organisationen und 
gegenüber Übrigen wird erstmals in diesem Abschluss vorgenommen.

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Bestellobligo 582 600

	 davon gegenüber verbundenen, nicht konsolidierten Organisationen – 135

	 davon gegenüber Übrigen – 465

Verpflichtungen aus Miet-, Pacht- und Leasingverhältnissen bis 1 Jahr 59 161

	 davon gegenüber verbundenen, nicht konsolidierten Organisationen – 40

	 davon gegenüber Übrigen – 121

Verpflichtungen aus Miet-, Pacht- und Leasingverhältnissen 1 bis 5 Jahre 220 448

	 davon gegenüber verbundenen, nicht konsolidierten Organisationen – 81

	 davon gegenüber Übrigen – 367

Verpflichtungen aus Miet-, Pacht- und Leasingverhältnissen über 5 Jahre 458 1.276

	 davon gegenüber verbundenen, nicht konsolidierten Organisationen – 533

	 davon gegenüber Übrigen – 743

Durch die FHH zugesicherte Zuwendungen 1.202 1.082

	 davon gegenüber verbundenen, nicht konsolidierten Organisationen – 0

	 davon gegenüber Übrigen – 1.082

Unwiderrufliche Kreditzusagen 611 562

	 davon gegenüber verbundenen, nicht konsolidierten Organisationen – 0

	 davon gegenüber Übrigen – 562

Andere finanzielle Verpflichtungen 503 626

	 davon gegenüber verbundenen, nicht konsolidierten Organisationen – 132

	 davon gegenüber Übrigen – 494

Gesamt 3.635 4.755

Die Verpflichtungen aus Miet-, Pacht- und Leasingverhältnissen sind mit den Nominalwerten ausgewiesen. 

Die durch die FHH zugesicherten Zuwendungen sowie die Unwiderruflichen Kreditzusagen beziehen sich auf die  
Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, die im Rahmen verschiedener 
Förderprogramme Zuwendungen und Kredite gewährt.
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4.14	De rivative Finanzinstrumente

Um den Zinsänderungsrisiken der FHH entgegenzuwirken und die Kreditkonditionen zu optimieren, werden derivative 
Finanzinstrumente am Kapitalmarkt eingesetzt. Diese werden ausschließlich zur Steuerung vorhandener Zinsänderungs
risiken genutzt. Spekulationsgeschäfte werden nicht getätigt. 

Zum 31.12.2009 beträgt das Nominalvolumen der Derivatgeschäfte (Swaps, Swap-Options und Caps) insgesamt  
7.207,4 Mio. Euro (Vorjahr: 5.679,7 Mio. Euro). Hiervon entfallen 4.153,0 Mio. Euro auf die Kernverwaltung. Der Anstieg 
um 1.527,7 Mio. Euro ist mit 1.236,0 Mio. Euro hauptsächlich auf die Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt rechts
fähige Anstalt des öffentlichen Rechts zurückzuführen. Die Derivate werden nicht bilanziert, da es sich um schwebende 
Geschäfte handelt.

Die Verbindlichkeiten aus derivativ abgesicherten Kreditgeschäften betragen 3.068,8 Mio. Euro (Vorjahr: 2.997,9 Mio. Euro). 
Hiervon entfallen 2.010,0 Mio. Euro auf die Kernverwaltung. Teilweise sind Kündigungs- oder Wandlungsoptionen in den 
Kreditvereinbarungen enthalten. Weitere Informationen enthält Abschnitt 3.19 des Anhangs zum Jahresabschluss für die 
Kernverwaltung.



5	 Erläuterungen zur Konzernergebnisrechnung

5.1	 Erträge

In der Konzernergebnisrechnung werden Steuererträge und steuerähnliche Erträge der FHH von 7.996,5 Mio. Euro (Vor-
jahr: 9.274,5 Mio. Euro) ausgewiesen. Der massive Rückgang der Steuererträge und steuerähnlichen Erträge ist der  
wirtschaftlichen Entwicklung im Geschäftsjahr geschuldet (siehe im Abschnitt 4.1, Anhang zum Jahresabschluss für die 
Kernverwaltung).

Bei einem staatlichen Konzernabschluss besteht im Vergleich zu einem privaten Konzern die Besonderheit, dass nicht  
nur Steueraufwendungen geleistet, sondern auch Steuererträge erzielt werden. Einige der Steuern, die von einbezogenen 
Tochterorganisationen zu zahlen sind, fließen direkt oder anteilig über Umlagen an die Konzernmutter.

Aus Sicht des Konzerns handelt es sich hierbei zwar prinzipiell um Aufwendungen bzw. Erträge, die nicht realisiert sind 
und daher grundsätzlich zu eliminieren wären, aufgrund des hoheitlichen Charakters der Steuererhebung wird im Konzern
abschluss in Modifizierung der Einheitstheorie aber der Bruttoausweis festgelegt. Erträge aus der Stellung als Steuer
gläubiger werden daher auch im Konzernabschluss gezeigt und nicht mit den Steueraufwendungen saldiert.

Die Erträge aus Transferleistungen sind von 640,7 Mio. Euro um 75,0 Mio. Euro auf 565,7 Mio. Euro gesunken. Erträge aus 
Transferleistungen werden ausschließlich von der Kernverwaltung (siehe im Abschnitt 4.1, Anhang zum Jahresabschluss 
für die Kernverwaltung) realisiert. Es handelt sich hierbei vorwiegend um Zuweisungen vom öffentlichen Bereich.

Die Umsatzerlöse sind um 418,9 Mio. Euro auf 4.101,9 Mio. Euro (Vorjahr: 3.683,0 Mio. Euro) gestiegen. Den Umsatzerlösen 
liegen aufgrund der unterschiedlichen Geschäftsfelder der Tochterorganisationen unterschiedliche Sachverhalte zugrunde.  
So werden im Konzernverbund u. a. Mieterträge, abgerechnete Leistungen für Containerumschlag, Erlöse aus Personen-
beförderung und Abfallgebühren realisiert. 

Die Gesamtsumme der Umsatzerlöse verteilt sich auf die Tochterorganisationen wie folgt:

Umsatzerlöse 2008  
in Mio. Euro

2009  
in Mio. Euro

SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg 538 551

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) 264 310

Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft 278 290

Stadtreinigung Hamburg AöR (SRH) 259 255

HSE Hamburger Stadtentwässerung AöR 222 222

Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 210 220

GWG Gesellschaft für Wohnen und Bauen mbH 210 211

LOTTO Hamburg GmbH * – 165

Hamburger Wasserwerke GmbH 156 165

Flughafen Hamburg Gesellschaft mit beschränkter Haftung (FHG) 169 162

Sonstige 1.377 1.551

Gesamt 3.683 4.102

Ohne Umsatzerlöse der Tochterorganisationen der Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) 
(siehe Konzernabschluss 2009 der Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA)).

* 2009 erstmals konsolidiert.

Die Umsatzerlöse sind insgesamt moderat gestiegen. Einen hohen Anstieg um 45,8 Mio. Euro auf 310,1 Mio. Euro hat 
das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) zu verzeichnen.
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Die Gebühren und ähnlichen Erträge sind um 363,0 Mio. Euro auf 570,1 Mio. Euro (Vorjahr: 933,1 Mio. Euro) gesunken. 
Bei der HSE Hamburger Stadtentwässerung AöR werden im Vorjahr als Gebühren und ähnliche Erträge geführte Vorgänge 
nunmehr als Umsatzerlöse ausgewiesen (206,4 Mio. Euro). Zudem sind in der Kernverwaltung die Gebühren und ähnlichen 
Erträge um 159,9 Mio. Euro zurückgegangen.

Die Erträge aus Mieten und Pachten betragen im Geschäftsjahr 90,4 Mio. Euro. Davon entfallen u. a. 

	� 41,0 Mio. Euro auf die Flughafen Hamburg Gesellschaft mit beschränkter Haftung (FHG) und 
	� 29,2 Mio. Euro auf die Kernverwaltung. 

Die Verringerung gegenüber dem Vorjahr ergibt sich aus einem veränderten Ausweis der Erträge aus Mieten und Pachten 
bei der Hamburg Port Authority (HPA), da diese seit 2009 unter den Umsatzerlösen geführt werden. 

Die Sonstigen Erträge sind um 394,1 Mio. Euro auf 1.911,8 Mio. Euro (Vorjahr: 1.517,7 Mio. Euro) angestiegen. Der Haupt-
anteil entfällt dabei auf höhere Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen.

Sonstige Erträge nach Posten 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Erträge aus Anlagenabgängen 168 89

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 429 954

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 192 183

Erträge aus der Schuldenkonsolidierung 0 24

Erträge aus der Aufwands- und Ertragskonsolidierung 77 0

Erträge aus Voll- oder Teilabgang aus dem Konsolidierungskreis 0 6

Übrige sonstige Erträge 652 656

Gesamt 1.518 1.912

Die höheren Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen entfallen im Wesentlichen auf die Kernverwaltung mit  
840,8 Mio. Euro (Vorjahr: 335,5 Mio. Euro) und die Elbphilharmonie Hamburg Bau GmbH & Co. KG mit 28,4 Mio. Euro 
(Vorjahr: 0,1 Mio. Euro). Vornehmlich sind sie in der Kernverwaltung durch Auflösung von Pensionsrückstellungen ent
standen (siehe im Abschnitt 4.1, Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung).

Die Übrigen sonstigen Erträge beinhalten u. a. 185,9 Mio. Euro (Vorjahr: 220,5 Mio. Euro) des Universitätsklinikums  
Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) sowie 264,9 Mio. Euro (Vorjahr: 280,7 Mio. Euro) der 
Kernverwaltung. Die in der Kernverwaltung ausgewiesenen Erträge aus der Korrektur der Finanzanlage SAGA Siedlungs-
Aktiengesellschaft Hamburg sind im Rahmen der Kapitalkonsolidierung eliminiert worden.

5.2	A ufwendungen

Die Materialaufwendungen setzen sich aus Aufwendungen 

	� für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren i. H. v. 431,4 Mio. Euro (Vorjahr: 423,3 Mio. Euro) sowie 
	� für bezogene Leistungen i. H. v. 1.520,9 Mio. Euro (Vorjahr: 1.414,8 Mio. Euro) 

zusammen. 



Sie verteilen sich auf die Tochterorganisationen wie folgt:

Materialaufwendungen 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg 285 283

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) 144 167

Stadtreinigung Hamburg AöR (SRH) 170 162

Hamburg Port Authority (HPA) 129 129

LOTTO Hamburg GmbH * – 117

Kernverwaltung 86 90

Sonstige 1.024 1.004

Gesamt 1.838 1.952

* 2009 erstmals konsolidiert.

Während beim Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) die Material
aufwendungen um 22,4 Mio. Euro gestiegen sind und hauptsächlich den medizinischen Bedarf betreffen, sind bei der 
Stadtreinigung Hamburg AöR (SRH) die Materialaufwendungen von 170,3 Mio. Euro im Vorjahr um 8,2 Mio. Euro auf  
162,1 Mio. Euro gesunken.

Die Personalaufwendungen betragen insgesamt 6.468,7 Mio. Euro (Vorjahr: 5.552,1 Mio. Euro). Hiervon entfallen

	 3.741,2 Mio. Euro auf Entgelte und Bezüge (Vorjahr: 3.402,1 Mio. Euro) und
	� 2.727,5 Mio. Euro auf Sozial- und Versorgungsaufwendungen (Vorjahr: 2.150,0 Mio. Euro), davon 1.049,3 Mio. Euro 

(Vorjahr: 541,0 Mio. Euro) auf die Altersvorsorge.

Der überwiegende Anteil der Personalaufwendungen entfällt mit 4.285,9 Mio. Euro (Vorjahr: 3.731,6 Mio. Euro) auf die 
Kernverwaltung.

Personalaufwendungen 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Kernverwaltung 3.732 4.286

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) 291 313

Hamburger Institut für berufliche Bildung (HIBB) * – 224

Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft 182 195

Vereinigung Hamburger Kindertagesstätten gGmbH 140 153

Stadtreinigung Hamburg AöR (SRH) 130 129

Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) 121 125

Sonstige 956 1.044

Gesamt 5.552 6.469

* 2009 erstmals konsolidiert.

Die höheren Personalaufwendungen in der Kernverwaltung liegen signifikant im Bereich »Soziale Abgaben und Auf
wendungen für Altersversorgung und für Unterstützung«. So sind die Zuführungen zu Pensionsrückstellungen von  
335,3 Mio. Euro auf 735,8 Mio. Euro gestiegen. Beim Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffent-
lichen Rechts (UKE) haben sich die Personalaufwendungen um 21,8 Mio. Euro erhöht. Der Anstieg steht in engem Zusam-
menhang mit Tarifsteigerungen und der Ausweitung der Anzahl der Vollzeitkräfte.
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Die Personalaufwendungen der Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft enthalten aperiodische Aufwendungen i. H. v. 
10,6 Mio. Euro im Bereich der »Löhne und Gehälter« sowie 2,1 Mio. Euro im Bereich »Soziale Abgaben und Aufwendun-
gen für Altersversorgung und Unterstützung«. Dies liegt hauptsächlich an gestiegenen Zuführungen zur Wettbewerbs-
rückstellung. 

Die Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen verteilen sich 
auf die Kernverwaltung und Tochterorganisationen wie folgt: 

Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände  
des Anlagevermögens und Sachanlagen

31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Kernverwaltung 708 693

SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg 87 82

HSE Hamburger Stadtentwässerung AöR 69 67

Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft 59 57

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) 41 48

Elbphilharmonie Hamburg Bau GmbH & Co. KG 47 34

Sonstige 339 414

Gesamt 1.350 1.395

Der Gesamtbetrag der Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sach
anlagen von 1.394,7 Mio. Euro (Vorjahr: 1.350,2 Mio. Euro) setzt sich zusammen aus:

	 Abschreibungen auf das Sachanlagevermögen i. H. v. 916,5 Mio. Euro (Vorjahr: 877,8 Mio. Euro), 
	� Abschreibungen auf Sonstige immaterielle Vermögensgegenstände und Geleistete Investitionszuwendungen i. H. v. 

304,1 Mio. Euro (Vorjahr: 298,0 Mio. Euro) sowie 
	 Abschreibungen auf Geschäfts- oder Firmenwerte i. H. v. 174,1 Mio. Euro (Vorjahr: 174,4 Mio. Euro).

Der überwiegende Teil des Abschreibungsvolumens ist mit 692,7 Mio. Euro (Vorjahr: 708,0 Mio. Euro) der Kernverwaltung 
zuzurechnen (siehe im Abschnitt 4.2, Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung). Hiervon sind 580,8 Mio. Euro 
(Vorjahr: 580,9 Mio. Euro) direkt in den Konzernabschluss übernommen worden, weitere 111,9 Mio. Euro (Vorjahr:  
127,1 Mio. Euro) ergeben sich aus Konzernbuchungen.

Außerplanmäßige Abschreibungen auf Sachanlagen sind im Konzernverbund im Umfang von 103,8 Mio. Euro (Vorjahr: 
68,6 Mio. Euro) vollzogen worden. Größter Posten ist eine außerplanmäßige Abschreibung bei der »Hamburgischer Ver-
sorgungsfonds« (HVF) AöR i. H. v. 31,9 Mio. Euro für Verkaufsflächen in Ochsenzoll. Die aufgrund steuerrechtlicher Vor-
schriften 2009 vorgenommenen Abschreibungen auf Sachanlagen betragen 9,8 Mio. Euro. 

Die Aufwendungen aus Mieten und Pachten betragen 388,1 Mio. Euro (Vorjahr: 355,3 Mio. Euro). Die Kernverwaltung 
weist Aufwendungen aus Mieten und Pachten von 315,1 Mio. Euro (Vorjahr: 287,9 Mio. Euro) aus. Der größte Wert von-
seiten der Tochterorganisationen entfällt mit 21,8 Mio. Euro (Vorjahr: 17,5 Mio. Euro) auf die Hamburg Messe und Congress 
GmbH (HMC). Darin enthalten sind Leasingkosten, die im Zusammenhang mit dem Bau der Neuen Messe stehen.



Die Sonstigen Aufwendungen sind im Vergleich zum korrigierten Vorjahr von 1.948,9 Mio. Euro auf 2.143,8 Mio. Euro 
gestiegen. 

Sonstige Aufwendungen 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Aufwendungen aus Anlagenabgang 155 523

Aufwendungen aus Verwaltungstätigkeit 474 486

Aufwendungen aus der Zuführung zu Sonderposten 3 62

Übrige sonstige Aufwendungen * 1.317 1.073

Gesamt * 1.949 2.144

* Korrigierte Vorjahreswerte.

Die Aufwendungen aus Anlagenabgang i. H. v. 523,6 Mio. Euro sind mit 488,2 Mio. Euro überwiegend der Kernverwal-
tung zuzurechnen (siehe im Abschnitt 4.2, Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung). Von den Aufwendun-
gen aus Verwaltungstätigkeit entfällt mit 457,4 Mio. Euro (Vorjahr: 440,5 Mio. Euro) der größte Teil ebenfalls auf die 
Kernverwaltung.

Die Aufwendungen aus der Zuführung zu Sonderposten betragen 61,8 Mio. Euro (Vorjahr: 3,6 Mio. Euro). Der Anstieg 
geht mit 49,9 Mio. Euro auf einen geänderten Ausweis dieser Position bei der Universitätsklinikum Hamburg-Eppen-
dorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) zurück. Im Vorjahr waren 103,1 Mio. Euro in den Übrigen sonstigen 
Aufwendungen enthalten. 

Übrige sonstige Aufwendungen 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Kernverwaltung * 467 213

Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 204 212

Hamburg Port Authority (HPA) 41 154

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) 160 60

Sonstige 445 434

Gesamt * 1.317 1.073

* Korrigierte Vorjahreswerte.

Die aus der Kernverwaltung in den Konzernabschluss übernommenen Übrigen sonstigen Aufwendungen liegen deutlich 
unter dem korrigierten Vorjahreswert (Erläuterung siehe Abschnitt 4.8 »Eigenkapital«). Für die Übernahme in den Konzern-
abschluss sind die Werte bereinigt worden. So sind z. B. im Einzelabschluss der Kernverwaltung gebildete Rückstellungen 
für negatives Eigenkapital gegenüber vollkonsolidierten Tochterorganisationen i. H. v. 62,0 Mio. Euro und Rückstellungen 
für ausstehende Einlagen gegenüber vollkonsolidierten Tochterorganisationen i. H. v. 122,2 Mio. Euro zurückgenommen 
worden.

5.3	 Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit

Das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit beträgt –306,7 Mio. Euro (Vorjahr angepasst: 1.435,1 Mio. Euro).
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5.4	 Finanzergebnis

Das Finanzergebnis beträgt – 1.302,7 Mio. Euro (Vorjahr: – 2.771,7 Mio. Euro).

Das Ergebnis aus Beteiligungen von – 324,6 Mio. Euro (Vorjahr: – 781,8 Mio. Euro) setzt sich zusammen aus:

Ergebnis aus Beteiligungen 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Erträge aus Beteiligungen an verbundenen, aber nicht konsolidierten Organisationen 54 12

Ergebnis der assoziierten Organisationen –   858 – 360

Erträge aus Ergebnisabführungsverträgen 23 21

Erträge aus übrigen Beteiligungen 7 5

Aufwendungen aus Verlustübernahmen –   8 –   3

Gesamt – 782 – 325

Wie im Vorjahr ist das Beteiligungsergebnis negativ. Ursächlich dafür ist in erster Linie die Übernahme des anteiligen 
Ergebnisses der HSH Nordbank AG. Obgleich diese mit – 734,3 Mio. Euro einen deutlich geringeren Fehlbetrag auswies 
als im Vorjahr (– 2.669,0 Mio. Euro), sind der FHH insgesamt – 358,2 Mio. Euro (Vorjahr: –   855,7 Mio. Euro) zuzurechnen.  
Auf die FHH entfällt aufgrund der über die HSH Finanzfonds AöR abgewickelten Kapitalerhöhung bei der HSH Nordbank 
AG 2009 ein größerer Anteil am Fehlbetrag.

Gegliedert nach Organisationen ist das Ergebnis aus Beteiligungen wie folgt:

Ergebnis aus Beteiligungen 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

HSH Finanzfonds AöR (Anteil FHH) * – – 236

»Hamburgischer Versorgungsfonds« (HVF) AöR –   447 – 57

HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH –   402 – 54

Kernverwaltung 34 – 16

Sonstige 33 38

Gesamt – 782 – 325

* 2009 erstmals konsolidiert.

Der Verlust der HSH Nordbank AG mindert die Ergebnisse der HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteili
gungsmanagement mbH um – 57,2 Mio. Euro und der »Hamburgischer Versorgungsfonds« (HVF) AöR um – 65,4 Mio. Euro. 
Über die HSH Finanzfonds AöR entfallen auf die FHH anteilig – 235,6 Mio. Euro.

Die Zinsen und ähnlichen Erträge betragen 273,8 Mio. Euro (Vorjahr: 234,3 Mio. Euro). Davon entfallen 152,7 Mio. Euro 
auf die HSH Finanzfonds AöR. Der Betrag resultiert aus den anteiligen Provisionserträgen für die Garantieübernahme der 
HSH Nordbank AG. Die Verringerung bei der HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement 
mbH von 49,7 Mio. Euro im Vorjahr auf 5,2 Mio. Euro ist auf Zinserträge durch die vermehrte Anlage von Tagesgeldern  
im Geschäftsjahr 2008 zurückzuführen. Gegenüber dem Einzelabschluss sind die Zinsen und ähnlichen Erträge im Zuge 
der Konsolidierungsmaßnahmen um 2,1 Mio. Euro bereinigt worden. Der Posten enthält keine Zinserträge der Hambur
gischen Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. Diese werden bei den Umsatzerlösen 
ausgewiesen.



ZINSEN UND ÄHNLICHE ERTRÄGE 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

HSH Finanzfonds AöR (Anteil FHH) * – 153

Kernverwaltung 132 95

HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH 50 5

»Hamburgischer Versorgungsfonds« (HVF) AöR 23 5

Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) 8 4

Stadtreinigung Hamburg AöR (SRH) 5 3

Sonstige 16 9

Gesamt 234 274

* 2009 erstmals konsolidiert.

Die Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere des Umlaufvermögens sind von 869,7 Mio. Euro um  
859,3 Mio. Euro auf 10,4 Mio. Euro gesunken. Die Vorjahreswerte waren u. a. durch hohe Abschreibungen auf Anteile an 
der HSH Nordbank AG sowie Abschreibungen auf Wandelschuldverschreibungen bei der HGV Hamburger Gesellschaft 
für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH geprägt.

Die Zinsen und ähnlichen Aufwendungen betragen 1.247,2 Mio. Euro (Vorjahr: 1.357,8 Mio. Euro). Die Ursache hierfür 
liegt in der Entwicklung auf den Kapitalmärkten. Bei weiterhin sehr volatilen Märkten sind die von der FHH zu zahlenden 
Zinsen 2009 in der Tendenz gesunken. Im Jahresabschluss der Kernverwaltung liegen die Zinsaufwendungen daher  
trotz gestiegener Kapitalmarktschulden unter dem Vorjahreswert. Die im Jahresabschluss für die Kernverwaltung (siehe 
im Abschnitt 4.4, Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung) ausgewiesenen Zinsen und ähnlichen Aufwen-
dungen von 920,5 Mio. Euro sind konsolidierungsbedingt um 21,8 Mio. Euro bereinigt worden.

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Kernverwaltung 1.034 899

HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH 79 79

HSE Hamburger Stadtentwässerung AöR 72 71

SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg 38 37

GWG Gesellschaft für Wohnen und Bauen mbH 35 33

HSH Finanzfonds AöR (Anteil FHH) * – 26

Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft 18 17

Sonstige 82 85

Gesamt 1.358 1.247

* 2009 erstmals konsolidiert.
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5.5	 Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit

Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit beträgt – 1.609,4 Mio. Euro (Vorjahr angepasst: – 1.336,5 Mio. Euro).

5.6	A uSSerordentliches Ergebnis

Das Außerordentliche Ergebnis von – 15,8 Mio. Euro resultiert aus Außerordentlichen Erträgen i. H. v. 3,2 Mio. Euro und 
Außerordentlichen Aufwendungen i. H. v. – 19,0 Mio. Euro.

5.7	 Steuern 

Die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag von 50,4 Mio. Euro und die Sonstigen Steuern von 28,3 Mio. Euro 
(Gesamtvolumen 78,7 Mio. Euro) verteilen sich hauptsächlich auf die Steuerlasten der folgenden Tochterorganisationen:

Steueraufwendungen 31.12.2008  
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

HHLA Container-Terminal Altenwerder GmbH 38 25

Hamburg Port Authority (HPA) 7 18

SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg 5 6

FHK Flughafen Hamburg Konsortial und Service GmbH & Co. oHG 7 5

Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) 44 5

Sonstige 20 20

Gesamt 121 79

Bei der Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) ist der Rückgang auf das im Vergleich zum Vorjahr 
gesunkene Jahresergebnis zurückzuführen. Die Hamburg Port Authority (HPA) weist höhere Steueraufwendungen auf-
grund von Grundsteuerzahlungen aus.

5.8	 Jahresergebnis

Das Jahresergebnis beträgt – 1.703,9 Mio. Euro (Vorjahr angepasst: – 1.440,5 Mio. Euro).

5.9	 Konzernbilanzergebnis

Der Konzernverbund der FHH schließt seine Ergebnisrechnung 2009 mit einem Konzernbilanzverlust von – 3.376,1 Mio. 
Euro ab (Vorjahr angepasst: – 1.633,7 Mio. Euro). Der Wert ergibt sich im Saldo aus:

	 �dem Jahresfehlbetrag von – 1.703,9 Mio. Euro, 
	 �dem Verlustvortrag aus den Vorjahren von – 1.633,7 Mio. Euro, 
	 �den Einstellungen in die Rücklagen von – 3,2 Mio. Euro und 
	 �den anderen Gesellschaftern zustehenden Gewinnen oder Verlusten von 35,3 Mio. Euro.



6	 Sonstige Angaben

6.1	 Beschäftigte

Die Anzahl der im Konzern beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beträgt zum Bilanzstichtag und im Jahres
durchschnitt:

Beschäftigte Bilanzstichtag 
31.12.2009 

Jahresdurch-
schnitt 2009

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 57.654 56.792

Beamtinnen und Beamte 38.017 37.899

Zwischensumme 95.671 94.691

Auszubildende 3.914 3.602

GESAMT 99.585 98.293

Die quotal einbezogene HSH Finanzfonds AöR beschäftigte im Jahresdurchschnitt einen Vollzeitmitarbeiter.

6.2	A ngaben des Einflusses steuerlicher Vorschriften auf das Konzernjahresergebnis

Für das Geschäftsjahr 2009 sind keine wesentlichen Steuerrechtlichen Abschreibungen gemeldet worden. Eine Tochter
organisation hat Belastungen aus Sonderposten mit Rücklageanteil von 4,1 Mio. Euro gemeldet. Diese werden durch 
sonstige betriebliche Erträge kompensiert. Die sich daraus für die FHH ergebenden zukünftigen Belastungen können aus 
Wesentlichkeitsgründen vernachlässigt werden.

6.3	C orporate Governance

Als einzige börsennotierte Tochterorganisation hat die Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) die  
nach §   161 AktG vorgeschriebene Erklärung zur Anwendung der Empfehlungen der »Regierungskommission Deutscher 
Corporate Governance Kodex« abgegeben und auf ihrer Internetseite (www.HHLA.de) veröffentlicht.

6.4	 Senat /  Bürgerschaft

Siehe Abschnitte 5.1 und 5.2 im Anhang zum Jahresabschluss für die Kernverwaltung.

6.5	A ngaben zu Organbezügen, Organkrediten und anderen Rechtsverhältnissen

In Bezug auf die Angaben zu Organbezügen, Organkrediten und anderen Rechtsverhältnissen wird auf den Anhang zum 
Jahresabschluss für die Kernverwaltung sowie auf die Einzelabschlüsse der Tochterorganisationen verwiesen.
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Bilanz
zum 31. Dezember 2009

AKTIVA Anhang 31.12.2008 
in Tsd. Euro

31.12.2009 
in Tsd. Euro

A.	 ANLAGEVERMÖGEN  43.844.002 43.945.305

	 I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände (3.3) 3.832.686 3.931.058

		  1.	Geleistete Investitionszuwendungen (3.3) 3.003.776 2.939.948

		  2.	Lizenzen, DV-Software  16.414 12.133

		  3.	Sonstige immaterielle Vermögensgegenstände  2.729 3.465

		  4.	Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände (3.3) 809.767 975.512

	 II.	 Sachanlagen  (3.4) 31.948.084 31.887.100

		  1.	Grundstücke für eigene Zwecke (3.4) 7.631.045 7.571.426

			   a)  Hochschulen, Schulen, Sportanlagen und kulturelle Einrichtungen 3.505.352 3.524.628

			   b)  Innere Sicherheit 349.928 352.763

			   c)  Sozial-, Gesundheits- und Jugendeinrichtungen 454.988 426.777

			   d)  Sonstige Verwaltung  3.320.777 3.267.258

		  2.	Grundstücke des Infrastrukturvermögens (3.4) 11.667.787 11.831.475

			   a)  Straßen, Wege, Plätze, Schienenwege, Flugplätze 6.743.282 6.754.707

			   b)  Hafenflächen und Gewässerschutzflächen 330.422 400.808

			   c)  Parks, Grünflächen, Land- und Forstwirtschaft 4.566.781 4.651.937

			   d)  Wasserflächen  27.302 24.023

		  3.	Bauten für eigene Zwecke  (3.4) 4.207.278 4.329.791

			   a)  Hochschulen, Schulen, Sportanlagen und kulturelle Einrichtungen  (3.4) 3.311.092 3.435.006

			   b)  Innere Sicherheit 260.351 258.872

			   c)  Sozial-, Gesundheits- und Jugendeinrichtungen 121.552 111.750

			   d)  Sonstige Verwaltung  514.283 524.163

		  4.	Bauten des Infrastrukturvermögens 3.598.343 3.541.741

			   a)  Straßen, Wege, Plätze, Brücken, Tunnel, Schienenwege 1.978.195 1.948.415

			   b)  Hafenanlagen und Gewässerschutzbauten 983.903 967.492

			   c)  Parks, Grünflächen, Land- und Forstwirtschaft  636.245 625.834

		  5.	Anlagen zur Verkehrslenkung, Ver- und Entsorgung  285.532 284.825

		  6.	Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung  215.436 214.638

		  7.	Kunstgegenstände, Denkmäler und museale Sammlungen (3.4) 3.316.280 3.154.261

		  8.	Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau (3.4) 1.026.383 958.943

	 III.	 Finanzanlagen (3.5) 8.063.232 8.127.146

		  1.	Anteile an verbundenen Organisationen (3.5) 7.552.944 7.606.291

			   a)  Landeseinrichtungen nach §   15 Abs.   2 LHO  37.126 37.106

			   b)  Landesbetriebe nach §   26 Abs.   1 LHO  113.691 110.740

			   c)  Sondervermögen nach §   26 Abs.   2 LHO  259.199 259.199

			   d)  Körperschaften, Anstalten und Stiftungen (3.5) 2.386.098 2.425.824

			   e)  Verbundene Unternehmen in privater Rechtsform (3.5) 4.756.830 4.773.422

		  2.	Beteiligungen (3.5) 36.915 51.123

		  3.	Wertpapiere des Anlagevermögens (3.5) 310.698 325.227

		  4.	Ausleihungen (3.5) 162.675 144.505

B.	 UMLAUFVERMÖGEN  3.466.435 3.507.612

	 I.	 Zum Verkauf bestimmte Grundstücke (3.6) 130.168 53.242

	 II.	 Vorräte (3.7) 6.555 8.421

	 III.	 Forderungen und Sonstige Vermögensgegenstände (3.8) 1.744.816 1.785.491

		  1.	Forderungen gegen Dritte (ohne den öffentlichen Bereich) (3.8) 622.992 607.749

		  2.	� Forderungen gegen verbundene Organisationen und Organisationen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht (3.8) 300.118 334.168

		  3.	Forderungen gegen den sonstigen öffentlichen Bereich (3.8) 549.563 619.324

		  4.	Sonstige Vermögensgegenstände (3.8) 272.143 224.250

	 IV.	 Wertpapiere des Umlaufvermögens (3.9) – 22

	 V.	� Kassenbestand, Bundesbankguthaben,  
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks (3.10) 1.584.896 1.660.436

C.	 RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN (3.11) 320.975 327.057

D.	 NICHT DURCH EIGENKAPITAL GEDECKTER FEHLBETRAG (3.12) – 1.205.244

BILANZSUMME  47.631.412 48.985.218

 



PASSIVA Anhang 31.12.2008 
in Tsd. Euro

31.12.2009 
in Tsd. Euro

A.	 EIGENKAPITAL (3.13) 57.707 –

	 I.	 Nettoposition (3.13) 2.854.076 2.854.076

		  Korrekturen zur Eröffnungsbilanz – – 104.216

	 II.	 Ergebnisvortrag (3.13) –   464.574 – 2.796.369

	 III.	 Jahresfehlbetrag (3.13) – 2.331.794 – 1.158.735

	 IV.	 Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag (3.13) – 1.205.244

B.	 SONDERPOSTEN (3.14) 1.639.356 1.551.956

	 I.	 Sonderposten für Investitionszuwendungen (3.14) 1.420.376 1.347.030

	 II.	 Sonderposten für Beiträge und Gebühren (3.14) 216.916 201.525

	 III.	 Sonstige Sonderposten (3.14) 2.064 3.401

C.	 RÜCKSTELLUNGEN (3.15) 20.729.487 20.880.109

	 I.	 Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen (3.15) 18.334.157 18.705.845

	 II.	 Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen (3.15) 30.590 41.306

	 III.	 Sonstige Rückstellungen (3.15) 2.364.741 2.132.958

D.	 VERBINDLICHKEITEN (3.16) 25.200.338 26.418.298

	 I.	 Anleihen und Obligationen (3.16) 7.898.664 8.558.626

	 II.	 Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (3.16) 13.724.373 13.750.405

	 III.	 Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen (3.16) 504.072 601.290

	 IV.	 Verbindlichkeiten gegenüber sonstigen Dritten (3.16) 908.961 848.777

		  a)	 Öffentlicher Bereich  785.294 720.796

			   davon aus Länderfinanzausgleich  27.202 48.442

		  b)	Privatrechtlicher Bereich  123.667 127.981

			   davon Rückzahlung von Steuern und Abgaben  82.266 64.281

	 V.	� Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Organisationen und  
Organisationen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht (3.16) 1.170.273 1.716.819

	 VI.	 Sonstige Verbindlichkeiten (3.16) 993.994 942.381

E.	 RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN (3.17) 4.524 134.855

BILANZSUMME  47.631.412 48.985.218
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Ergebnisrechnung
für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2009

 
Anhang 2008 

in Tsd. Euro
2009 

in Tsd. Euro

	 1.	 Erträge aus Verwaltungstätigkeit  (4.1) 10.159.122 8.771.953 

		  a)	 Steuererträge und steuerähnliche Erträge (4.1) 9.273.500 7.996.467 

			   davon aus Gemeinschaftsteuern (4.1) 5.070.852 4.463.506 

			   davon aus Landessteuern (4.1) 934.811 651.360 

			   davon aus Gemeindesteuern (4.1) 3.232.576 2.861.855 

			   davon steuerähnliche Erträge (4.1) 35.261 19.746 

		  b)	 Erträge aus Gebühren, Beiträgen und Aufwendungsersatz (4.1) 689.422 579.521 

		  c)	 Erträge aus Geldbußen, Verwarnungs- und Zwangsgeldern, Geldstrafen (4.1) 50.584 52.945 

		  d)	 Privatrechtliche Entgelte (4.1) 145.616 143.020 

	 2.	 Erträge aus Transferleistungen (4.1) 640.670 565.729 

			   davon aus sozialen Transferleistungen (4.1) 285.231 264.862 

	 3.	 Sonstige Erträge (4.1) 894.368 1.665.193 

		  a)	� Erträge aus Anlagenabgängen, Nachaktivierungen  
und Veränderungen durch Anlageninventur (4.1) 267.307 317.878 

		  b)	 Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen (4.1) 335.463 962.285 

		  c)	� Erträge aus der Auflösung von Sonderposten (4.1) 159.407 154.216 

		  d)	 Übrige sonstige Erträge (4.1) 132.191 1) 230.814

	 4.	 Aufwendungen aus Verwaltungstätigkeit (4.2) 1.127.645 1.182.766 

		  a)	 Aufwendungen für Miete, Bewirtschaftung und Unterhaltung Grundstücke (4.2) 434.876 457.413 

		  b)	� Aufwendungen für die Bewirtschaftung und  
Unterhaltung Infrastrukturvermögen (4.2) 128.587 108.229 

		  c)	 Aufwendungen für Verwaltungsbedarf (4.2) 431.196 474.941 

		  d)	 Aufwendungen für Rechtshilfe und andere bezogene Leistungen (4.2) 89.129 93.920 

		  e)	 Aufwendungen für Lehr- und Lernmittel (4.2) 43.856 48.263 

	 5.	 Personalaufwendungen (4.2) 3.740.398 4.285.859 

		  a)	 Entgelte (4.2) 608.432 648.051 

		  b)	 Beamtenbezüge (4.2) 1.406.076 1.445.130 

		  c)	� Soziale Abgaben und Aufwendungen  
für Altersversorgung und für Unterstützung (4.2) 1.725.890 2.192.678 

			   davon Zuführungen zu Pensionsrückstellungen (4.2) 335.251 735.778 

	 6.	 Aufwendungen für Transferleistungen (4.2) 4.017.046 4.145.999 

		  a)	 an Dritte (ohne öffentlichen Bereich) (4.2) 2.623.670 2.732.923 

		  b)	 an Tochterorganisationen (4.2) 764.474 777.573 

		  c)	 an den sonstigen öffentlichen Bereich (4.2) 628.902 635.503 

	 7.	 Aufwendungen für den Länderfinanzausgleich (4.2) 381.197 40.009 

	 8.	� Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände  
des Anlagevermögens und Sachanlagen  (4.2) 580.932 580.800 

			   davon Gebäude (4.2) 116.070 117.080 

			   davon Infrastrukturvermögen (4.2) 130.217 128.207 

	 9.	 Sonstige Aufwendungen (4.2) 982.629 903.574  2) 

1) Inklusive kamerale Überleitung 2008: 338 Tsd. Euro.
2) Inklusive kamerale Überleitung 2009: 59.369 Tsd. Euro.



 
Anhang 2008 

in Tsd. Euro
2009 

in Tsd. Euro

1	0.	 VERWALTUNGSERGEBNIS (4.3) 864.313 – 136.132 

1	1.	 Erträge aus Beteiligungen (4.4) 65.585 9.500 

1	2.	� Erträge aus anderen Wertpapieren und  
Ausleihungen des Finanzanlagevermögens (4.4) 1 2.527 

			   davon aus verbundenen Organisationen  1 2.527 

1	3.	 Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge (4.4) 140.233 97.418 

			   davon aus verbundenen Organisationen  9.166 885 

	14.	 Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere des Umlaufvermögens (4.4) 2.351.955 211.558 

1	5.	 Zinsen und ähnliche Aufwendungen (4.4) 1.049.971 920.490 

			   davon an verbundene Organisationen  23.694 23.430 

1	6.	 FINANZERGEBNIS (4.4) – 3.196.107 – 1.022.603 

1	7.	 ERGEBNIS DER GEWÖHNLICHEN VERWALTUNGSTÄTIGKEIT (4.5) – 2.331.794 – 1.158.735 

1	8.	  JAHRESfehlbetrag (4.5) – 2.331.794 – 1.158.735 
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Anlagenspiegel
zum 31. Dezember 2009

Anschaffungs-  und Herstellungskosten Abschreibungen / Wertberichtigungen RESTBUCHWERTE

 

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  1)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Umbuchung /  
Umgliederung 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  2)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro

I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände              

	 1.	 Geleistete Investitionszuwendungen 7.271.137 115.364 – 316.804 114.809 7.184.506  –   4.267.361 – 273.661 296.464 –   4.244.558  3.003.776 2.939.948

	 2.	 Lizenzen, DV-Software 126.615 8.983 –   8.427 3.037 130.208  – 110.201 – 12.912 5.038 – 118.075  16.414 12.133

	 3.	� Sonstige immaterielle  
Vermögensgegenstände 2.734 3.389 – 3.363 705 3.465  – 5 5 0 0  2.729 3.465

	 4.	� Geleistete Anzahlungen auf  
immaterielle Vermögensgegenstände 809.769 428.608 – 151.399 – 111.466 975.512  – 1 1 0 0  809.767 975.512

 8.210.255 556.344 –   479.992 7.084 8.293.691  –   4.377.569 – 286.566 301.502 –   4.362.633  3.832.686 3.931.058

II.	 Sachanlagen   

	 1.	 Grundstücke für eigene Zwecke   

		  a)	� Hochschulen, Schulen, Sportanlagen  
und kulturelle Einrichtungen 3.586.895 35.713 – 37.301 22.019 3.607.326  –   81.543 – 2.055 900 –   82.698  3.505.352 3.524.628

			   davon Hochschulen 605.436 5.224 – 9.337 –   811 600.512  – 12.383 0 901 – 11.482  593.053 589.030

			   davon Schulen 1.993.802 5.244 – 9.781 – 6.008 1.983.257  – 26.774 24 – 1 – 26.751  1.967.028 1.956.506

			   davon Sportanlagen 782.437 15.822 – 16.249 26.473 808.483  –   41.013 – 746 0 –   41.759  741.424 766.724

			   davon kulturelle Einrichtungen 205.219 9.424 – 1.934 2.365 215.074  – 1.373 – 1.333 0 – 2.706  203.846 212.368

		  b)	 Innere Sicherheit 362.885 9.785 –   8.424 1.269 365.515  – 12.958 – 1.447 1.653 – 12.752  349.928 352.763

		  c)	� Sozial-, Gesundheits- und Jugendeinrichtungen 483.518 14.279 –   42.997 507 455.307  – 28.530 0 0 – 28.530  454.988 426.777

			   davon Sozialeinrichtungen 414.347 11.986 – 35.678 486 391.141  – 11.916 0 0 – 11.916  402.431 379.225

			   davon Gesundheitseinrichtungen 67.711 2.293 – 7.317 20 62.707  – 16.614 0 0 – 16.614  51.098 46.093

			   davon Jugendeinrichtungen 1.459 0 0 0 1.459  0 0 0 0  1.459 1.459

		  d)	 Sonstige Verwaltung 3.556.569 160.767 – 241.040 17.465 3.493.761  – 235.792 –   4.101 13.390 – 226.503  3.320.777 3.267.258

 7.989.867 220.545 – 329.764 41.260 7.921.908  – 358.822 – 7.604 15.944 – 350.482  7.631.045 7.571.426

	 2.	 Grundstücke des Infrastrukturvermögens   

		  a)	� Straßen, Wege, Plätze,  
Schienenwege, Flugplätze 7.113.943 71.179 – 79.315 15.828 7.121.635  – 370.661 782 2.951 – 366.928  6.743.282 6.754.707

			   davon Straßen, Wege, Plätze 6.341.649 65.517 – 77.932 14.250 6.343.484  – 172.433 851 2.951 – 168.631  6.169.216 6.174.853

			   davon Schienenwege 152.496 5.570 – 1.382 1.511 158.195  –   8.116 – 68 0 –   8.184  144.380 150.011

			   davon Flugplätze 619.798 92 0 66 619.956  – 190.112 – 1 0 – 190.113  429.686 429.843

		  b)	� Hafenflächen und Gewässerschutzflächen 361.726 78.663 – 5.278 – 2.189 432.922  – 31.305 –   822 13 – 32.114  330.422 400.808

			   davon Hafenflächen 21.085 70.790 – 567 1.060 92.368  – 1.338 –   8 0 – 1.346  19.746 91.022

			   davon Gewässerschutzflächen 340.642 7.873 –   4.712 – 3.249 340.554  – 29.966 –   814 12 – 30.768  310.675 309.786

		  c)	� Parks, Grünflächen, Land- und Forstwirtschaft 4.699.002 87.173 – 63.324 62.076 4.784.927  – 132.221 – 964 195 – 132.990  4.566.781 4.651.937

			   davon Parks, Spielplätze, Grünanlagen 4.060.458 73.984 – 57.022 36.084 4.113.504  – 125.174 61 100 – 125.013  3.935.284 3.988.491

			   davon Land- und Forstwirtschaft 638.544 13.189 – 6.301 25.992 671.424  – 7.047 – 1.027 95 – 7.979  631.497 663.445

		  d)	 Wasserflächen 27.436 833 – 1.981 – 1.796 24.492  – 135 – 334 0 –   469  27.302 24.023

 12.202.107 237.847 – 149.897 73.920 12.363.977  – 534.321 – 1.338 3.157 – 532.502  11.667.787 11.831.475

1) � Die Spalte Anschaffungs- und Herstellungskosten Zugang enthält 
  2.498.378 Tsd. Euro Zugänge lfd. Jahr und 
  261.946 Tsd. Euro Nachaktivierungen.

Aufgrund des Ausweises in Tsd. Euro können sich Rundungsdifferenzen ergeben.



Anschaffungs-  und Herstellungskosten Abschreibungen / Wertberichtigungen RESTBUCHWERTE

 

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  1)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Umbuchung /  
Umgliederung 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  2)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro

I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände              

	 1.	 Geleistete Investitionszuwendungen 7.271.137 115.364 – 316.804 114.809 7.184.506  –   4.267.361 – 273.661 296.464 –   4.244.558  3.003.776 2.939.948

	 2.	 Lizenzen, DV-Software 126.615 8.983 –   8.427 3.037 130.208  – 110.201 – 12.912 5.038 – 118.075  16.414 12.133

	 3.	� Sonstige immaterielle  
Vermögensgegenstände 2.734 3.389 – 3.363 705 3.465  – 5 5 0 0  2.729 3.465

	 4.	� Geleistete Anzahlungen auf  
immaterielle Vermögensgegenstände 809.769 428.608 – 151.399 – 111.466 975.512  – 1 1 0 0  809.767 975.512

 8.210.255 556.344 –   479.992 7.084 8.293.691  –   4.377.569 – 286.566 301.502 –   4.362.633  3.832.686 3.931.058

II.	 Sachanlagen   

	 1.	 Grundstücke für eigene Zwecke   

		  a)	� Hochschulen, Schulen, Sportanlagen  
und kulturelle Einrichtungen 3.586.895 35.713 – 37.301 22.019 3.607.326  –   81.543 – 2.055 900 –   82.698  3.505.352 3.524.628

			   davon Hochschulen 605.436 5.224 – 9.337 –   811 600.512  – 12.383 0 901 – 11.482  593.053 589.030

			   davon Schulen 1.993.802 5.244 – 9.781 – 6.008 1.983.257  – 26.774 24 – 1 – 26.751  1.967.028 1.956.506

			   davon Sportanlagen 782.437 15.822 – 16.249 26.473 808.483  –   41.013 – 746 0 –   41.759  741.424 766.724

			   davon kulturelle Einrichtungen 205.219 9.424 – 1.934 2.365 215.074  – 1.373 – 1.333 0 – 2.706  203.846 212.368

		  b)	 Innere Sicherheit 362.885 9.785 –   8.424 1.269 365.515  – 12.958 – 1.447 1.653 – 12.752  349.928 352.763

		  c)	� Sozial-, Gesundheits- und Jugendeinrichtungen 483.518 14.279 –   42.997 507 455.307  – 28.530 0 0 – 28.530  454.988 426.777

			   davon Sozialeinrichtungen 414.347 11.986 – 35.678 486 391.141  – 11.916 0 0 – 11.916  402.431 379.225

			   davon Gesundheitseinrichtungen 67.711 2.293 – 7.317 20 62.707  – 16.614 0 0 – 16.614  51.098 46.093

			   davon Jugendeinrichtungen 1.459 0 0 0 1.459  0 0 0 0  1.459 1.459

		  d)	 Sonstige Verwaltung 3.556.569 160.767 – 241.040 17.465 3.493.761  – 235.792 –   4.101 13.390 – 226.503  3.320.777 3.267.258

 7.989.867 220.545 – 329.764 41.260 7.921.908  – 358.822 – 7.604 15.944 – 350.482  7.631.045 7.571.426

	 2.	 Grundstücke des Infrastrukturvermögens   

		  a)	� Straßen, Wege, Plätze,  
Schienenwege, Flugplätze 7.113.943 71.179 – 79.315 15.828 7.121.635  – 370.661 782 2.951 – 366.928  6.743.282 6.754.707

			   davon Straßen, Wege, Plätze 6.341.649 65.517 – 77.932 14.250 6.343.484  – 172.433 851 2.951 – 168.631  6.169.216 6.174.853

			   davon Schienenwege 152.496 5.570 – 1.382 1.511 158.195  –   8.116 – 68 0 –   8.184  144.380 150.011

			   davon Flugplätze 619.798 92 0 66 619.956  – 190.112 – 1 0 – 190.113  429.686 429.843

		  b)	� Hafenflächen und Gewässerschutzflächen 361.726 78.663 – 5.278 – 2.189 432.922  – 31.305 –   822 13 – 32.114  330.422 400.808

			   davon Hafenflächen 21.085 70.790 – 567 1.060 92.368  – 1.338 –   8 0 – 1.346  19.746 91.022

			   davon Gewässerschutzflächen 340.642 7.873 –   4.712 – 3.249 340.554  – 29.966 –   814 12 – 30.768  310.675 309.786

		  c)	� Parks, Grünflächen, Land- und Forstwirtschaft 4.699.002 87.173 – 63.324 62.076 4.784.927  – 132.221 – 964 195 – 132.990  4.566.781 4.651.937

			   davon Parks, Spielplätze, Grünanlagen 4.060.458 73.984 – 57.022 36.084 4.113.504  – 125.174 61 100 – 125.013  3.935.284 3.988.491

			   davon Land- und Forstwirtschaft 638.544 13.189 – 6.301 25.992 671.424  – 7.047 – 1.027 95 – 7.979  631.497 663.445

		  d)	 Wasserflächen 27.436 833 – 1.981 – 1.796 24.492  – 135 – 334 0 –   469  27.302 24.023

 12.202.107 237.847 – 149.897 73.920 12.363.977  – 534.321 – 1.338 3.157 – 532.502  11.667.787 11.831.475

2) � Die Spalte Abschreibungen / Wertberichtigungen Zugang enthält  
  – 580.800 Tsd. Euro Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände / Sachanlagen,  
  – 211.558 Tsd. Euro Abschreibungen auf Finanzanlagen, 
  –   4.628 Tsd. Euro Abschreibungen auf Nachaktivierungen und 
  1.659 Tsd. Euro Zuschreibungen.
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Anschaffungs-  und Herstellungskosten Abschreibungen / Wertberichtigungen RESTBUCHWERTE

 

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  1)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Umbuchung /  
Umgliederung 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  2)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro

	 3.	 Bauten für eigene Zwecke              

		  a)	� Hochschulen, Schulen, Sportanlagen  
und kulturelle Einrichtungen 6.444.917 101.674 – 58.117 161.248 6.649.722  – 3.133.825 –   89.807 8.916 – 3.214.716  3.311.092 3.435.006

			   davon Hochschulen 1.469.746 24.933 – 27.579 65.757 1.532.857  – 679.145 – 19.404 3.603 – 694.946  790.601 837.911

			   davon Schulen 3.877.122 44.953 – 7.191 77.376 3.992.260  – 1.899.915 – 50.457 4.570 – 1.945.802  1.977.207 2.046.458

			   davon Sportanlagen 761.096 28.975 – 22.244 11.083 778.910  – 384.242 – 14.231 0 – 398.473  376.854 380.437

			   davon kulturelle Einrichtungen 336.952 2.813 – 1.104 7.033 345.694  – 170.523 – 5.715 744 – 175.494  166.429 170.200

		  b)	 Innere Sicherheit 416.673 5.940 –   4.311 1.799 420.101  – 156.321 – 5.226 318 – 161.229  260.351 258.872

		  c)	� Sozial-, Gesundheits- und Jugendeinrichtungen 283.613 433 – 19.882 409 264.573  – 162.061 –   4.126 13.364 – 152.823  121.552 111.750

			   davon Sozialeinrichtungen 80.616 94 – 60 0 80.650  –   47.955 – 1.634 50 –   49.539  32.661 31.111

			   davon Gesundheitseinrichtungen 26.238 0 – 18.181 0 8.057  – 17.547 – 139 12.197 – 5.489  8.691 2.568

			   davon Jugendeinrichtungen 176.759 339 – 1.641 409 175.866  – 96.559 – 2.354 1.118 – 97.795  80.200 78.071

		  d)	 Sonstige Verwaltung 1.310.131 24.279 – 3.833 6.450 1.337.027  – 795.848 – 18.022 1.006 –   812.864  514.283 524.163

 8.455.334 132.326 –   86.143 169.906 8.671.423  –   4.248.056 – 117.182 23.606 –   4.341.632  4.207.278 4.329.791

	 4.	 Bauten des Infrastrukturvermögens   

		  a)	 Straßen, Wege, Plätze, Brücken, Tunnel 4.939.093 7.349 – 34.620 54.960 4.966.782  – 2.960.898 – 90.200 32.731 – 3.018.367  1.978.195 1.948.415

			   davon Straßen, Wege, Plätze 3.872.649 6.049 – 29.870 42.296 3.891.124  – 2.440.509 – 77.777 29.871 – 2.488.415  1.432.140 1.402.709

			   davon Brücken, Tunnel 1.066.444 1.300 –   4.751 12.664 1.075.657  – 520.389 – 12.423 2.861 – 529.951  546.055 545.706

		  b)	 Hafenanlagen und Gewässerschutzbauten 2.967.328 218 – 688 3.717 2.970.575  – 1.983.425 – 20.262 604 – 2.003.083  983.903 967.492

			   davon Hafenanlagen 5.346 68 – 687 783 5.510  – 3.698 – 239 604 – 3.333  1.648 2.177

			   davon Gewässerschutzbauten 2.961.982 150 0 2.934 2.965.066  – 1.979.726 – 20.025 0 – 1.999.751  982.255 965.315

		  c)	� Parks, Grünflächen, Land- und Forstwirtschaft 1.158.187 543 –   4.589 5.435 1.159.576  – 521.943 – 16.388 4.589 – 533.742  636.245 625.834

			   davon Parks, Grünflächen 1.145.859 515 –   4.588 5.435 1.147.221  – 514.349 – 16.216 4.589 – 525.976  631.510 621.245

			   davon Land- und Forstwirtschaft 12.328 28 0 0 12.356  – 7.593 – 173 0 – 7.766  4.735 4.590

 9.064.608 8.110 – 39.897 64.113 9.096.934  – 5.466.265 – 126.851 37.923 – 5.555.193  3.598.343 3.541.741

Anlagenspiegel (Fs.)
zum 31. Dezember 2009

1) � Die Spalte Anschaffungs- und Herstellungskosten Zugang enthält 
  2.498.378 Tsd. Euro Zugänge lfd. Jahr und 
  261.946 Tsd. Euro Nachaktivierungen.

Aufgrund des Ausweises in Tsd. Euro können sich Rundungsdifferenzen ergeben.



Anschaffungs-  und Herstellungskosten Abschreibungen / Wertberichtigungen RESTBUCHWERTE

 

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  1)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Umbuchung /  
Umgliederung 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  2)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro

	 3.	 Bauten für eigene Zwecke              

		  a)	� Hochschulen, Schulen, Sportanlagen  
und kulturelle Einrichtungen 6.444.917 101.674 – 58.117 161.248 6.649.722  – 3.133.825 –   89.807 8.916 – 3.214.716  3.311.092 3.435.006

			   davon Hochschulen 1.469.746 24.933 – 27.579 65.757 1.532.857  – 679.145 – 19.404 3.603 – 694.946  790.601 837.911

			   davon Schulen 3.877.122 44.953 – 7.191 77.376 3.992.260  – 1.899.915 – 50.457 4.570 – 1.945.802  1.977.207 2.046.458

			   davon Sportanlagen 761.096 28.975 – 22.244 11.083 778.910  – 384.242 – 14.231 0 – 398.473  376.854 380.437

			   davon kulturelle Einrichtungen 336.952 2.813 – 1.104 7.033 345.694  – 170.523 – 5.715 744 – 175.494  166.429 170.200

		  b)	 Innere Sicherheit 416.673 5.940 –   4.311 1.799 420.101  – 156.321 – 5.226 318 – 161.229  260.351 258.872

		  c)	� Sozial-, Gesundheits- und Jugendeinrichtungen 283.613 433 – 19.882 409 264.573  – 162.061 –   4.126 13.364 – 152.823  121.552 111.750

			   davon Sozialeinrichtungen 80.616 94 – 60 0 80.650  –   47.955 – 1.634 50 –   49.539  32.661 31.111

			   davon Gesundheitseinrichtungen 26.238 0 – 18.181 0 8.057  – 17.547 – 139 12.197 – 5.489  8.691 2.568

			   davon Jugendeinrichtungen 176.759 339 – 1.641 409 175.866  – 96.559 – 2.354 1.118 – 97.795  80.200 78.071

		  d)	 Sonstige Verwaltung 1.310.131 24.279 – 3.833 6.450 1.337.027  – 795.848 – 18.022 1.006 –   812.864  514.283 524.163

 8.455.334 132.326 –   86.143 169.906 8.671.423  –   4.248.056 – 117.182 23.606 –   4.341.632  4.207.278 4.329.791

	 4.	 Bauten des Infrastrukturvermögens   

		  a)	 Straßen, Wege, Plätze, Brücken, Tunnel 4.939.093 7.349 – 34.620 54.960 4.966.782  – 2.960.898 – 90.200 32.731 – 3.018.367  1.978.195 1.948.415

			   davon Straßen, Wege, Plätze 3.872.649 6.049 – 29.870 42.296 3.891.124  – 2.440.509 – 77.777 29.871 – 2.488.415  1.432.140 1.402.709

			   davon Brücken, Tunnel 1.066.444 1.300 –   4.751 12.664 1.075.657  – 520.389 – 12.423 2.861 – 529.951  546.055 545.706

		  b)	 Hafenanlagen und Gewässerschutzbauten 2.967.328 218 – 688 3.717 2.970.575  – 1.983.425 – 20.262 604 – 2.003.083  983.903 967.492

			   davon Hafenanlagen 5.346 68 – 687 783 5.510  – 3.698 – 239 604 – 3.333  1.648 2.177

			   davon Gewässerschutzbauten 2.961.982 150 0 2.934 2.965.066  – 1.979.726 – 20.025 0 – 1.999.751  982.255 965.315

		  c)	� Parks, Grünflächen, Land- und Forstwirtschaft 1.158.187 543 –   4.589 5.435 1.159.576  – 521.943 – 16.388 4.589 – 533.742  636.245 625.834

			   davon Parks, Grünflächen 1.145.859 515 –   4.588 5.435 1.147.221  – 514.349 – 16.216 4.589 – 525.976  631.510 621.245

			   davon Land- und Forstwirtschaft 12.328 28 0 0 12.356  – 7.593 – 173 0 – 7.766  4.735 4.590

 9.064.608 8.110 – 39.897 64.113 9.096.934  – 5.466.265 – 126.851 37.923 – 5.555.193  3.598.343 3.541.741

2) � Die Spalte Abschreibungen / Wertberichtigungen Zugang enthält  
  – 580.800 Tsd. Euro Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände / Sachanlagen,  
  – 211.558 Tsd. Euro Abschreibungen auf Finanzanlagen, 
  –   4.628 Tsd. Euro Abschreibungen auf Nachaktivierungen und 
  1.659 Tsd. Euro Zuschreibungen.
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Anschaffungs-  und Herstellungskosten Abschreibungen / Wertberichtigungen RESTBUCHWERTE

 

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  1)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Umbuchung /  
Umgliederung 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  2)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro

	 5.	� Anlagen zur Verkehrslenkung,  
Ver- und Entsorgung 294.520 1.172 0 – 5 295.687  –   8.987 – 1.875 0 – 10.862  285.532 284.825

			   davon Verkehrslenkung 287.956 1.075 0 0 289.031  – 6.847 – 1.599 0 –   8.446  281.109 280.585

			   davon Ver- und Entsorgung 6.563 97 0 – 5 6.655  – 2.140 – 275 0 – 2.415  4.423 4.240

	 6.	� Andere Anlagen, Betriebs-  
und Geschäftsausstattung 887.246 37.940 –   42.187 5.860 888.859  – 671.810 –   42.333 39.922 – 674.221  215.436 214.638

			   davon Fahrzeuge 179.382 12.045 – 24.035 1.079 168.471  – 111.900 – 12.785 22.618 – 102.067  67.481 66.404

			�   davon Information und  
Kommunikationsausstattung 145.178 12.113 – 9.832 1.533 148.992  – 114.142 – 12.775 9.660 – 117.257  31.036 31.735

			�   davon Andere Anlagen, Betriebs-  
und Geschäftsausstattung 562.686 13.782 –   8.320 3.248 571.396  –   445.767 – 16.773 7.643 –   454.897  116.919 116.499

	 7.	� Kunstgegenstände, Denkmäler  
und museale Sammlungen 3.316.378 647.235 –   809.231 0 3.154.382  – 98 – 23 0 – 121  3.316.280 3.154.261

	 8.	� Geleistete Anzahlungen  
und Anlagen im Bau 1.026.385 437.491 – 217.828 – 287.105 958.943  – 2 2 0 0  1.026.383 958.943

 43.236.445 1.722.665 – 1.674.945 67.947 43.352.112  – 11.288.361 – 297.203 120.552 – 11.465.012  31.948.084 31.887.100

III.	 Finanzanlagen   

	 1.	 Anteile an verbundenen Unternehmen 9.904.899 451.619 – 188.502 1.758 10.169.774  – 2.351.955 – 211.528 0 – 2.563.483  7.552.944 7.606.291

		  a)	 Landeseinrichtungen nach §   15 Abs.   2 LHO 37.126 0 – 20 0 37.106  0 0 0 0  37.126 37.106

		  b)	 Landesbetriebe nach §   26 Abs.   1 LHO 115.903 0 0 0 115.903  – 2.212 – 2.951 0 – 5.163  113.691 110.740

		  c)	 Sondervermögen nach §   26 Abs.   2 LHO 259.199 0 0 0 259.199  0 0 0 0  259.199 259.199

		  d)	 Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 2.968.656 191.856 0 0 3.160.512  – 582.558 – 152.130 0 – 734.688  2.386.098 2.425.824

		  e)	� Verbundene Unternehmen  
in privater Rechtsform 6.524.015 259.763 – 188.482 1.758 6.597.054  – 1.767.184 – 56.448 0 – 1.823.632  4.756.830 4.773.422

	 2.	 Beteiligungen 36.915 14.412 0 – 184 51.143  0 – 20 0 – 20  36.915 51.123

	 3.	 Wertpapiere des Anlagevermögens 310.698 14.749 – 220 0 325.227  0 0 0 0  310.698 325.227

	 4.	 Ausleihungen 162.675 534 – 19.016 323 144.516  0 – 11 0 – 11  162.675 144.505

 10.415.187 481.315 – 207.738 1.895 10.690.659  – 2.351.955 – 211.558 0 – 2.563.513  8.063.232 8.127.146

ANLAGEVERMÖGEN INSGESAMT 61.861.887 2.760.324 – 2.362.674 76.926 62.336.463  – 18.017.885 – 795.327 422.054 – 18.391.158  43.844.002 43.945.305

 

Anlagenspiegel (Fs.)
zum 31. Dezember 2009

1) � Die Spalte Anschaffungs- und Herstellungskosten Zugang enthält 
  2.498.378 Tsd. Euro Zugänge lfd. Jahr und 
  261.946 Tsd. Euro Nachaktivierungen.

Aufgrund des Ausweises in Tsd. Euro können sich Rundungsdifferenzen ergeben.



Anschaffungs-  und Herstellungskosten Abschreibungen / Wertberichtigungen RESTBUCHWERTE

 

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  1)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Umbuchung /  
Umgliederung 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Zugang  2)

 
in Tsd. Euro

Abgang 
 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro  

Stand 
01.01.2009 

in Tsd. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Tsd. Euro

	 5.	� Anlagen zur Verkehrslenkung,  
Ver- und Entsorgung 294.520 1.172 0 – 5 295.687  –   8.987 – 1.875 0 – 10.862  285.532 284.825

			   davon Verkehrslenkung 287.956 1.075 0 0 289.031  – 6.847 – 1.599 0 –   8.446  281.109 280.585

			   davon Ver- und Entsorgung 6.563 97 0 – 5 6.655  – 2.140 – 275 0 – 2.415  4.423 4.240

	 6.	� Andere Anlagen, Betriebs-  
und Geschäftsausstattung 887.246 37.940 –   42.187 5.860 888.859  – 671.810 –   42.333 39.922 – 674.221  215.436 214.638

			   davon Fahrzeuge 179.382 12.045 – 24.035 1.079 168.471  – 111.900 – 12.785 22.618 – 102.067  67.481 66.404

			�   davon Information und  
Kommunikationsausstattung 145.178 12.113 – 9.832 1.533 148.992  – 114.142 – 12.775 9.660 – 117.257  31.036 31.735

			�   davon Andere Anlagen, Betriebs-  
und Geschäftsausstattung 562.686 13.782 –   8.320 3.248 571.396  –   445.767 – 16.773 7.643 –   454.897  116.919 116.499

	 7.	� Kunstgegenstände, Denkmäler  
und museale Sammlungen 3.316.378 647.235 –   809.231 0 3.154.382  – 98 – 23 0 – 121  3.316.280 3.154.261

	 8.	� Geleistete Anzahlungen  
und Anlagen im Bau 1.026.385 437.491 – 217.828 – 287.105 958.943  – 2 2 0 0  1.026.383 958.943

 43.236.445 1.722.665 – 1.674.945 67.947 43.352.112  – 11.288.361 – 297.203 120.552 – 11.465.012  31.948.084 31.887.100

III.	 Finanzanlagen   

	 1.	 Anteile an verbundenen Unternehmen 9.904.899 451.619 – 188.502 1.758 10.169.774  – 2.351.955 – 211.528 0 – 2.563.483  7.552.944 7.606.291

		  a)	 Landeseinrichtungen nach §   15 Abs.   2 LHO 37.126 0 – 20 0 37.106  0 0 0 0  37.126 37.106

		  b)	 Landesbetriebe nach §   26 Abs.   1 LHO 115.903 0 0 0 115.903  – 2.212 – 2.951 0 – 5.163  113.691 110.740

		  c)	 Sondervermögen nach §   26 Abs.   2 LHO 259.199 0 0 0 259.199  0 0 0 0  259.199 259.199

		  d)	 Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 2.968.656 191.856 0 0 3.160.512  – 582.558 – 152.130 0 – 734.688  2.386.098 2.425.824

		  e)	� Verbundene Unternehmen  
in privater Rechtsform 6.524.015 259.763 – 188.482 1.758 6.597.054  – 1.767.184 – 56.448 0 – 1.823.632  4.756.830 4.773.422

	 2.	 Beteiligungen 36.915 14.412 0 – 184 51.143  0 – 20 0 – 20  36.915 51.123

	 3.	 Wertpapiere des Anlagevermögens 310.698 14.749 – 220 0 325.227  0 0 0 0  310.698 325.227

	 4.	 Ausleihungen 162.675 534 – 19.016 323 144.516  0 – 11 0 – 11  162.675 144.505

 10.415.187 481.315 – 207.738 1.895 10.690.659  – 2.351.955 – 211.558 0 – 2.563.513  8.063.232 8.127.146

ANLAGEVERMÖGEN INSGESAMT 61.861.887 2.760.324 – 2.362.674 76.926 62.336.463  – 18.017.885 – 795.327 422.054 – 18.391.158  43.844.002 43.945.305

 
2) � Die Spalte Abschreibungen / Wertberichtigungen Zugang enthält  

  – 580.800 Tsd. Euro Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände / Sachanlagen,  
  – 211.558 Tsd. Euro Abschreibungen auf Finanzanlagen, 
  –   4.628 Tsd. Euro Abschreibungen auf Nachaktivierungen und 
  1.659 Tsd. Euro Zuschreibungen.
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1	A llgemeine Angaben zum Jahresabschluss

Der Jahresabschluss der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) für das Geschäftsjahr vom 01.01.2009 bis zum 31.12.2009 
wurde in sinngemäßer Anwendung der Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB) * und der Grundsätze ordnungs
mäßiger Buchführung (GoB) aufgestellt. Die GoB entsprechen den Anforderungen, die an die Buchführung einer öffentlichen 
Gebietskörperschaft mit einem führenden kameralen Buchungssystem zu stellen sind. Weitere für die FHH verbindliche 
Rechnungslegungsstandards bestehen gegenwärtig nicht. 

Die FHH nimmt staatliche und gemeindliche Aufgaben durch Behörden, Ämter, juristische Personen des öffentlichen 
Rechts und privatrechtlich organisierte Tochterorganisationen wahr. Der Jahresabschluss wird für den Bilanzierungskreis 
der Kernverwaltung (Kernbilanzierungskreis) aufgestellt. Dieser umfasst neben den Behörden und Ämtern auch Selbst
bewirtschaftungsfonds nach §   15 Abs.   3 der Landeshaushaltsordnung (LHO), Sondervermögen nach §   26 Abs.   2 LHO und 
nettoveranschlagte Einrichtungen nach §   15 Abs.   2 LHO, die zum Bilanzstichtag kein eigenständiges kaufmännisches 
Rechnungswesen führen (siehe im Abschnitt 3.5 »Finanzanlagen«).

Die Aufgaben der öffentlichen Gebietskörperschaft FHH (z. B. Bildung, Betreuung von Kindern und Jugendlichen, soziale 
Transferleistungen, Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung durch Polizei, Justiz und Feuerwehr) unter-
scheiden sich wesentlich von den Aufgaben privatwirtschaftlicher Unternehmen. Hieraus leiten sich besondere Anforde-
rungen an die anzuwendenden Bewertungs- und Bilanzierungsmethoden ab, die nachfolgend erläutert werden. 

Die FHH hat ihre Bewertungs- und Bilanzierungsmethoden für die Einführung der Doppik sowie die Erstbilanzierung im 
Betriebswirtschaftlichen Fachkonzept und für die Folgebilanzierung in der Bilanzierungsrichtlinie unter Beachtung des 
Grundsatzes der Wesentlichkeit definiert.   http://www.hamburg.de/vv-zur-lho/1920260/vv-zur-lho.html

Für Sachverhalte, die für die Adressaten der Rechnungslegung der FHH von untergeordneter Bedeutung sind, gelten 
vereinfachte Verfahren und Wertgrenzen zur Ermittlung der Bilanzansätze (siehe im Abschnitt 2.1 »Aktiva« und Abschnitt 2.2 
»Passiva«). Abweichungen infolge dieser Vereinfachungen sind als wesentlich anzusehen, wenn 

	� dadurch das Jahresergebnis um mindestens 10 % und außerdem die Bilanzsumme um mindestens 0,25 % verändert 
werden oder

	� die Bilanzsumme um mindestens 5 % verändert wird oder
	� besonders wichtige Einzelposten des Jahresabschlusses um mindestens 10 % verändert werden.

Das Gliederungsschema der Bilanz nach §   266 HGB ist den Besonderheiten der Rechnungslegung des öffentlichen 
Bereichs entsprechend angepasst.

Das Vermögen ist nach Politikfeldern gegliedert, für welche es jeweils genutzt wird. Dies lässt Rückschlüsse auf den Grad 
der Bindung des Vermögens für öffentliche Zwecke bzw. auf die Verwertungsmöglichkeiten zu.

Die Ergebnisrechnung wird entsprechend §   275 Abs.   2 HGB nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt. Mit dem 
Begriff Ergebnisrechnung anstatt des handelsrechtlichen Terminus Gewinn- und Verlustrechnung wird der Tatsache 
Rechnung getragen, dass bei einer Gebietskörperschaft keine Gewinnerzielungsabsicht besteht. Auch in der Ergebnis-
rechnung ist die Gliederung so angepasst worden, dass die Inhalte des staatlichen Handelns erkennbar sind. Leerposten 
werden nicht ausgewiesen.

Da die Leistungen einer juristischen Person des öffentlichen Rechts nicht der Umsatzsteuerpflicht unterliegen und die FHH 
i. d. R. nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, werden Beträge grundsätzlich einschließlich Umsatzsteuer ausgewiesen. 
Die Beträge in der Bilanz und Ergebnisrechnung werden in Tsd. Euro angegeben.

Anhang zum Jahresabschluss
für das Geschäftsjahr 2009

* Der Rechnungslegung der FHH liegt grundsätzlich das HGB in der Fassung vor dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG) zugrunde.



2	 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

2.1	Ak tiva

In der laufenden Bilanzierung bewertet die FHH ihr Vermögen zu fortgeführten Anschaffungs- und Herstellungskosten. 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens, deren Nutzungsdauer zeitlich begrenzt ist, werden linear abgeschrieben. 
Die Nutzungsdauern sind in der Abschreibungstabelle der FHH festgelegt.

Von den handelsrechtlichen Ansatzwahlrechten nach §   255 Abs.   2 HGB zur Ermittlung der Herstellungskosten wird nur zum 
Teil Gebrauch gemacht. So werden der fertigungsbedingte Werteverzehr von Anlagevermögen und die Kosten der allge-
meinen Verwaltung nicht einbezogen. Für bewegliche und immaterielle Vermögensgegenstände gilt grundsätzlich eine 
Aktivierungsgrenze von 5.000 Euro brutto.

Die FHH stellt Dritten Mittel für investive Zwecke zur Verfügung, wenn an der Wahrnehmung von Aufgaben außerhalb der 
Verwaltung ein erhebliches öffentliches Interesse besteht. Die Investitionszuwendungen, mit denen Zuwendungsempfänger 
bilanzierungsfähiges Anlagevermögen schaffen, werden als immaterielle Vermögensgegenstände aktiviert, wenn der 
Geförderte zu einer Gegenleistung verpflichtet ist. In diesen Fällen bilanziert die FHH das ihr hieraus entstehende Recht als 
immateriellen Vermögensgegenstand. Die Zuwendungen werden grundsätzlich über die vertraglich vereinbarte Bindungs
zeit – i. d. R. 25 Jahre – abgeschrieben. In Einzelfällen können aus sachlichen Gründen abweichende Nutzungsdauern in 
Zuwendungsbescheiden vereinbart werden. Die Nutzungsdauer beträgt bspw. nur zehn Jahre bei Pauschalförderungen 
nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) und dem Hamburgischen Krankenhausgesetz (HmbKHG).

Grundstücke und darauf errichtete Bauten werden getrennt bilanziert.

Die Straßen sind grundsätzlich in Sammelanlagen erfasst. Gleiches gilt für Infrastrukturbauten in Parkanlagen und  
Grünflächen. Diese Ausnahme vom Grundsatz der Einzelbewertung nach §   252 Abs.   1 Nr. 3 HGB ist aus Gründen der 
Wirtschaftlichkeit gewählt worden. 

Straßenbäume und Anlagen zur Verkehrslenkung (z. B. Lichtsignalanlagen und Parkscheinautomaten) werden aus 
Wesentlichkeitsgründen ebenso mit Festwerten bewertet wie Standardbüroausstattung, Sammlungen und Bibliotheken 
im Bereich des beweglichen Vermögens. 

Technische Anlagen und Maschinen werden in der FHH vornehmlich im Bereich der Verkehrslenkung sowie der Ver- und 
Entsorgung eingesetzt. Deshalb ist der nach §   266 HGB vorgesehene Bilanzposten »Technische Anlagen und Maschinen« 
durch den Bilanzposten Anlagen zur Verkehrslenkung, Ver- und Entsorgung ersetzt worden.

Standardbürosoftware ist wie IT-Hardware im Bilanzposten Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung  
enthalten.

Die musealen Sammlungen werden zu Bewertungseinheiten zusammengefasst und mit Festwerten auf der Grundlage 
vorsichtig geschätzter Zeitwerte im Posten Kunstgegenstände, Denkmäler und museale Sammlungen erfasst. 

Bei den Geleisteten Anzahlungen und Anlagen im Bau werden nur Fremdleistungen bilanziert. 

Die Bewertung der verbundenen Organisationen und Beteiligungen ist für die Eröffnungsbilanz grundsätzlich mithilfe 
der Eigenkapital-Spiegelbildmethode vorgenommen worden. Soweit diese Bewertung aufgrund vermuteter wesentlicher 
stiller Reserven (über 250 Mio. Euro) zu bedeutenden Abweichungen vom Zeitwert führte, sind die Unternehmenswerte 
durch Gutachten ermittelt worden. Die so ermittelten Wertansätze werden in den Folgebilanzen als (»fiktive«) Anschaffungs-
kosten für das Finanzanlagevermögen fortgeführt. Sie unterliegen keiner planmäßigen Abschreibung. Ihre Werthaltigkeit 
wird jährlich überprüft. Abschreibungen auf einen niedrigeren Wert am Bilanzstichtag werden vorgenommen, wenn die 
Wertminderung als voraussichtlich dauerhaft angesehen wird.

Wertpapiere des Anlagevermögens werden grundsätzlich mit ihren Anschaffungskosten bzw. zum niedrigeren beizu
legenden Wert bilanziert. Die von den Sondervermögen Zusatzversorgung der FHH, Zusätzlicher Versorgungsfonds der 
FHH und Versorgungsrücklage der FHH gehaltenen Wertpapiere werden mit dem Nominalwert angesetzt.

Ausleihungen werden mit dem Nennwert des Anspruchs aus der Ausleihung bewertet.
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Die Ausgründung von Vermögen bzw. von Organisationseinheiten der FHH orientiert sich am Umwandlungsgesetz vom 
28.12.1999 (UmwG), wobei die ausgegliederte Organisation das eingebrachte Vermögen grundsätzlich mit dem Buchwert 
der FHH zum Zeitpunkt der Ausgründung bilanziert.

Aus Gründen der Wesentlichkeit gilt bei Vorräten für Lagerbestände eine Aktivierungsgrenze von 50.000 Euro je Lager.  
Im Jahresverlauf wird ein vollständiger Verbrauch der bevorrateten Güter unterstellt. Die Lager werden vereinfachend zu 
Anschaffungs- und Herstellungskosten bzw. zu Durchschnittspreisen bewertet. Unfertige Erzeugnisse / Leistungen werden 
aus Gründen der Wesentlichkeit nicht ausgewiesen.

Forderungen und Sonstige Vermögensgegenstände werden mit ihrem Nennbetrag aktiviert. Die Werthaltigkeit beste
hender Forderungen und Sonstiger Vermögensgegenstände wird im Zuge des Jahresabschlusses überprüft. Die Wert
berichtigungen in Form von Einzel- und Pauschalwertberichtigungen tragen dem Ausfallrisiko Rechnung. Aus Wesentlich-
keitsgründen werden Forderungen und Sonstige Vermögensgegenstände erst ab einer Wertgrenze von 100.000 Euro je 
Einzelforderung ausgewiesen. 

Abweichend von §   266 HGB wird auf einen gesonderten Ausweis von Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  
verzichtet, da den Forderungen im öffentlichen Bereich häufig kein Leistungsaustausch zugrunde liegt. Forderungen aus 
Steuern und ähnlichen Abgaben, aus privatrechtlichen Entgelten und aus Transferleistungen gegenüber Dritten werden 
zum Bilanzposten Forderungen gegen Dritte (ohne öffentlichen Bereich) zusammengefasst.

Bei den Forderungen aus Gemeinschaftsteuern wird nur der Anteil bilanziert, der der FHH zusteht.

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten werden aus Wesentlichkeitsgründen erst ab einer Wertgrenze von 10 Mio. Euro 
bilanziert. Auf die Abgrenzung von Mietaufwendungen und Steuervorauszahlungen wird verzichtet. Disagien werden nach 
§   250 Abs.   3 HGB stets periodengerecht abgegrenzt.

2.2	 Passiva

Investive Zuwendungen von Dritten werden in der Bilanz nach dem Bruttoverfahren als Sonderposten für Investitions
zuwendungen ausgewiesen und korrespondierend zur bezuschussten Anlage ratierlich aufgelöst.

Die Sonderposten für Beiträge und Gebühren beinhalten u. a. Beiträge für allgemeinen Wegebau, Sielbau, Sielanschluss 
und Straßenausbau. Eine exakte Kopplung der Sonderposten an die damit finanzierten Anlagen, z. B. Straßen, ist zurzeit 
nicht vollständig möglich. Daher werden vereinfachend Jahressummen gebildet, die ratierlich über eine durchschnittliche 
Nutzungsdauer von 25 Jahren aufgelöst werden. 

Bei der Ermittlung der Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen wird das Wahlrecht des Art. 28 Abs.   1 
Satz 1 des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch (EGHGB) einheitlich dahingehend ausgeübt, dass auch Alt
zusagen für Pensionen und pensionsähnliche Verpflichtungen (Ansprüche, die vor dem 01.01.1987 erworben wurden) 
passiviert werden. 

Die Rückstellungsbedarfe sind durch gutachterliche versicherungsmathematische Berechnungen vom 18.05.2010 auf 
Basis anerkannter Generationensterbetafeln (Richttafeln 2005 G nach Heubeck) und eines Rechnungszinsfußes von 6 % 
im Sinne des §   6  a Abs.   3 Satz 3 Einkommensteuergesetz (EStG) ermittelt worden.



Für den Bereich der aktiv Beschäftigten ist in Modifikation des steuerrechtlichen Teilwertverfahrens der volle Barwert der 
Pensionsverpflichtungen für jede anspruchsberechtigte Person angesetzt worden. Die bis zum Pensionsalter zu zahlenden, 
diskontierten fiktiven jährlichen Versicherungsprämien sind nicht in Abzug gebracht worden. Damit entspricht die Berech-
nungsmethode dem Ausgaben-Umlageverfahren und trägt der Tatsache Rechnung, dass die Pensionsverpflichtungen aus 
Steuererträgen finanziert und in der FHH derzeit keine wesentlichen Reserven durch das Ansparen von Prämien gebildet 
werden. Im Bereich der Versorgungsempfängerinnen und -empfänger (passiv Beschäftigte) erfolgt die gutachterliche 
Bewertung nach dem konventionellen Teilwertverfahren.

Potenzielle Karriereentwicklungen der Anspruchsberechtigten bis zum Eintritt des Versorgungsfalles sind durch geeignete 
versicherungsmathematische Faktoren berücksichtigt worden. Gleiches gilt für die regelmäßigen Anpassungen i. H. v. 
einem Prozent für passiv Beschäftigte im Tarifbereich. In die gutachterlichen Berechnungen sind sowohl die Anhebung der 
Regelaltersgrenze als auch die für die Jahre 2009 und 2010 beschlossenen Tarif- und Besoldungsanpassungen eingeflossen.

Erstmalig sind im Rahmen des Gutachtens die anteiligen Versorgungslasten der Kernverwaltung und der Landesbetriebe 
(m / n-telung) ermittelt und entsprechend bilanziert worden. 

Die öffentliche Verwaltung ist verpflichtet, Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richtern, Bürgermeisterinnen  
und Bürgermeistern, Senatorinnen und Senatoren und den mit Sonderarbeitsvertrag nach beamtenrechtlichen Grund
sätzen Beschäftigten auch nach Eintritt in den Ruhestand Beihilfen im Krankheitsfall zu gewähren. Die entsprechenden 
Rückstellungen werden anhand von Vorjahreswerten als prozentualer Anteil an den Pensionsrückstellungen ermittelt.

Der nach dem Handelsrecht verpflichtende, gesonderte Ausweis von Steuerrückstellungen ist für die FHH aufgrund ihrer 
Stellung als Steuergläubigerin nicht einschlägig. Hingegen weist die FHH als Rückstellungen für Rückzahlungsverpflich-
tungen künftige Zahlungsverpflichtungen aus der Erstattung bereits vereinnahmter Steuern, aus der Steuerzerlegung  
und aus vergleichbaren Finanzbeziehungen, wie z. B. dem Länderfinanzausgleich, aus.

Aus Wesentlichkeitsgründen wird darauf verzichtet, Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung, Drohverluste und 
die Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen zu bilden. Gleiches gilt, zumindest bis zur Einführung eines zentralen Zeit
erfassungssystems in der FHH, auch für Rückstellungen für nicht genommenen Urlaub und geleistete Überstunden. 

Für Altlastensanierung sowie Schadstoff- und Gefahrgutentsorgung werden nur für hinreichend konkretisierte Vorhaben 
Rückstellungen gebildet. Sie werden auf der Grundlage einer Barwertermittlung passiviert. Hierfür wird regelmäßig ein 
Zeitraum von 20 Jahren und – angelehnt an die steuerlichen Bewertungstabellen (§   12 Abs.   3 Bewertungsgesetz) – ein Zins-
satz von 5,5 % zugrunde gelegt. Die Rückstellungen werden im Zuge des Jahresabschlusses überprüft und angepasst.

Sonstige Rückstellungen (z. B. für Prozessrisiken und -kosten, Schadensersatz, ausstehende Rechnungen, Ausgleichsmaß
nahmen sowie Allgemeine Aufwands- und Verbindlichkeitsrückstellungen) werden aus Gründen der Wesentlichkeit nur 
bei Überschreiten einer Wertgrenze von 100.000 Euro je Einzelfall gebildet. Sie werden nach vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung ermittelt.

Für Verlustübernahmeverpflichtungen aus dem Beteiligungsbereich, die über die Gewährung der im Haushalt veranschlag-
ten Zuschüsse hinaus zu erfüllen und die der Höhe nach ungewiss sind, werden Rückstellungen angesetzt.

Rückstellungen für Bürgschaften und Gewährleistungsverpflichtungen werden gebildet, wenn mit einer Inanspruchnahme 
der FHH konkret zu rechnen ist. Unter diesem Posten werden ebenfalls Rückstellungen für negative Eigenkapitalwerte 
von Tochterorganisationen ausgewiesen, bei denen eine Inanspruchnahme aus Haftungsverhältnissen droht.

Für Rückbauverpflichtungen werden Rückstellungen bilanziert, wenn eine hinreichende Wahrscheinlichkeit der Inan-
spruchnahme der FHH besteht. Abweichend vom Handelsrecht werden die zu erwartenden Verpflichtungen nicht über die 
Laufzeit angesammelt, sondern in voller Höhe eingestellt. Auch hier gilt eine Wertgrenze von 100.000 Euro je Einzelfall.
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Für die Inanspruchnahme von Altersteilzeit im Blockmodell und von Sabbatjahren werden Rückstellungen für ungewisse 
Verbindlichkeiten gebildet. Diese Rückstellungen werden aus Wesentlichkeitsgründen nicht diskontiert. Rückstellungen 
für mögliche, aber noch nicht in Anspruch genommene Altersteilzeiten werden nicht angesetzt.

Verbindlichkeiten werden grundsätzlich mit dem Rückzahlungsbetrag angesetzt. 

Im Zusammenhang mit langfristig aufgenommenen Krediten und Anleihen tätigt die FHH Zinsswapgeschäfte. Diese  
dienen der Steuerung vorhandener Zinsänderungsrisiken. Grundsätzlich betreffen Zinsswapverträge beiderseitig noch 
nicht erfüllte Zinszahlungsverpflichtungen. Es handelt sich folglich um schwebende Geschäfte, die nicht zu bilanzieren 
sind. Gleichwohl werden die aus den Kreditgeschäften resultierenden Zinserträge und -aufwendungen in der Ergebnis-
rechnung zusammengefasst dargestellt. Derivate werden mit dem Nennwert ausgewiesen.

Bei den Verbindlichkeiten wird eine vom Handelsrecht abweichende Gliederung vorgenommen. Statt Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen und Leistungen werden allgemein Verbindlichkeiten gegenüber sonstigen Dritten dargestellt. Sie werden 
ab einer Wertgrenze von 100.000 Euro je Einzelfall bilanziert.

Bei den Sonstigen Verbindlichkeiten werden die handelsrechtlich vorgesehenen Davon-Vermerke (aus Steuern und im 
Rahmen der sozialen Sicherheit) aufgrund der öffentlichen Besonderheiten nicht ausgewiesen.

Passive Rechnungsabgrenzungsposten werden aus Wesentlichkeitsgründen erst ab einer Wertgrenze von einer Mio. Euro 
bilanziert.

2.3	 Ergebnisrechnung

Umsatzerlöse im Sinne des §   277 Abs.   1 HGB sind für die FHH von nachrangiger Bedeutung. Aus diesem Grund stellt die 
FHH Erträge aus Verwaltungstätigkeit (insbesondere Steuererträge) und Erträge aus Transferleistungen in der Ergebnis-
rechnung dar.

Zu den Steuererträgen und steuerähnlichen Erträgen zählen die Erträge aus Gemeinschaftsteuern sowie Landes- und 
Gemeindesteuern. Zu den Gemeinschaftsteuern gehören Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer. Diese Steuern 
werden in den Ländern vereinnahmt, stehen aber nach Art. 106 Abs.   3 Satz 1 Grundgesetz (GG) Bund und Ländern gemein-
sam zu. Die Ergebnisrechnung weist nur den Anteil an den Gemeinschaftsteuern aus, der der FHH zusteht. Erstattungs-
verpflichtungen der FHH werden erlösmindernd gebucht. Grundsätzlich gilt bei allen Steuern der Zeitpunkt der Verein
nahmung als Realisierungszeitpunkt des Ertrags. Darüber hinaus bestehende Forderungen und Verbindlichkeiten aus 
Bescheiden, Anmeldungen oder Voranmeldungen werden im Rahmen der Jahresabschlussarbeiten erhoben. 

Anhand der Beitreibungsquoten der Kasse.Hamburg, der Steuerkasse und der Justizkasse werden bei den Forderungen 
gegen Dritte Pauschalwertberichtigungen vorgenommen und unter Sonstige Aufwendungen bzw. bei Auflösungen 
unter Sonstige Erträge gezeigt. Mit den Quoten wird den unterschiedlich hohen Forderungsausfällen in den verschiedenen 
Bereichen Rechnung getragen. Die Sonstigen Aufwendungen umfassen auch Aufwendungen für selbst erstellte materielle 
Vermögenswerte. Diese werden nur als Eigenleistungen aktiviert, wenn sie in einem EDV-gestützten Verfahren gebucht 
worden sind und nachgewiesen werden können.



2.4	 Korrekturen der Eröffnungsbilanz und der nachfolgenden Bilanzen

Korrekturen der Eröffnungsbilanz und der nachfolgenden Bilanzen erfolgen grundsätzlich nach den allgemeinen handels-
rechtlichen Vorschriften ergebniswirksam im laufenden Jahr. Sofern Korrekturbedarfe zur Eröffnungsbilanz quantitativ  
von wesentlicher Bedeutung sind, werden die sich ergebenden Anpassungen ergebnisneutral mit der Nettoposition  
verrechnet. Diese Ausnahmeregelung gilt letztmalig für den hier vorgelegten Jahresabschluss zum 31.12.2009. Es sind  
ergebnisneutrale Berichtigungen der Eröffnungsbilanz vorgenommen worden, die das Eigenkapital um 104,2 Mio. Euro 
verringern. 

Darstellung der Korrekturen zur Eröffnungsbilanz (EB zum 01.01.2006):

 

Werte vor  
Korrektur 

in Mio. Euro

Korrigierte  
Werte 

in Mio. Euro  

Veränderungen 
 

in Mio. Euro

Anmerkungen 
 

AKTIVA      

A.	 Anlagevermögen 46.714 46.753  39  

	 I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände 3.163 3.163  –  

	 II.	 Sachanlagen 
 

31.833 
 

31.872 
 

 

39 
 

Wertanpassungen im Zuge  
durchgeführter Inventuren  
in den Hamburger Museen

	 III.	Finanzanlagen 11.718 11.718  –  

B.	 Umlaufvermögen 2.043 1.955  –   88  

	 I.	 Vorräte 130 130  –  

	 II.	� Forderungen und Sonstige  
Vermögensgegenstände 

1.704 
 

1.616 
 

 

–   88 
 

Anpassung der Forderungen  
aus der Überleitung des  
kameralen Buchungsstoffs

	 III.	Wertpapiere des Umlaufvermögens – –  –  

	 IV.	�Schecks, Kassenbestände,  
Bundesbankguthaben, Guthaben 209 209  –  

C.	 Rechnungsabgrenzungsposten 244 244  –  

  49.001 48.952  –   49  

Passiva         

A.	 Eigenkapital 3.024 2.920  – 104 siehe Abschnitt 3.13 »Eigenkapital« 

B.	 Sonderposten 2.087 2.087  –  

C.	 Rückstellungen 20.260 20.260  –  

D.	 Verbindlichkeiten 
 
 
 
 

23.629 
 
 
 
 

23.684 
 
 
 
 

 

55 
 
 
 
 

Anpassung der Verbindlichkeiten 
gegenüber der Hamburg Port 
Authority (HPA); Anpassung der 
Leasingverbindlichkeiten und  
der Überleitung des kameralen 
Buchungsstoffs

E.	 Rechnungsabgrenzungsposten 1 1  –  

  49.001 48.952  –   49  
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3	 Erläuterungen zur Bilanz

3.1	A llgemeine Hinweise

Für den Ausweis einiger Bilanzposten (insbesondere für Rückstellungen) werden die Wertansätze durch Abfragen bei den 
Fachbehörden und Ämtern der FHH erhoben.

Systemimmanent treten Abweichungen zwischen dem Ergebnis laut Bilanz und dem der Ergebnisrechnung auf. Sie  
beruhen auf Unterschieden zwischen dem kameralen und dem kaufmännischen Rechnungswesen sowie den daraus 
resultierenden unterschiedlichen Buchungen. Die Ergebnisrechnung ist daher um den Posten Kamerale Überleitung 
ergänzt worden. In der Ergebnisrechnung werden die Abweichungen unter Sonstige Aufwendungen bzw. Sonstige  
Erträge ausgewiesen.

3.2	A llgemeine Hinweise zum Anlagevermögen

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens im Berichtsjahr ist im Anlagenspiegel dargestellt. Verände-
rungen der organisatorischen Zuständigkeiten führen zu Anlagentransfers zwischen Behörden und Ämtern, die in den 
Zu- und Abgängen enthalten sind.

3.3	 Immaterielle Vermögensgegenstände

Unter den immateriellen Vermögensgegenständen von 3.931,1 Mio. Euro (Vorjahr: 3.832,7 Mio. Euro) bilden die Geleis
teten Investitionszuwendungen mit 2.939,9 Mio. Euro (Vorjahr: 3.003,8 Mio. Euro) den größten Posten. 

Immaterielle Vermögensgegenstände	  31.12.2008 
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Geleistete Investitionszuwendungen 3.004 2.940

Lizenzen, DV-Software 16 12

Sonstige immaterielle Vermögensgegenstände 3 3

Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände 810 976

Gesamt 3.833 3.931

Die Geleisteten Investitionszuwendungen verteilen sich im Wesentlichen auf die Bereiche Soziales und Gesundheit  
(1.002,3 Mio. Euro), Wissenschaft und Forschung (946,9 Mio. Euro) sowie Verkehr, Stadtentwicklung und Umwelt  
(687,1 Mio. Euro). 

Die innerhalb des Geschäftsjahres 2009 aktivierten Geleisteten Investitionszuwendungen umfassen u. a. Fördermittel nach 
§   22 HmbKHG i. H. v. 31,1 Mio. Euro. Daneben sind Zuwendungen i. H. v. 9,9 Mio. Euro an die Asklepios Klinik Nord für den 
Umbau der Häuser 17 und 3 sowie i. H. v. 5,3 Mio. Euro an die Asklepios Klinik Altona geleistet worden.



Weitere Investitionszuwendungen sind an

	� das Universitätsklinikum Hamburg Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE),
	� die Stiftung Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY) und
	� die Innovationsstiftung Hamburg

i. H. v. 11,5 Mio. Euro sowie an

	 das �Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin (BNI) und
	� das Heinrich-Pette-Institut (HPI)

i. H. v. 4,3 Mio. Euro gezahlt worden. Die Hochschulen haben für die Beschaffung von Großgeräten 3,5 Mio. Euro erhalten. 
Darüber hinaus sind Zuwendungen an den Bereich Verkehr i. H. v. 16,4 Mio. Euro und an die Stiftung Historische Museen 
Hamburg i. H. v. 6,2 Mio. Euro geflossen.

Die Abgänge von 316,8 Mio. Euro sind mit 295,4 Mio. Euro im Wesentlichen auf die Bereinigung des Bestands um Ver
mögensgegenstände, die nach Ablauf ihrer Nutzungsdauer abgeschrieben wurden, zurückzuführen.

Die wesentlichen Zugänge bei den Geleisteten Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände (siehe Anlagen-
spiegel I.4.) betreffen

	� den Bereich Verkehr (u. a. 109,6 Mio. Euro für den Bau der U-Bahn HafenCity, 11,2 Mio. Euro für die Erneuerung anderer 
U-Bahn-Verkehrswege sowie 12,8 Mio. Euro für den Bau der Flughafen-S-Bahn),

	� den Bau der Elbphilharmonie mit 53,2 Mio. Euro, 
	 die �Maßnahmen Niedernfelde und Müggenburger Durchfahrt mit 32,6 Mio. Euro,
	� den Ausbau der Hafenbahn mit 17,5 Mio. Euro sowie 
	� den Bereich der Krankenhäuser mit 24,1 Mio. Euro. Darin enthalten sind u. a. 21,6 Mio. Euro für das Diakonie-Klinikum 

Hamburg. 

Weitere Anzahlungen von 77,8 Mio. Euro sind an das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffent
lichen Rechts (UKE) im Rahmen des Konzepts »Masterplan UKE« sowie für die Beschaffung von Großgeräten und die 
Durchführung kleinerer Baumaßnahmen geleistet worden. 

Die Stiftung Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY) hat Geleistete Anzahlungen i. H. v. 17,5 Mio. Euro für den Bau eines 
Elektronen-Lasers erhalten. 

Darüber hinaus sind Geleistete Anzahlungen von 14,9 Mio. Euro als Investitionszuwendungen an die Universität Hamburg 
(UHH) geflossen.

3.4	 Sachanlagen

Das Sachanlagevermögen beträgt 31.887,1 Mio. Euro (Vorjahr: 31.948,1 Mio. Euro). Darunter bilden die Grundstücke für 
eigene Zwecke mit 7.571,4 Mio. Euro (Vorjahr: 7.631,0 Mio. Euro) und die Grundstücke des Infrastrukturvermögens mit 
11.831,5 Mio. Euro (Vorjahr: 11.667,8 Mio. Euro) die größten Posten.

Die Zu- und Abgänge von 220,5 Mio. Euro bzw. 329,8 Mio. Euro im Bereich der Grundstücke für eigene Zwecke sind im 
Wesentlichen auf Korrekturen des Anlagenbestands im Zuge durchgeführter Inventuren und auf Anlagentransfers zwischen 
Behörden und Ämtern zurückzuführen.
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Die auf Grundstücke vorgenommenen außerplanmäßigen Abschreibungen für Altlasten sind im Anlagenspiegel berück-
sichtigt.

Sachanlagen	  31.12.2008 
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Grundstücke für eigene Zwecke 7.631 7.571

Grundstücke des Infrastrukturvermögens 11.668 11.831

Bauten für eigene Zwecke 4.207 4.330

Bauten des Infrastrukturvermögens 3.598 3.542

Anlagen zur Verkehrslenkung, Ver- und Entsorgung 286 285

Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 216 215

Kunstgegenstände, Denkmäler und museale Sammlungen 3.316 3.154

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 1.026 959

Gesamt 31.948 31.887

Bei Bauten für eigene Zwecke werden auch Vermögensgegenstände aus Finanzierungsleasing bilanziert, deren wirt-
schaftliche Eigentümerin die FHH ist. Der Gesamtbuchwert dieser Vermögensgegenstände beträgt 199,6 Mio. Euro. 
Hierzu zählen 

	� das Polizeipräsidium (91,4 Mio. Euro), 
	� die Fachhochschule Berliner Tor (31,5 Mio. Euro),
	� die HafenCity Schule (17,5 Mio. Euro) sowie
	� drei Dienstgebäude (59,2 Mio. Euro). 

Die aus Leasingverträgen resultierenden Verbindlichkeiten werden unter den Sonstigen Verbindlichkeiten ausgewiesen 
(siehe im Abschnitt 3.16 »Verbindlichkeiten«).

Schulbauten sind zum 31.12.2009 mit einem Wert von 2.046,5 Mio. Euro in der Bilanz eingestellt. Die zuständige Fach
behörde geht von erheblichen Sanierungs- und Investitionsbedarfen aus, die mithilfe einer Kostenprognose geschätzt 
worden sind. Eine Aufteilung in investive Vorhaben und Sanierungsmaßnahmen erfolgte zum Zeitpunkt der Erstellung der 
Bilanz nicht. Die Aufwendungen je Objekt sind bisher ebenfalls nicht abschließend konkretisiert und quantifiziert. Eine 
bilanzielle Berücksichtigung im laufenden Geschäftsjahr scheidet daher aus. Im Zuge der Einführung eines eigenständigen 
kaufmännischen Rechnungswesens im Sondervermögen Schule – Bau und Betrieb (SV SchuB) werden die Wertansätze zu 
überprüfen und ggf. zu korrigieren sein. 

Der Posten Kunstgegenstände, Denkmäler und museale Sammlungen hat sich um 162,0 Mio. Euro verringert. Zurück
zuführen ist dies auf die Ergebnisse einer in den Museen zum 31.12.2009 durchgeführten Stichprobeninventur. 

Die Zugänge bei den Anlagen im Bau beinhalten u. a.

	� 123,1 Mio. Euro für Baumaßnahmen der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) (u. a. 17,7 Mio. Euro für die 
Umgehung Finkenwerder, 7,2 Mio. Euro für die Ernst-August-Schleuse und 6,8 Mio. Euro für Hochwasserschutz
anlagen), 

	� 22,9 Mio. Euro für angekaufte, bisher noch nicht umgeschriebene Grundstücke, 
	� 81,3 Mio. Euro für Schulbaumaßnahmen sowie 
	� kleinere Maßnahmen, wie z. B. die Grundsanierung des Flügels A einer Untersuchungshaftanstalt. 



Die übrigen Investitionen verteilen sich auf verschiedene Hochbaumaßnahmen, wie z. B. diverse Baumaßnahmen der 
Universität Hamburg (UHH) und anderer Hochschulen, sowie auf Straßenbaumaßnahmen.

Die Abgänge i. H. v. 217,8 Mio. Euro gehen im Wesentlichen auf Bereinigungen im Bereich der Schulbaumaßnahmen und 
Umgliederungen von den Anlagen im Bau in die Geleisteten Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände 
zurück.

3.5	 Finanzanlagen

Die Finanzanlagen werden in der Beteiligungsübersicht, die alle verbundenen Organisationen und Beteiligungen der  
FHH zeigt, einzeln aufgeführt. Landeseinrichtungen nach §   15 Abs.   2 LHO sowie Sondervermögen nach §   26 Abs.   2 LHO 
sind grundsätzlich aufgrund ihrer wirtschaftlichen Selbstständigkeit als Finanzanlagen der FHH klassifiziert. Sofern ihr 
Rechnungswesen noch in den Haushalt der FHH integriert ist, sind das Vermögen und die Schulden dieser Einrichtungen 
Bestandteil der Kernverwaltung. 

Zu dieser zählen folgende Einrichtungen nach §   15 Abs.   2 LHO:

	 Zentrum für Aus- und Fortbildung,
	 Staatlicher Hochbau der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU),
	 Wassergütestelle Elbe der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU),
	 Feuerwehrakademie, 
	 Hochschule der Polizei und
	 Immobilienmanagement

sowie folgende Sondervermögen nach §   26 Abs.   2 LHO:

	 Zusatzversorgung der FHH,
	 Zusätzlicher Versorgungsfonds der FHH,
	 Versorgungsrücklage der FHH,
	 Versorgungsfonds für die Altersversorgung der Abgeordneten der Bürgerschaft,
	 Schuldendienstrücklage,
	 Ausgleichsrücklage nach dem Schwerbehindertengesetz,
	 Allgemeine Rücklage,
	 Sondervermögen für Naturschutz und Landschaftspflege der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU),
	 »Sondervermögen Konjunkturstabilisierungs-Fonds Hamburg«,
	 Grundstock für Grunderwerb,
	 Tierseuchenkasse der FHH und
	 Vermächtnis Borsteler Jäger.

Die vier erstgenannten Sondervermögen sind »Kamerale Versorgungsrücklagen«, die die FHH zur Finanzierung zukünf
tiger Versorgungsverpflichtungen führt. Diese Sondervermögen gehen über die daraus getätigten Wertpapierkäufe und 
den Geschäftskontenbestand in die Bilanz ein. Der Versorgungsfonds für die Altersversorgung der Abgeordneten der 
Bürgerschaft investiert ausschließlich in Landesobligationen der FHH. Es erfolgt daher kein gesonderter Bilanzausweis.
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Das »Sondervermögen Konjunkturstabilisierungs-Fonds Hamburg« wurde mit Drucksache 19 / 3921 zur transparenten 
Darstellung der rezessionsbedingten Kreditaufnahme für die Haushaltsjahre ab 2009 gegründet. Ein separater Ausweis als 
Finanzanlage erfolgt nicht. Die jeweiligen Forderungen und Verbindlichkeiten des Sondervermögens werden in der Kern
bilanz der FHH ausgewiesen. 

Die Finanzanlagen betragen insgesamt 8.127,1 Mio. Euro (Vorjahr: 8.063,2 Mio. Euro). Auch 2009 bilden die Anteile an  
verbundenen Organisationen mit 7.606,3 Mio. Euro (Vorjahr: 7.552,9 Mio. Euro) den größten Posten:

Finanzanlagen	  31.12.2008 
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Anteile an verbundenen Organisationen 7.553 7.606

Landeseinrichtungen nach §   15 Abs.   2 LHO 37 37

Landesbetriebe nach §   26 Abs.   1 LHO 114 111

Sondervermögen nach §   26 Abs.   2 LHO 259 259

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 2.386 2.426

Verbundene Unternehmen in privater Rechtsform 4.757 4.773

Beteiligungen 37 51

Wertpapiere des Anlagevermögens 311 325

Zusatzversorgung der FHH 63 65

Zusätzlicher Versorgungsfonds der FHH 83 90

Versorgungsrücklage der FHH 163 169

Sonstige 2 1

Ausleihungen 162 145

Gesamt 8.063 8.127

Zum 01.08.2009 wurde der Landesbetrieb Laeiszhalle-Musikhalle Hamburg im Wege der Ausgliederung auf die Elbphil
harmonie und Laeiszhalle Service GmbH überführt. 

Die Anteile an Körperschaften, Anstalten und Stiftungen weisen Zugänge von insgesamt 191,9 Mio. Euro auf. Im Wesent-
lichen entfallen diese auf geleistete Sacheinlagen von Grundstücken und eine Kapitaleinlage bei der Hamburg Port  
Authority (HPA) i. H. v. 176,0 Mio. Euro. Die Finanzmittel für diese Kapitaleinlage resultieren aus dem Teilbörsengang der 
Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA). Das im Zuge der Kapitalmaßnahme angekündigte Prinzip 
»Hafen finanziert Hafen« wird dadurch verwirklicht. Demgegenüber steht eine Wertberichtigung i. H. v. 148,1 Mio. Euro 
bei der Hamburg Port Authority (HPA), die auf die Verwendung der Einlage zurückzuführen ist (siehe im Abschnitt 4.4 
»Finanzergebnis«).

Die HSH Finanzfonds AöR wurde mit Unterzeichnung des Staatsvertrags vom 03.04.2009 und 05.04.2009 zwischen  
dem Land Schleswig-Holstein und der FHH am 22.04.2009 errichtet. Die Finanzanlage wird mit einem Wert von null Euro 
bilanziert.

Die Anteile an Verbundenen Unternehmen in privater Rechtsform weisen Zugänge von insgesamt 259,8 Mio. Euro 
auf. Diese Zugänge resultieren u. a. aus einer Kapitalerhöhung i. H. v. 52,3 Mio. Euro bei der Elbphilharmonie Hamburg Bau 
GmbH & Co KG und einem Zugang von 165,5 Mio. Euro bei der SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg. Die Ab-
gänge von 188,5 Mio. Euro resultieren im Wesentlichen aus der Veräußerung von Anteilen an der SAGA Siedlungs-Aktien
gesellschaft Hamburg. Hierbei steht dem Buchwertabgang i. H. v. 145,1 Mio. Euro der Verkaufserlös von 176,0 Mio. Euro 
gegenüber, welcher der Finanzierung der Kapitaleinlage bei der Hamburg Port Authority (HPA) diente.



Die Beteiligungen haben sich gegenüber dem Vorjahr um 14,2 Mio. Euro auf 51,1 Mio. Euro erhöht. Zurückzuführen ist 
dies auf eine Kapitaleinlage von 12,6 Mio. Euro bei der Zentrum für Angewandte Luftfahrtforschung GmbH und auf eine 
Sacheinlage von 1,8 Mio. Euro bei der TuTech Innovation GmbH. Demgegenüber stehen Abgänge von 0,2 Mio. Euro auf-
grund von Umgliederungen von den Beteiligungen in die Ausleihungen.

Die Zugänge bei den Wertpapieren des Anlagevermögens stehen im Zusammenhang mit den Sondervermögen, die die 
FHH zur Finanzierung zukünftiger Versorgungsverpflichtungen führt.

Die Abgänge bei den Ausleihungen gehen im Wesentlichen auf Darlehenstilgungen zurück.

3.6	Z um Verkauf bestimmte Grundstücke

Dieser Posten umfasst mit 53,2 Mio. Euro (Vorjahr: 130,2 Mio. Euro) vor allem geplante Verkäufe von Wohnungsbau- und 
Gewerbeflächen sowie von Grundstücken zur Vermögensmobilisierung.

3.7	 Vorräte

Zu den Vorräten von 8,4 Mio. Euro (Vorjahr: 6,6 Mio. Euro) zählen:

	� die Lager von Polizei und Feuerwehr mit 2,7 Mio. Euro (Vorjahr: 3,0 Mio. Euro),
	� das Medikamentenlager der Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz (BSG) mit 5,2 Mio. Euro 

(Vorjahr: 3,3 Mio. Euro), 
	� das Warenlager der Justizbehörde (JB) mit 0,3 Mio. Euro (Vorjahr: 0,2 Mio. Euro) und 
	� das Lager der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) mit einem Wert von 0,2 Mio. Euro  

(Vorjahr: 0,1 Mio. Euro).

3.8	 Forderungen und Sonstige Vermögensgegenstände

Der Forderungsspiegel zeigt, wie die Forderungen und Sonstigen Vermögensgegenstände zusammengesetzt sind und 
welche Restlaufzeiten (RLZ) zum 31.12.2009 bestehen.

Forderungsspiegel

ART DER FORDERUNG 
 

Gesamt 
31.12.2008 

in Mio. Euro

Gesamt 
31.12.2009 

in Mio. Euro

Davon mit 
RLZ < 1 Jahr 
in Mio. Euro

Davon mit 
RLZ > 1 Jahr 
in Mio. Euro

Forderungen gegen Dritte (ohne den öffentlichen Bereich) 1.142 1.130 1.130 –

Wertberichtigungen auf Forderungen gegen Dritte – 519 – 522 – 522 –

Forderungen gegen verbundene Organisationen und Organisationen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 300 334 276 58

Forderungen gegen den sonstigen öffentlichen Bereich 550 619 226 393

Sonstige Vermögensgegenstände 272 224 189 35

Gesamt 1.745 1.785 1.299 486

In den Forderungen gegen Dritte (ohne den öffentlichen Bereich) sind u. a. 693,0 Mio. Euro Steuerforderungen und 
103,6 Mio. Euro Forderungen aus Sozialhilfedarlehen enthalten. 

Von den vorgenommenen Wertberichtigungen auf Forderungen gegen Dritte von insgesamt 522,0 Mio. Euro beruht mit 
437,7 Mio. Euro der überwiegende Teil auf einer vorsichtigen kaufmännischen Bewertung ausstehender Steuerforderun-
gen gegenüber Dritten.
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Die Forderungen gegen verbundene Organisationen und Organisationen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 
besteht, setzen sich u. a. zusammen aus:

	� Salden der Geschäftskonten der öffentlichen Einrichtungen in einer Gesamthöhe von 116,9 Mio. Euro, 
	� Forderungen gegen die Universitäten und Hochschulen von 52,9 Mio. Euro,
	� bewilligten, jedoch noch nicht ausgezahlten Zuwendungen von 67,7 Mio. Euro nach dem KHG sowie 
	� Forderungen gegen die Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts nach 

dem Wohnungsbaugesetz zur Förderung neuer Projekte im Altenwohn- und Pflegebereich (HmblPG) von 40,5 Mio. Euro.

Zu den Forderungen gegen den sonstigen öffentlichen Bereich gehören u. a. Forderungen nach §   107  b Beamtenversor-
gungsgesetz (BeamtVG) von 365,8 Mio. Euro und Forderungen aus der Abrechnung des Landesanteils am Umsatzsteuer-
aufkommen im Rahmen des Länderfinanzausgleichs für 2009 von 126,7 Mio. Euro.

Unter den Sonstigen Vermögensgegenständen sind im Wesentlichen 151,8 Mio. Euro bewilligte, jedoch noch nicht 
ausgezahlte Zuwendungen ausgewiesen. Hiervon entfallen 96,2 Mio. Euro auf Zuwendungen nach dem KHG. 

3.9		  Wertpapiere des Umlaufvermögens

Unter diesem Posten werden Wertpapiere aus Fiskalerbschaften mit einem Gesamtwert von 22 Tsd. Euro ausgewiesen.

3.10		  Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks

Die Bestände von 1.660,4 Mio. Euro (Vorjahr: 1.584,9 Mio. Euro) setzen sich wie folgt zusammen: 

ART DER GUTHABEN 31.12.2008 
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Termin- und Tagesgelder 1.578 1.656

Zentrale Giroguthaben 6 2

Dezentrale Bargeldbestände und Giroguthaben (Zahlstellen und Handvorschüsse) 1 2

Gesamt 1.585 1.660

3.11		Ak  tive Rechnungsabgrenzungsposten

Die Aktiven Rechnungsabgrenzungsposten von 327,1 Mio. Euro (Vorjahr: 321,0 Mio. Euro) enthalten im Einzelnen: 

AKTIVE RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 31.12.2008 
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Beamtenbezüge Januar Folgejahr (inkl. Abgeordnete) 182 178

Sozialhilfe Januar Folgejahr 82 78

Kindertagesheime und Tagespflege Januar Folgejahr 34 36

Schüler-BAföG Januar Folgejahr 1 1

BAföG Januar Folgejahr 6 7

Disagien aus Kreditaufnahmen 16 17

Sonstige 0 10

Gesamt 321 327



3.12		Ni  cht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag

Unter dem Posten Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag wird erstmals ein Fehlbetrag von 1.205,2 Mio. Euro 
ausgewiesen (siehe auch Abschnitt 3.13 »Eigenkapital«).

3.13		  Eigenkapital

Das Eigenkapital der FHH entwickelte sich im Berichtsjahr wie folgt:

Eigenkapitalspiegel

Eigenkapital /  
Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 

Nettoposition 
 

in Mio. Euro

Ergebnisvortrag 
 

in Mio. Euro

Jahresergebnis 
 

in Mio. Euro

Summe  
Eigenkapital 
in Mio. Euro

Stand zum 01.01.2009 2.854 – 2.796 – 58

Korrekturen zur Eröffnungsbilanz – 104 – – – 104

Jahresfehlbetrag 2009 – – – 1.159 – 1.159

Stand zum 31.12.2009 2.750 – 2.796 – 1.159 – 1.205

Der Jahresfehlbetrag des Abschlusses 2008 von – 2.331,8 Mio. Euro ist als Ergebnis vorgetragen worden und erhöhte den 
Ergebnisvortrag auf – 2.796,4 Mio. Euro. Durch das Jahresergebnis 2009 von – 1.158,7 Mio. Euro (siehe auch Abschnitt 4.5 
»Jahresergebnis«) und die Korrekturen zur Eröffnungsbilanz von – 104,2 Mio. Euro (siehe auch Abschnitt 2.4 »Korrekturen 
der Eröffnungsbilanz und der nachfolgenden Bilanzen«) ist das Eigenkapital auf – 1.205,2 Mio. Euro gesunken. Der Aus-
weis des negativen Eigenkapitals erfolgt in der Bilanz unter dem Aktivposten Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehl
betrag (siehe auch Abschnitt 3.12 »Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag«).

3.14		  Sonderposten

Der Gesamtbetrag der Sonderposten hat sich im Vergleich zum Vorjahr von 1.639,3 Mio. Euro auf 1.552,0 Mio. Euro ver-
ringert. Die Sonderposten für Investitionszuwendungen bilden auch 2009 den Hauptbestandteil. 

SONDERPOSTEN 31.12.2008 
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Sonderposten für Investitionszuwendungen 1.420 1.347

Sonderposten für Beiträge und Gebühren 217 202

Sonstige Sonderposten 2 3

Gesamt 1.639 1.552

Die Sonderposten für Investitionszuwendungen bis 2005 sowie die Sonderposten für Beiträge und Gebühren werden 
über 25 Jahre linear aufgelöst. Die Auflösung der neu gebildeten Sonderposten für Investitionszuwendungen orientiert sich 
seit 2006 an der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des bezuschussten Vermögensgegenstandes. An den seit 2006 
gebildeten Sonderposten haben die Bereiche Wissenschaft und Forschung sowie Schule und Berufsbildung die größten 
Anteile. Beispielsweise fallen hierunter das Ganztagesschulprogramm und die Hochschulbauförderung des Bundes. Unter 
Sonstige Sonderposten sind u. a. Sachschenkungen ausgewiesen.

Aus dem Konjunkturpaket II der Bundesregierung sind bisher 0,9 Mio. Euro als Sonderposten für Investitionszuwendungen 
passiviert. Diese werden für das Billtalstadion eingesetzt. 
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3.15		R  ückstellungen

Insgesamt betragen die Rückstellungen zum 31.12.2009 für die nachstehend aufgeführten Verpflichtungen 20.880,1 Mio. Euro 
(Vorjahr: 20.729,5 Mio. Euro). 

Rückstellungsspiegel

RÜCKSTELLUNGEN 
 

Stand 
01.01.2009 

in Mio. Euro

Verbrauch 
 

in Mio. Euro

Umbuchung /
Umgliederung 

in Mio. Euro

Auflösung 
 

in Mio. Euro

Zuführung 
 

in Mio. Euro

Stand 
31.12.2009 

in Mio. Euro

Rückstellungen für Pensionen  
und ähnliche Verpflichtungen 18.334 – – 501 873 18.706

Pensionsrückstellungen 16.384 – – 492 736 16.628

Beihilferückstellungen 1.950 – – 9 137 2.078

Rückstellungen für  
Rückzahlungsverpflichtungen 31 29 – 2 41 41

�Rückstellungen für  
Steuerrückzahlungsverpflichtungen 25 25 – – 37 37

�Rückstellungen für  
Rückzahlungsverpflichtungen  
aus dem Länderfinanzausgleich 6 4 – 2 4 4

Sonstige Rückstellungen 2.364 17 – 459 245 2.133

�Rückstellungen für  
Prozessrisiken und -kosten 109 1 – 81 9 36

�Rückstellungen für  
Verlustübernahmeverpflichtungen 132 – – 13 – 119

�Rückstellungen für Bürgschaften  
und Gewährleistungsverpflichtungen 543 2 – 124 198 615

Rückstellungen für Altlastensicherung 154 – – – 6 160

�Rückstellungen für  
Ausgleichsmaßnahmen 37 2 – – 4 39

Rückstellungen für  
Altersteilzeit und Sabbatjahre 114 – – 9 7 112

Allgemeine Aufwandsrückstellungen 11 – – 1 1 11

Allgemeine Verbindlichkeitsrückstellungen 1.264 12 – 231 20 1.041

Gesamt 20.729 46 – 962 1.159 20.880

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen

Zusagen für Pensionen und ähnliche Versorgungsleistungen bestehen für folgende Personengruppen:

	� Hamburgische Beamtinnen und Beamte sowie mit Sonderarbeitsvertrag Beschäftigte bei Erreichen der Altersgrenze 
bzw. im Falle der Invalidität (§§   4 ff. BeamtVG),

	� Hinterbliebene (Witwen, Witwer und Waisen) der hamburgischen Beamtinnen und Beamten und zusätzlich für die 
Gewährung von Sterbegeld (§§   16 ff. BeamtVG),

	 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Hamburgisches Zusatzversorgungsgesetz),
	� Bürgermeisterinnen und Bürgermeister und Senatorinnen und Senatoren sowie deren Hinterbliebene (Altersruhe- und 

Übergangsgeld nach §§   13 ff. SenatsG) sowie
	 Abgeordnete der Bürgerschaft (Altersruhe- und Übergangsgeld nach §§   9 ff. Hamburgisches Abgeordnetengesetz). 



PENSIONSRÜCKSTELLUNGEN 
 
 

Aktiv Beschäftigte Versorgungsempfängerinnen  
und -empfänger

in Mio. Euro Anzahl in Mio. Euro Anzahl

Beamtinnen und Beamte 6.305 36.915 8.966 31.249

Tarifbeschäftigte 321 23.370 1.035 28.996

Gesamt 6.626 60.285 10.001 60.245

Die Rückstellungsbedarfe sind durch versicherungsmathematische gutachterliche Berechnungen vom 18.05.2010 ermittelt 
worden (siehe im Abschnitt 2.2 »Passiva«). Berücksichtigt sind Rückstellungsbedarfe für die Kernverwaltung der FHH 
(inkl. Einrichtungen nach §   15 Abs.   2 LHO), für die Landesbetriebe nach §   26 Abs.   1 LHO, für den Altbestand der Versor-
gungsempfängerinnen und -empfänger des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen 
Rechts (UKE), für die Versorgungsansprüche der Waisen sowie erstmalig für die unverfallbaren Anwartschaften auf 
Betriebsrenten. 

Nicht in die gutachterlichen Berechnungen einbezogen sind u. a. die Rückstellungsbedarfe für die Abgeordneten der Ham-
burgischen Bürgerschaft, da sich diese Rückstellungen aufgrund der spezifischen rechtlichen Ausgestaltung einer stan-
dardisierten versicherungsmathematischen Berechnungsmethode entziehen. Der Rückstellungsbedarf von 2,9 Mio. Euro 
ist deshalb aus den durchschnittlichen Aufwendungen der letzten drei Jahre abgeleitet worden. Weitere Bereiche von 
finanziell untergeordneter Bedeutung und Sonderregelungsfälle sind ebenfalls in Anlehnung an die gutachterlichen Bewer-
tungen ermittelt worden. 

Gruppiert nach Bewertungsbereichen setzen sich die Pensionsrückstellungen wie folgt zusammen:

PENSIONSRÜCKSTELLUNGEN  
NACH BEWERTUNGSBEREICHEN
 

Aktiv Beschäftigte Versorgungsempfänger

31.12.2008 
in Mio. Euro

31.12.2009 
in Mio. Euro

31.12.2008 
in Mio. Euro

31.12.2009 
in Mio. Euro

Beamtinnen und Beamte der Kernverwaltung 6.342 5.981 8.278 8.860

Tarifbeschäftigte der Kernverwaltung 318 312 1.011 1.032

Abgeordnete der Bürgerschaft – – 3 3

Altbestand der Versorgungsempfängerinnen und -empfänger  
des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf –  
Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) – – 46 45

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister und Senatorinnen und Senatoren 29 29 59 61

Waisen * – – 30 –

Unverfallbare Anwartschaften der Tarifbeschäftigten auf Betriebsrenten 6 9 – –

Verpflichtungen nach §   107  b BeamtVG 262 295 – –

Gesamt 6.957 6.626 9.427 10.001

* �Die Verpflichtungen für Waisen sind erstmalig in den gutachterlichen Berechnungen enthalten. Sie betragen zum 31.12.2009 29,1 Mio. Euro  
und werden ab 2009 im Bereich der Kernverwaltung ausgewiesen.
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Durch die Berücksichtigung der für 2009 und 2010 beschlossenen Tarif- und Besoldungsanpassungen und der Anhebung 
der Altersgrenze für den Eintritt des Versorgungsfalls sind die Rückstellungen für Pensionen um 243,6 Mio. Euro auf 
16.627,5 Mio. Euro angewachsen.

Die gesamten Versorgungslasten der Stadt ergeben sich unter teilweiser Berücksichtigung der Posten »Allgemeine Verbind
lichkeitsrückstellungen« und »Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Organisationen und Organisationen, mit denen ein 
Beteiligungsverhältnis besteht« (siehe im Abschnitt 3.16 »Verbindlichkeiten«). Sie betragen insgesamt 17.416,5 Mio. Euro 
(Vorjahr: 17.337,5 Mio. Euro). Dies entspricht einer kumulativen Zuführung von 79,0 Mio. Euro.

Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen

Die Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen beinhalten im Wesentlichen Steuerrückzahlungsverpflichtungen von 
37,6 Mio. Euro. Diese beziehen sich u. a. auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 29.07.2010 zur 
steuerlichen Berücksichtigung eines häuslichen Arbeitszimmers i. H. v. 5,0 Mio. Euro und Unwägbarkeiten aufgrund 
anhängiger Musterverfahren u. a. zur Einkommen-, Gewerbe- sowie Körperschaftsteuer i. H. v. 25,0 Mio. Euro. Die zum 
31.12.2008 gebildeten Rückstellungen für die sog. Pendlerpauschale (steuerliche Berücksichtigung von Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte) von 24,8 Mio. Euro sind verbraucht worden, da die Rückzahlungen im Jahr 2009 erfolgt sind. 
Unter den Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen werden darüber hinaus Verpflichtungen aus dem Länder
finanzausgleich für 2009 von 3,7 Mio. Euro gezeigt. Die Höhe der Rückstellungen für den Länderfinanzausgleich ist durch 
eine qualifizierte Schätzung anhand der Abrechnungen der vorangegangenen drei Jahre ermittelt worden.

Sonstige Rückstellungen

Die Zuführungen zu den Rückstellungen für Prozessrisiken und -kosten von 9,0 Mio. Euro beruhen auf der Einschätzung 
der Prozessrisiken hinsichtlich diverser anhängiger Gerichtsverfahren mit einem Streitwert von über 100.000 Euro pro 
Einzelfall. Die Rückstellung von 80,0 Mio. Euro aufgrund eines Rechtsstreits zur Verfassungsmäßigkeit des Stückzahlmaß
stabs nach dem Hamburgischen Spielgerätesteuergesetz ist aufgelöst worden, da mit BVerfG-Beschluss vom 04.02.2009 
die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes bestätigt wurde. 

Die Rückstellungen für Verlustübernahmeverpflichtungen haben sich um 13,2 Mio. Euro aufgrund einer Anpassung 
der Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten gegenüber Tochterorganisationen verringert.

Unter Rückstellungen für Bürgschaften und Gewährleistungsverpflichtungen sind 27,9 Mio. Euro (Vorjahr: 21,9 Mio. Euro) 
für die eventuelle Inanspruchnahme aus Bürgschaften und 586,9 Mio. Euro (Vorjahr: 520,6 Mio. Euro) für negative Eigen-
kapitalwerte von Tochterorganisationen bilanziert. Die Erhöhung ist im Wesentlichen auf eine weitere Zuführung zur  
Rückstellung für negatives Eigenkapital bei der »Hamburgischer Versorgungsfonds« (HVF) AöR i. H. v. 59,8 Mio. Euro 
zurückzuführen. Für zum Bilanzerstellungszeitpunkt nicht vorliegende Abschlüsse von Tochterorganisationen wird eine 
Rückstellung von 55,0 Mio. Euro (Vorjahr: 55,5 Mio. Euro) ausgewiesen. 

Für künftige Kosten der Altlastensicherung ist eine Rückstellung auf der Grundlage einer Barwertermittlung i. H. v.  
160,5 Mio. Euro (Vorjahr: 154,3 Mio. Euro) gebildet worden. 

Die Rückstellungen für Ausgleichsmaßnahmen beinhalten im Wesentlichen Beträge für Ausgleichsabgaben von 38,6 Mio. 
Euro, die durch das Sondervermögen für Naturschutz und Landschaftspflege bereits vereinnahmt wurden. Hierunter fallen 
20,6 Mio. Euro für den Ausgleich von Eingriffen in die Natur und Landschaft Altenwerders infolge der Hafenerweiterung. 

Für die Inanspruchnahme von Altersteilzeit und Sabbatjahren sind Rückstellungen i. H. v. 97,5 Mio. Euro (Altersteilzeit) 
und 15,0 Mio. Euro (Sabbatjahre) gebildet worden. 

Unter den Allgemeinen Aufwandsrückstellungen von 10,7 Mio. Euro (Vorjahr: 11,1 Mio. Euro) werden überwiegend 
Rückbauverpflichtungen ausgewiesen, davon 7,2 Mio. Euro für den Rückbau von Pavillondörfern.

In den Allgemeinen Verbindlichkeitsrückstellungen sind u. a. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 
gegenüber Landeseinrichtungen nach §   26 Abs.   1 LHO und §   15 Abs.   2 LHO i. H. v. 737,4 Mio. Euro (Vorjahr: 967,2 Mio. Euro) 
enthalten. Diese Rückstellungen aus der Aufteilung der anteiligen Versorgungslasten zwischen Kernverwaltung und  
Landesbetrieben (Verfahren der sog. m / n-telung) sind zum 31.12.2009 erstmals in den gutachterlichen Berechnungen 
vom 18.05.2010 enthalten und lösen das bisherige vereinfachte Näherungsverfahren ab. Die genaueren Berechnungen 
aufgrund der Methodenänderung führen zu einer Auflösung von 202,2 Mio. Euro.



3.16		  Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten zum 31.12.2009 betragen 26.418,3 Mio. Euro (Vorjahr: 25.200,3 Mio. Euro) und werden mit dem Rück-
zahlungsbetrag passiviert. Langfristige Verbindlichkeiten aus Leasingverträgen sind mit einem Zinssatz von 4,25 % bzw. 
dem vertraglich vereinbarten Prozentsatz abgezinst.

Verbindlichkeitenspiegel

ART DER VERBINDLICHKEIT 
 

Gesamt 
31.12.2008 

in Mio. Euro

Gesamt 
31.12.2009 

in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
< 1 Jahr 

in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
1 bis 5 Jahre 
in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
> 5 Jahre 

in Mio. Euro

Anleihen und Obligationen 7.899 8.559 1.780 5.698 1.081

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 13.724 13.750 1.203 4.364 8.183

Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 504 601 601 – –

Verbindlichkeiten gegenüber sonstigen Dritten 909 849 609 – 240

	 davon öffentlicher Bereich 785 721 483 – 238

	 davon privatrechtlicher Bereich 124 128 126 – 2

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen  
Organisationen und Organisationen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 1.170 1717 705 116 896

	 davon Leasingverbindlichkeiten 0 21 8 5 8

Sonstige Verbindlichkeiten 994 942 809 119 14

	 davon Leasingverbindlichkeiten 79 60 16 30 14

Gesamt 25.200 26.418 5.707 10.297 10.414

Die Verbindlichkeiten der FHH haben sich um 1.218,0 Mio. Euro erhöht. Von dieser Erhöhung sind 893,7 Mio. Euro dem 
»Sondervermögen Konjunkturstabilisierungs-Fonds Hamburg« zuzurechnen. Sie sind im Verbindlichkeitenspiegel in nach-
folgenden Positionen enthalten:

VERBINDLICHKEITEN  
»Sondervermögen Konjunkturstabilisierungs- 
Fonds Hamburg«

Gesamt 
31.12.2009 

in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
< 1 Jahr 

in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
1 bis 5 Jahre 
in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
> 5 Jahre 

in Mio. Euro

Anleihen und Obligationen 650 – 650 –

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 199 – – 199

Verbindlichkeiten gegenüber sonstigen Dritten 45 – – 45

	 davon privatrechtlicher Bereich 45 – – 45

Gesamt 894 – 650 244

Bei den Anleihen und Obligationen von 8.558,6 Mio. Euro (Vorjahr: 7.898,7 Mio. Euro) handelt es sich fast ausschließlich 
um Landesobligationen i. H. v. 8.557,5 Mio. Euro.

Unter den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten von 13.750,4 Mio. Euro (Vorjahr: 13.724,4 Mio. Euro) sind 
Schuldscheindarlehen von 13.746,4 Mio. Euro (Vorjahr: 13.720,5 Mio. Euro), kurzfristige Kassenkredite von 1,0 Mio. Euro 
(Vorjahr: 0,0 Mio. Euro) und ein Girokonto mit einem negativen Kontostand zum 31.12.2009 von 3,0 Mio. Euro (Vorjahr:  
3,9 Mio. Euro) passiviert.
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Den größten Teil der Erhaltenen Anzahlungen auf Bestellungen bilden mit 447,0 Mio. Euro erhaltene Investitionszuwen-
dungen, wovon u. a. 

	� 70,2 Mio. Euro auf Förderungen des Bundes nach dem Gesetz zur Entflechtung von Gemeinschaftsaufgaben und 
Finanzhilfen (EntflechtG), 

	� 62,7 Mio. Euro auf Zuschüsse des Bundes für Hafenbaumaßnahmen, 
	� 59,9 Mio. Euro auf Zuschüsse des Bundes nach dem Hochschulbauförderungsgesetz (HBFG), 
	� 43,5 Mio. Euro auf Zuschüsse des Bundes nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG), 
	� 35,8 Mio. Euro auf Zuschüsse des Bundes für den Hochwasserschutz, 
	� 24,9 Mio. Euro auf das Konjunkturpaket II der Bundesregierung sowie
	� 15,5 Mio. Euro auf Zuschüsse des Bundes im Rahmen des Ganztagsschulprogramms

entfallen.

Die Verbindlichkeiten gegenüber sonstigen Dritten zeigen u. a. Steuerverbindlichkeiten für das vierte Quartal 2009 aus 
der Zerlegung der Steueranteile zwischen Bund und Ländern i. H. v. 416,7 Mio. Euro. Außerdem sind 237,3 Mio. Euro  
Verbindlichkeiten gegenüber dem Bund für Wohnungsbaumaßnahmen enthalten.

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Organisationen und Organisationen, mit denen ein Beteiligungsver-
hältnis besteht, beinhalten hauptsächlich:

	� Salden der Geschäftskonten von öffentlichen Einrichtungen in einer Gesamthöhe von 365,5 Mio. Euro, 
	� Verpflichtungen von 490,9 Mio. Euro zur Erfüllung der Versorgungsansprüche von Landesbetrieben und anderen aus-

gegründeten Tochterorganisationen,
	� Verbindlichkeiten aus Darlehen von 240,0 Mio. Euro gegenüber der »Hamburgischer Versorgungsfonds« (HVF) AöR,
	� Verbindlichkeiten aus Darlehen von 110,9 Mio. Euro gegenüber der Hamburgischen Wohnungsbaukreditanstalt rechts-

fähige Anstalt des öffentlichen Rechts,
	� Verbindlichkeiten, die sich aus dem Fördermittelbescheid (Mietkauf) für den Anteil der FHH am Krankenhausneubau 

der Asklepios Klinik Barmbek von 73,4 Mio. Euro ergeben,
	� Leasingverbindlichkeiten von 20,8 Mio. Euro für den Neubau des Polizeipräsidiums, die im Vorjahr unter den Sonstigen 

Verbindlichkeiten ausgewiesen wurden,
	� Verbindlichkeiten aus einem Kassenkredit von 14,0 Mio. Euro gegenüber der Hamburger Friedhöfe AöR sowie
	� bereits verbindlich zugesagte Zuwendungen von 261,0 Mio. Euro. Hierunter fallen u. a. Zuwendungen

	 –  an die Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft von 15,7 Mio. Euro, 
	 –  an das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) von 47,6 Mio. Euro,
	 –  an die Asklepios Kliniken Hamburg GmbH von 65,2 Mio. Euro sowie
	 –  an die Hamburg Port Authority (HPA) von 51,6 Mio. Euro.	

Zu den Sonstigen Verbindlichkeiten von 942,4 Mio. Euro (Vorjahr: 994,0 Mio. Euro) zählen u. a.: 

	� Zinsverpflichtungen von 422,2 Mio. Euro aus 2009, die erst im Folgejahr fällig sind, 
	� Verbindlichkeiten aus Zuwendungsbescheiden von 308,8 Mio. Euro, davon 96,2 Mio. Euro Fördermittel zur Kranken-

hausfinanzierung und
	� Verbindlichkeiten aus Finanzierungsleasing von 60,3 Mio. Euro, u. a. für das Verwaltungszentrum Billstraße von  

45,5 Mio. Euro und für die HafenCity Schule von 12,1 Mio. Euro.



3.17		  Passive Rechnungsabgrenzungsposten

Die Passiven Rechnungsabgrenzungsposten betragen 134,9 Mio. Euro (Vorjahr: 4,5 Mio. Euro). Die Erhöhung ist auf 
abgegrenzte Bundeszuweisungen nach dem Regionalisierungsgesetz (RegG) für das Jahr 2010 i. H. v. 132,7 Mio. Euro 
zurückzuführen.

PASSIVE RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 31.12.2008 
in Mio. Euro

31.12.2009  
in Mio. Euro

Agien aus Darlehensaufnahmen 3 2

BAföG-Darlehensanteile bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau AöR (KfW) 2 0

Zuweisungen des Bundes für Regionalmittel – 133

Gesamt 5 135

3.18		H  aftungsverhältnisse und Sonstige finanzielle Verpflichtungen

Unter den Haftungsverhältnissen sind sämtliche Verbindlichkeiten aufgrund von Rechtsverhältnissen subsumiert, aus 
denen die FHH nur unter bestimmten Umständen in Anspruch genommen werden kann und mit deren Eintritt am Bilanz-
stichtag nicht zu rechnen ist. Die FHH hat Rückstellungen für Bürgschaften und Gewährleistungsverpflichtungen  
gebildet, sofern hier mit einer Inanspruchnahme zu rechnen ist (siehe im Abschnitt 3.15 »Rückstellungen«).

Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen, die zu Aufwendungen in künftigen Haus-
haltsjahren führen können, bedarf nach §   39 Abs.   1 LHO einer der Höhe nach bestimmten Ermächtigung durch einen 
Haushaltsbeschluss oder durch ein Gesetz. Weitere Haftungsverhältnisse i. S. d. §   251 HGB bestehen für die FHH nicht. 
Insbesondere sind Haftungsverhältnisse durch die Bestellung von Hypotheken und Grundschulden für fremde Verbindlich-
keiten durch die Verwaltungsvorschrift (VV) 7.1 zu §   64 LHO ausgeschlossen.

Die Gesamtsumme der Bürgschaften und Garantieverpflichtungen beträgt abzüglich gebildeter Rückstellungen  
16.115,0 Mio. Euro (Vorjahr: 8.915,6 Mio. Euro). 

Haftungsverhältnisse 31.12.2008  
in Mio. Euro

Zugänge 2009 
in Mio. Euro

Abgänge 2009 
in Mio. Euro

31.12.2009 
in Mio. Euro

Bürgschaften 7.566 1.666 609 8.623

	 davon für verbundene Organisationen 7.264 1.598 582 8.280

	 davon für Dritte 302 68 27 343

Garantien 1.372 6.850 702 7.520

	 davon für verbundene Organisationen 1.100 0 261 839

	 davon für Dritte 272 6.850 441 6.681

Gesamt 8.938 8.516 1.311 16.143

abzüglich gebildeter Rückstellungen 22 8 2 28

Gesamtsumme Haftungsverhältnisse 8.916 8.508 1.309 16.115
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Die größten Zugänge 2009 bei den Bürgschaften und Garantien entfallen auf:

	� Bürgschaften zugunsten der HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH i. H. v. 
1.369,5 Mio. Euro für Umschuldungsbedarfe entsprechend den Darlehensfälligkeiten und noch unverbürgte Finanzie-
rungen von Beteiligungen und

	� Garantien zugunsten der HSH Finanzfonds AöR i. H. v. 6.410,0 Mio. Euro, die der Kapitalstärkung der HSH Nordbank AG 
dienen.

Die FHH haftet für Verbindlichkeiten verbundener Organisationen und Organisationen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 
besteht, im Rahmen der »Gewährträgerhaftung«, wenn dies im jeweiligen Errichtungsgesetz vorgesehen ist. 

Bei der Bemessung des Haftungsbetrags ist auf die im Jahresabschluss 2009 der verbundenen Organisation ausgewiesene 
Summe der Verbindlichkeiten und Rückstellungen abgestellt worden. Sofern eine verbundene Organisation Ansprüche 
gegen die FHH zur Deckung von Pensionsverpflichtungen aktiviert hat, sind diese mindernd berücksichtigt worden. Für 
Organisationen, die einen kameralen Abschluss vorlegen, ist der Verschuldungsstand zugrunde gelegt worden. Sofern 
kein aktueller endgültiger Jahresabschluss vorlag, ist ein vorläufiger oder der letzte vorliegende Jahresabschluss heran
gezogen worden. Haftet die FHH zusammen mit weiteren Gewährträgern als Gesamtschuldnerin, ist die volle Summe 
angesetzt worden, da nach §   421 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) der Gläubiger jeden Gesamtschuldner ganz in Anspruch 
nehmen könnte. Wenn es zu einer Inanspruchnahme der FHH käme, würde eine entsprechende Forderung i. H. d. 
Regressanspruchs gegenüber den anderen Gewährträgern eingestellt werden. Im Fall der HSH Nordbank AG entfiel die 
Gewährträgerhaftung für Emissionen nach dem 18.07.2005. Die Gewährträgerhaftung besteht nur noch für diejenigen 
Verbindlichkeiten der HSH Nordbank AG fort, die zum Zeitpunkt des Abschlusses der sog. Verständigung I über die 
Abschaffung der Gewährträgerhaftung bereits bestanden haben bzw. die während der Übergangsfrist bis zum 18.07.2005 
übernommen wurden. Es wird daher nur auf den verbliebenen Bestand der Verbindlichkeiten mit Gewährträgerhaftung 
zum Berichtsstichtag abgestellt. 

Die Gesamtsumme der Gewährträgerhaftung beträgt abzüglich gebildeter Verbindlichkeiten und Rückstellungen  
66.314,4 Mio. Euro.

Gewährträgerhaftung	  31.12.2009  
in Mio. Euro

Haftungsbetrag für Anstalten des öffentlichen Rechts 9.970

Haftungsbetrag für Körperschaften des öffentlichen Rechts 570

Haftungsbetrag für Stiftungen 21

Haftungsbetrag für Aktiengesellschaften 55.599

Haftungsbetrag für Landeseinrichtungen nach §   15 Abs.   2 LHO 159

Haftungsbetrag für Sondervermögen nach §   26 Abs.   2 LHO 318

Gesamt 66.637

abzüglich gebildeter Rückstellungen 323

GESAMTSUMME GEWÄHRTRÄGERHAFTUNG 66.314

Eine Inanspruchnahme der FHH aus Gewährträgerhaftung ist im Geschäftsjahr 2009 nicht gegeben.

Die größten Haftungsbeträge aus Gewährträgerhaftung bestehen für die:

	� HSH Nordbank AG mit 55.598,9 Mio. Euro,
	� Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit 4.367,8 Mio. Euro und
	� HSH Finanzfonds AöR mit 1.456,0 Mio. Euro. Der Betrag ist um 1.410,0 Mio. Euro bereinigt worden, da Garantien in 

dieser Höhe unter den Haftungsverhältnissen ausgewiesen sind (siehe Tabelle »Haftungsverhältnisse«).



Sonstige finanzielle Verpflichtungen der FHH ergeben sich aus Dauerschuldverhältnissen, dem Bestellobligo bei Investi-
tionsvorhaben und Sonstigem. Die Verpflichtungen aus unbefristeten Dauerschuldverhältnissen werden mit der Summe 
der bis zum frühesten Kündigungstermin anfallenden Beträge ausgewiesen.

Die Gesamtsumme der Sonstigen finanziellen Verpflichtungen beträgt 2.375,2 Mio. Euro.

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 
 

Gesamt 
31.12.2009 

in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
< 1 Jahr 

in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
1 bis 5 Jahre 
in Mio. Euro

Davon mit RLZ 
> 5 Jahre 

in Mio. Euro

Dauerschuldverhältnisse Miete 1.294 107 371 816

	 davon gegenüber verbundenen Organisationen 268 19 63 186

	 davon gegenüber Dritten 1.026 88 308 630

Dauerschuldverhältnisse Informationstechnik 115 41 54 20

	 davon gegenüber verbundenen Organisationen 115 41 54 20

Dauerschuldverhältnisse Bewirtschaftung, Instandhaltung 351 15 61 275

	 davon gegenüber verbundenen Organisationen 340 15 60 265

	 davon gegenüber Dritten 11 0 1 10

Bestellobligo bei Investitionsvorhaben 369 208 161 –

	 davon gegenüber verbundenen Organisationen 363 202 161 –

	 davon gegenüber Dritten 6 6 0 –

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 246 26 100 120

	 davon gegenüber verbundenen Organisationen 240 24 96 120

	 davon gegenüber Dritten 6 2 4 –

GESAMTSUMME 2.375 397 747 1.231

Mit dem Modell Hamburg-Süd (Drucksache 18 / 5799) ist die Verantwortung für Bau- und Bewirtschaftungsmaßnahmen 
von 32 Schulen im Süden Hamburgs auf die GWG Gewerbe Gesellschaft für Kommunal- und Gewerbeimmobilien mbH 
für 25 Jahre übertragen worden. Zu diesem Zweck ist mit der GWG Gewerbe Gesellschaft für Kommunal- und Gewerbe
immobilien mbH ein Bau- und Sanierungsvertrag geschlossen worden, der eine vollständige Sanierung der Schulstandorte 
innerhalb von fünf Jahren vorsieht. Soweit die Baumaßnahmen an den Schulimmobilien erbracht wurden und über die 
monatlichen Zahlungen an die GWG Gewerbe Gesellschaft für Kommunal- und Gewerbeimmobilien mbH hinausgehen, 
ist eine Verbindlichkeit passiviert worden (siehe im Abschnitt 3.16 »Verbindlichkeiten«). Die restliche Verpflichtung aus 
diesem Vertrag ist mit 147,0 Mio. Euro unter dem Bestellobligo bei Investitionsvorhaben abgebildet. Daneben ist ein 
Facility-Management-Vertrag über laufendes Gebäudemanagement und Instandhaltung mit einer Laufzeit von 25 Jahren 
abgeschlossen worden. Dieser Vertrag ist unter den Dauerschuldverhältnissen Bewirtschaftung und Instandhaltung mit 
340,4 Mio. Euro ausgewiesen.

In den Sonstigen finanziellen Verpflichtungen ist ein Kostenerstattungsvertrag mit einem Volumen von 240,0 Mio. Euro 
zugunsten der Hamburg Port Authority (HPA) für Investitionen im Hafen mit einer Laufzeit von zehn Jahren enthalten.  
Der FHH steht aber ein Erstattungsanspruch i. H. v. 90 % der förderungsfähigen Ausgaben nach dem Gesetz über Finanz-
hilfen des Bundes nach Artikel 104  a Abs.   4 des Grundgesetzes an die Länder Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen sowie Schleswig-Holstein für Seehäfen zu.
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3.19		De  rivative Finanzinstrumente

Seit 1994 dürfen zur Steuerung von Zinsänderungsrisiken sowie zur Optimierung von Kreditkonditionen bestimmte deri-
vative Instrumente am Geld- und Kapitalmarkt (z. B. Zinsswaps, Zinsbegrenzungsgeschäfte) eingesetzt werden. 

Zum 31.12.2009 beträgt das Nominalvolumen der Derivatgeschäfte 4.153,0 Mio. Euro (Vorjahr: 4.108,0 Mio. Euro).

Übersicht über das Derivatgeschäft

ZINSDERIVATE  31.12.2008 
in Mio. Euro

Zugänge 
in Mio. Euro 

Abgänge 
in Mio. Euro 

31.12.2009 
in Mio. Euro

Swaps 4.108 645 800 3.953

Swapoptionen 0 200 0 200

Summe 4.108 845 800 4.153

Die Verbindlichkeiten aus derivativ beeinflussten Kreditgeschäften werden mit 2.010,0 Mio. Euro (Vorjahr: 2.065,0 Mio. Euro) 
bilanziert. Ein Teil der Kreditvereinbarungen ist mit Kündigungs- oder Wandlungsoptionen abgeschlossen worden.

Strukturierte Finanzinstrumente  31.12.2008 
in Mio. Euro

Zugänge 
in Mio. Euro 

Abgänge 
in Mio. Euro 

31.12.2009 
in Mio. Euro

Strukturierte Anleihen 228 0 100 128

Strukturierte Darlehen 1.837 70 25 1.882

Summe 2.065 70 125 2.010



4	 Erläuterungen zur Ergebnisrechnung

4.1	 Erträge

Die Erträge aus Verwaltungstätigkeit von 8.772,0 Mio. Euro (Vorjahr: 10.159,1 Mio. Euro) resultieren im Wesentlichen aus 
Steuererträgen. Erträge aus Gebühren, Beiträgen und Aufwendungsersatz, aus Geldbußen, Verwarnungs- und Zwangs-
geldern sowie Geldstrafen und aus privatrechtlichen Entgelten bilden lediglich einen Anteil von knapp 9 % an den Erträgen 
aus Verwaltungstätigkeit.

ERTRÄGE AUS VERWALTUNGSTÄTIGKEIT 2008 
in Mio. Euro

2009 
in Mio. Euro

Steuererträge und steuerähnliche Erträge 9.274 7.996

	 davon Gemeinschaftsteuern 5.071 4.463

	 davon Landessteuern 935 651

	 davon Gemeindesteuern 3.233 2.862

	 davon steuerähnliche Erträge 35 20

Gebühren, Beiträge und Aufwendungsersatz 689 580

Geldbußen, Verwarnungs- und Zwangsgelder, Geldstrafen 50 53

Privatrechtliche Entgelte 146 143

Gesamt 10.159 8.772

Die Steuererträge und steuerähnlichen Erträge gliedern sich nach Steuerarten wie folgt:

STEUERERTRÄGE UND STEUERÄHNLICHE ERTRÄGE 2008 
in Mio. Euro

2009 
in Mio. Euro

Lohnsteuer und veranlagte Einkommensteuer 3.731 3.092

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 748 558

Gewerbesteuer 1.875 1.569

Umsatzsteuer 1.507 1.585

Körperschaftsteuer 210 91

Grunderwerbsteuer 259 265

Grundsteuer 464 411

Sonstige Steuern und steuerähnliche Erträge 481 425

Gesamt 9.275 7.996

Gegenüber dem Vorjahr sind im Berichtsjahr beim Ausweis der Steuererträge zwei Änderungen vorgenommen worden: 
So wird die Abwasserabgabe von 1,1 Mio. Euro (Vorjahr: 1,3 Mio. Euro) nicht mehr unter den Steuererträgen, sondern 
unter den Erträgen aus Gebühren und Beiträgen ausgewiesen. Die Steuervergütungen (überwiegend Kindergeld und 
Landesanteil Altersvorsorge) von 290,1 Mio. Euro (Vorjahr: 252,0 Mio. Euro) werden ab 2009 nicht mehr den Sonstigen 
Steuern, sondern der Lohnsteuer zugeordnet. 

Die Gesamtsteuererträge Hamburgs sind im Jahr 2009 infolge der Finanz- und Wirtschaftskrise im Vorjahresvergleich 
stark rückläufig gewesen. Besonders regressiv haben sich die unternehmensbezogenen und gewinnabhängigen Steuern 
entwickelt. Sowohl bei der veranlagten Einkommensteuer als auch bei der Gewerbe- und Körperschaftsteuer sind erheb-
liche Aufkommenseinbußen zu verzeichnen. Bei den nicht veranlagten Steuern vom Ertrag sind die Erträge der FHH 
gegenüber 2008 um rd. 25 % zurückgegangen. Ursächlich dafür sind die äußerst geringen Gewinnausschüttungen der 
Unternehmen im Jahr 2009.
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Dagegen macht sich nach der Einführung der Abgeltungsteuer zum 01.01.2009 der veränderte Zerlegungsmaßstab  
positiv für Hamburg bemerkbar. Maßgeblich ist nunmehr der Wohnort der Gläubiger. Im Zuge dessen hat sich der Anrech-
nungsanteil Hamburgs gegenüber dem früheren Zinsabschlag von 2,9 % auf 4,5 % erhöht, sodass der eigentliche Auf
kommensrückgang aufgrund des niedrigen Kapitalmarktzinsniveaus im Ergebnis durch höhere Erträge aus der Zerlegung 
überkompensiert worden ist. Vergleichsweise stabil haben sich die Lohnsteuererträge entwickelt, da sich der Arbeits-
markt in der Wirtschaftskrise als robust erwiesen hat. 

Im Bereich der Landessteuern stehen Mehrerträgen bei der Grunderwerbsteuer aufgrund der Erhöhung des Steuersatzes 
zum 01.01.2009 um einen Prozentpunkt von 3,5 % auf 4,5 % beträchtliche Mindererträge bei der Erbschaftsteuer gegen-
über, deren Aufkommen nach einem Rekordergebnis 2008 wieder auf Normalmaß abgesunken ist.

Die unter Sonstige Steuern und steuerähnliche Erträge ausgewiesene Kraftfahrzeugsteuer hat sich im Jahr 2009 von 
155,9 Mio. Euro auf 61,0 Mio. Euro reduziert, weil seit dem 01.09.2009 die Zuständigkeit für diese Landessteuer im Rahmen 
der Umsetzung des »Paktes für Beschäftigung und Stabilität für Deutschland zur Sicherung der Arbeitsplätze, Stärkung der 
Wachstumskräfte und Modernisierung des Landes« und der Umstellung der Kraftfahrzeugsteuer auf den CO2-Ausstoß als 
Bemessungsgrundlage auf den Bund übergegangen ist. Als Kompensation erhalten die Länder einen festen Ausgleichs
betrag. Die 2009 vom Bund an die FHH gezahlten Kompensationszahlungen i. H. v. 82,5 Mio. Euro werden unter den Erträgen 
aus Transferleistungen ausgewiesen. 

Die Erträge aus Transferleistungen betragen 565,7 Mio. Euro (Vorjahr: 640,7 Mio. Euro). Hierbei handelt es sich vor
wiegend um Zuwendungen aus dem öffentlichen Bereich.

ERTRÄGE AUS TRANSFERLEISTUNGEN 2008 
in Mio. Euro

2009 
in Mio. Euro

Erträge aus sonstigen Transferleistungen 356 301

	 davon Zuweisungen vom Bund und von Ländern 6 30

	 davon Allgemeine Zuweisungen aus dem öffentlichen Bereich 0 82

	 davon Zweckgebundene Zuweisungen vom Bund 294 103

	 davon Sonstige Zuschüsse und Erstattungen von der EU 15 31

	 davon Sonstige Zuweisungen und Erstattungen 41 55

Erträge aus sozialen Transferleistungen 285 265

	 davon Sonstige Zuweisungen vom Bund 20 42

	 davon unbesetzte Pflichtplätze und Ersatzleistungen von Reha-Trägern 23 24

	 davon Sonstige Erstattungen 176 150

	 davon Zweckgebundene Zuweisungen von Ländern und Gemeinden 43 28

	 davon Sonstige Zuweisungen und Erstattungen von Sozialversicherungsträgern sowie der BA für Arbeit 23 21

Gesamt 641 566

Die Erträge aus sonstigen Transferleistungen sind 2009 um 54,8 Mio. Euro gesunken, weil die Erträge aus Bundesmitteln 
nach dem Regionalisierungsgesetz zur Förderung des öffentlichen Nahverkehrs i. H. v. 132,7 Mio. Euro aufgrund eines 
Einmaleffekts aus der Periodisierung 2007 niedriger ausgefallen sind. Gleichzeitig werden ab September 2009 erstmals 
unter dieser Position Kompensationszahlungen des Bundes für den Wegfall der Kraftfahrzeugsteuer i. H. v. 82,5 Mio. Euro 
ausgewiesen. 



Die Sonstigen Erträge von 1.665,2 Mio. Euro (Vorjahr: 894,4 Mio. Euro) enthalten:

SONSTIGE ERTRÄGE 2008 
in Mio. Euro

2009 
in Mio. Euro

Erträge aus Anlagenabgängen, Nachaktivierungen und Veränderungen durch Anlageninventur 267 318

	 davon Erträge aus Anlagenabgängen 157 240

	 davon Erträge aus Nachaktivierungen 92 76

	 davon Veränderungen aus Anlageninventur 18 0

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 336 962

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 159 154

Übrige sonstige Erträge 132 231

	 davon Erträge aus der Auflösung von Wertberichtigungen 43 16

	 davon periodenfremde Erträge 64 175

Gesamt 894 1.665

Die im Vorjahresvergleich niedrigeren Erträge aus Anlagenabgängen sind auf rückläufige Ertragsvolumina aus Grund-
stücksverkäufen zurückzuführen.

Die Erträge aus Nachaktivierungen von insgesamt 240,2 Mio. Euro (Vorjahr: 156,5 Mio. Euro) sind auf die Aktivierung 
diverser Grundstücke zurückzuführen, die zuvor nicht im Bilanzvermögen der FHH erfasst waren. Hier sind insbesondere 
Nachaktivierungen des Immobilienmanagements i. H. v. 226,2 Mio. Euro zu nennen. Im Zuge einer Inventur sind bislang 
nicht aktivierte Vermögensgegenstände i. H. v. 132,0 Mio. Euro und Grundstücke mit einem Wert von 73,4 Mio. Euro, die 
im Hafennutzungsgebiet bzw. Hafenerweiterungsgebiet liegen und nicht aufgrund der Errichtungsdrucksache auf die  
Hamburg Port Authority (HPA) übergegangen sind, eingestellt worden.

Die Erträge aus Anlageninventur werden 2009 unter den Erträgen aus Nachaktivierungen ausgewiesen.

Die Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen sind der Spalte »Auflösungen« des Rückstellungsspiegels (siehe im 
Abschnitt 3.15 »Rückstellungen«) zu entnehmen. Den größten Posten bilden hier die Auflösungen von Pensionsrück
stellungen mit 492,2 Mio. Euro. Sie stehen im direkten Zusammenhang mit den Zuführungen zu Pensionsverpflichtungen 
von 735,8 Mio. Euro (siehe im Abschnitt 4.2 »Aufwendungen«). Auflösungen ergeben sich im Besonderen bei der Behörde 
für Schule und Berufsbildung (BSB) im Zuge des Übergangs von 618 Beschäftigten in den Ruhestand: Sie betragen im 
Bewertungsbereich der aktiven Beamten 187,2 Mio. Euro. Den Auflösungen stehen entsprechende Zuführungen im 
Bewertungsbereich der passiven Beamten gegenüber (siehe im Abschnitt 4.2 »Aufwendungen«).

Bei den Rückstellungen für Prozessrisiken und -kosten ist eine Rückstellung i. H. v. 80,0 Mio. Euro für einen Rechtsstreit  
zur Verfassungsmäßigkeit des Stückzahlmaßstabs nach dem Hamburgischen Spielgerätesteuergesetz aufgelöst worden 
(siehe im Abschnitt 3.15 »Rückstellungen«).

Die anteiligen Auflösungen der Rückstellungen für Verlustübernahmeverpflichtungen gegenüber verbundenen Organisa
tionen betragen 13,2 Mio. Euro. Die Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen für Bürgschaften und Gewährleistungs-
verpflichtungen betragen 123,7 Mio. Euro. 

Ferner sind diverse Rückstellungen für negative Eigenkapitalwerte bei Tochterorganisationen anteilig aufgelöst worden. 

Bei den Allgemeinen Verbindlichkeitsrückstellungen sind die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 
gegenüber Landeseinrichtungen nach §   26 Abs.   1 LHO und §   15 Abs.   2 LHO mit einem Betrag von 202,2 Mio. Euro aufgelöst 
worden (siehe im Abschnitt 3.15 »Rückstellungen«).

Die Erträge aus der Auflösung von Sonderposten ergeben sich im Wesentlichen aus der Auflösung von Sonderposten für 
Beiträge i. H. v. 21,5 Mio. Euro (Vorjahr: 22,9 Mio. Euro) und für Investitionszuwendungen i. H. v. 131,9 Mio. Euro (Vorjahr: 
135,1 Mio. Euro).
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Die Übrigen sonstigen Erträge enthalten im Wesentlichen periodenfremde Erträge i. H. v. 174,8 Mio. Euro, die vornehmlich 
auf Korrekturen zurückzuführen sind. Dazu zählen Korrekturen der Finanzanlage SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft  
Hamburg i. H. v. 165,5 Mio. Euro, die aus Geschäftsvorfällen aus Vorjahren resultieren, sowie eine Werterhöhung der 
Grundstücke in der Speicherstadt i. H. v. 3,5 Mio. Euro infolge einer Wertüberprüfung.

Die Erträge aus der Auflösung von Wertberichtigungen von insgesamt 15,5 Mio. Euro betreffen vorwiegend Steuer
forderungen von 9,7 Mio. Euro und Forderungen der Justizkasse von 4,9 Mio. Euro.

4.2	A ufwendungen

Die Aufwendungen aus Verwaltungstätigkeit betragen im Berichtsjahr 1.182,8 Mio. Euro gegenüber 1.127,6 Mio. Euro  
im Vorjahr.

AUFWENDUNGEN AUS VERWALTUNGSTÄTIGKEIT 2008 
in Mio. Euro

2009 
in Mio. Euro

Miete, Bewirtschaftung und Unterhaltung von Grundstücken 435 458

Bewirtschaftung und Unterhaltung des Infrastrukturvermögens 129 108

Verwaltungsbedarf 431 475

Rechtshilfe und andere bezogene Leistungen 89 94

Lehr- und Lernmittel 44 48

Gesamt 1.128 1.183

Die zuvor unter dem Posten Miete, Bewirtschaftung und Unterhaltung von Grundstücken ausgewiesenen Honorare für 
Dienstleistungen an Landesbetriebe i. H. v. 12,0 Mio. Euro werden nunmehr unter dem Posten Verwaltungsbedarf geführt.

Im Geschäftsjahr 2009 betragen die Personalaufwendungen 4.285,9 Mio. Euro (Vorjahr: 3.740,4 Mio. Euro).

PERSONALAUFWENDUNGEN 2008 
in Mio. Euro

2009 
in Mio. Euro

Entgelte 608 648

Beamtenbezüge 1.406 1.445

Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung 1.726 2.193

	 davon Zuführungen zu Pensionsrückstellungen 335 736

Gesamt 3.740 4.286

Die Entgelte sind im Vergleich zum Vorjahr um 39,6 Mio. Euro angestiegen. Dieser Betrag ergibt sich aus:

	 20,0 Mio. Euro erhöhtem Aufwand durch eine höhere Anzahl von Tarifangestellten,
	 15,0 Mio. Euro erhöhtem Aufwand durch die lineare Tarifanpassung zum 01.03.2009,
	 10,0 Mio. Euro erhöhtem Aufwand für »Asklepios-Rückkehrer« und
	     5,4 Mio. Euro geringerem Aufwand für Erfrischungsgelder von Wahlhelferinnen und Wahlhelfern.

Durch die lineare Besoldungsanpassung zum 01.03.2009 haben sich auch die Beamtenbezüge um 39,1 Mio. Euro erhöht.



Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung sind um 466,8 Mio. Euro gestiegen.  
Dieser Betrag ergibt sich im Wesentlichen aus erhöhten Zuführungen zu den Pensions- und Beihilferückstellungen von 
400,5 Mio. Euro (siehe im Abschnitt 3.15 »Rückstellungen«). 

Die Aufwendungen für Transferleistungen betragen im Berichtsjahr 4.146,0 Mio. Euro (Vorjahr: 4.017,0 Mio. Euro).

AUFWENDUNGEN FÜR TRANSFERLEISTUNGEN 2008 
in Mio. Euro

2009 
in Mio. Euro

an Dritte (ohne öffentlichen Bereich) 2.624 2.733

an Tochterorganisationen 764 778

an den sonstigen öffentlichen Bereich 629 635

Gesamt 4.017 4.146

Die Aufwendungen für Transferleistungen an Dritte setzen sich u. a. zusammen aus:

	 Hilfen zum Lebensunterhalt sowie Leistungen der Grundsicherung i. H. v. 701,2 Mio. Euro,
	 Aufwendungen für Kindertagesbetreuung i. H. v. 441,1 Mio. Euro,
	 Eingliederungshilfen i. H. v. 350,6 Mio. Euro, 
	 Hilfen zur Pflege (ambulant und stationär) i. H. v. 165,1 Mio. Euro sowie
	 Hilfen zur Erziehung i. H. v. 161,1 Mio. Euro.

Die Aufwendungen für den Länderfinanzausgleich betragen im Berichtsjahr 40,0 Mio. Euro (Vorjahr: 381,2 Mio. Euro). 
Damit gehört die FHH weiter zu den Geberländern.

Die Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen betragen  
580,8 Mio. Euro (Vorjahr: 580,9 Mio. Euro).

Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände  
des Anlagevermögens und Sachanlagen

2008 
in Mio. Euro

2009 
in Mio. Euro

Außerplanmäßige Abschreibungen 18 23

Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände 280  276

Abschreibungen auf Betriebs- und Geschäftsausstattung 37 37

Abschreibungen auf Gebäude 116  117

Abschreibungen auf Infrastrukturvermögen 130  128

Gesamt 581  581

Die Außerplanmäßigen Abschreibungen beinhalten im Wesentlichen:

	 Wertberichtigungen auf Geleistete Investitionszuwendungen i. H. v. 10,3 Mio. Euro sowie
	 Abschreibungen auf mit Altlasten behaftete Grundstücke i. H. v. 9,2 Mio. Euro.
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Die Sonstigen Aufwendungen betragen im Berichtsjahr 903,6 Mio. Euro (Vorjahr: 982,6 Mio. Euro) und setzen sich aus 
den nachfolgenden Posten zusammen:

SONSTIGE AUFWENDUNGEN 2008 
in Mio. Euro

2009 
in Mio. Euro

Wertberichtigungen und Abschreibungen auf Forderungen 16 30

Zuführungen zu Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen 0 41

Zuführungen zu Rückstellungen für Prozessrisiken und -kosten 13 9

Zuführungen zu Rückstellungen für Bürgschaften und Gewährleistungsverpflichtungen 412 198

Zuführungen zu Rückstellungen für Altlastensicherung 30 6

Zuführungen zu Rückstellungen für Ausgleichsmaßnahmen 26 3

Zuführungen zu Allgemeinen Aufwandsrückstellungen 2 1

Zuführungen zu Allgemeinen Verbindlichkeitsrückstellungen 85 20

Verluste aus Anlagenabgängen ohne Erlös 72 468

Nicht zu aktivierende Kostenanteile aus der Aktivierung von Anlagevermögen 215 4

Weitere Aufwendungen 91 111

Periodenfremde Aufwendungen 21 12

Gesamt 983 903

Die Wertberichtigungen und Abschreibungen auf Forderungen gegen Dritte betragen 29,7 Mio. Euro. Hiervon entfallen 
18,1 Mio. Euro auf die Erhöhung der Wertberichtigung der Sozialhilfedarlehen und 10,8 Mio. Euro auf Abschreibungen auf 
Forderungen.

Die Zuführungen zu Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen setzen sich im Wesentlichen aus der Abrech-
nung 2009 für den Länderfinanzausgleich von 3,7 Mio. Euro und aus gebildeten Rückstellungen für Unwägbarkeiten im 
Steuerbereich aufgrund anhängiger Musterverfahren i. H. v. 30,0 Mio. Euro, von denen 5,0 Mio. Euro auf die steuerliche 
Anerkennung eines häuslichen Arbeitszimmer entfallen, zusammen. 

Die Zuführungen zu Rückstellungen für Bürgschaften und Gewährleistungsverpflichtungen haben sich gegenüber 2008 
von 412,2 Mio. Euro auf 198,3 Mio. Euro reduziert. Die Zuführungen 2009 beruhen im Wesentlichen auf der Erhöhung ge-
bildeter Rückstellungen für ausstehende Einlagen der Elbphilharmonie Hamburg Bau GmbH & Co. KG von 122,2 Mio. Euro 
und der Rückstellung für negative Eigenkapitalwerte der »Hamburgischer Versorgungsfonds« (HVF) AöR von 59,8 Mio. Euro. 
Ersterer steht eine Auflösung von 120,1 Mio. Euro gegenüber.

Die Zuführungen zu Allgemeinen Verbindlichkeitsrückstellungen betragen 19,7 Mio. Euro und beziehen sich insbeson-
dere auf ausstehende Rechnungen.

Infolge durchgeführter Inventuren sind Anlagenabgänge ohne Erlös gebucht worden. Überwiegend handelt es sich um 
Korrekturen bei der Finanzbehörde (FB) im Bereich des Immobilienmanagements i. H. v. 111,8 Mio. Euro und bei der 
Behörde für Kultur, Sport und Medien (BKSM) im Bereich der Hamburger Museen i. H. v. 201,7 Mio. Euro (siehe auch 
Abschnitt 3.4 »Sachanlagen«). Auch werden unter dieser Position Korrekturen bei der Behörde für Schule und Berufs
bildung (BSB) i. H. v. 34,8 Mio. Euro sowie bei der Behörde für Wirtschaft und Arbeit (BWA) i. H. v. 28,8 Mio. Euro erfasst.

Unter Weitere Aufwendungen werden u. a. systemimmanent bedingte Aufwendungen aus kameraler Überleitung von 
59,4 Mio. Euro ausgewiesen (siehe auch Abschnitt 3.13 »Eigenkapital«).

4.3	 Verwaltungsergebnis

Die FHH hat das Geschäftsjahr mit einem Verwaltungsergebnis von – 136,1 Mio. Euro abgeschlossen (Vorjahr:  
+ 864,3 Mio. Euro). Damit ist das Ergebnis im Vergleich zum Vorjahr um – 1.000,4 Mio. Euro niedriger ausgefallen. 



4.4	 Finanzergebnis

Das Finanzergebnis beträgt im Berichtsjahr – 1.022,6 Mio. Euro (Vorjahr: – 3.196,1 Mio. Euro).

FINANZERGEBNIS Gesamt 2008  
in Mio. Euro

Gesamt 2009  
in Mio. Euro

Erträge aus Beteiligungen 66 10

Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens 0 3

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 140 97

Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere des Umlaufvermögens – 2.352 – 212

Zinsen und ähnliche Aufwendungen – 1.050 – 921

Gesamt – 3.196 – 1.023

Die Erträge aus Beteiligungen sind aufgrund der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung im Geschäftsjahr 2009 gegen-
über dem Vorjahr von 65,6 Mio. Euro auf 9,5 Mio. Euro gesunken. Das Geschäftsjahr 2008 war insbesondere von einer 
Dividende der HSH Nordbank AG i. H. v. 35,6 Mio. Euro für Vorjahre geprägt.

Der Rückgang der Sonstigen Zinsen und ähnlichen Erträge um 42,8 Mio. Euro ist auf das niedrige Zinsniveau 2009 
zurückzuführen.

Größter Posten bei den Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere des Umlaufvermögens ist die Wertberich
tigung der Finanzanlage Hamburg Port Authority (HPA) mit 148,1 Mio. Euro. Die Wertberichtigung erfolgte aufgrund der 
Verwendung der Kapitalrücklage 2009. Zuvor sind eine Kapitaleinlage von 176,0 Mio. Euro in die Kapitalrücklage der  
Hamburg Port Authority (HPA) eingestellt und Sacheinlagen in Form von Grundstücken geleistet worden (siehe auch 
Abschnitt 3.5 »Finanzanlagen«).

Die außerplanmäßigen Abschreibungen auf die Beteiligungsbuchwerte verteilen sich wie folgt:

	 Hamburg Port Authority (HPA) mit 148,1 Mio. Euro,
	 Elbphilharmonie Hamburg Bau GmbH & Co. KG mit 52,3 Mio. Euro,
	 ReGe Hamburg Projekt-Realisierungsgesellschaft mbH mit 4,1 Mio. Euro,
	 Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf – Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) mit 3,9 Mio. Euro,
	 Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer mit 1,5 Mio. Euro,
	 Landesbetrieb Hamburgische Münze mit 1,4 Mio. Euro,
	 Hamburgische Staatsoper GmbH mit 0,4 Mio. Euro und
	 Stiftung Museum für Völkerkunde mit 0,1 Mio. Euro.

Die Bonitätskrise im europäischen Finanzmarkt hat Auswirkungen auf die Zinsentwicklung 2009, insbesondere auf die  
für Deutschland maßgeblichen Zinsen für staatliche Emittenten. Bei weiterhin sehr volatilen Märkten sind die von der  
FHH zu zahlenden Zinsen 2009 in der Tendenz gesunken. Musste die FHH im September 2008 noch annähernd 5 %  
für einen zehnjährigen Kredit bezahlen, so waren es Anfang 2009 nur noch knapp 4 %. Infolgedessen sind die Zinsen  
und ähnlichen Aufwendungen 2009 trotz gestiegener Kreditverbindlichkeiten auf insgesamt 920,5 Mio. Euro (Vorjahr:  
1.050,0 Mio. Euro) gesunken. Davon entfallen 1,7 Mio. Euro auf das »Sondervermögen Konjunkturstabilisierungs-Fonds 
Hamburg«.

4.5	 Jahresergebnis

Das Finanzergebnis von – 1.022,6 Mio. Euro (Vorjahr: – 3.196,1 Mio. Euro) ist für das Ergebnis der gewöhnlichen Verwal-
tungstätigkeit von – 1.158,7 Mio. Euro (Vorjahr: – 2.331,8 Mio. Euro) im Wesentlichen ursächlich.

Außerordentliche Erträge und Aufwendungen sind im Geschäftsjahr 2009 nicht angefallen, sodass der Jahresfehlbetrag 
ebenfalls – 1.158,7 Mio. Euro beträgt.
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5	 Sonstige Pflichtangaben

5.1	 Senat zum 31.12.2009

In der FHH bilden der Erste Bürgermeister und die Senatorinnen und Senatoren den Senat. Der Senat ist die Landes
regierung. Er führt und beaufsichtigt die Verwaltung.

Senatsmitglieder: 

	� Ole von Beust (CDU), Präsident des Senats und Erster Bürgermeister
	 Christa Goetsch (Grüne / GAL), Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) und Zweite Bürgermeisterin
	 Axel Gedaschko (CDU), Behörde für Wirtschaft und Arbeit (BWA)
	 Dr. Herlind Gundelach (CDU), Behörde für Wissenschaft und Forschung (BWF)
	 Prof. Dr. Karin v. Welck (parteilos), Behörde für Kultur, Sport und Medien (BKSM)
	 Christoph Ahlhaus (CDU), Behörde für Inneres (BfI)
	 Dietrich Wersich (CDU), Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz (BSG)
	 Dr. Michael Freytag (CDU), Finanzbehörde (FB) 
	 Dr. Till Steffen (Grüne / GAL), Justizbehörde (JB)
	 Anja Hajduk (Grüne / GAL), Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU)

Die Summe der Amtsbezüge der Mitglieder des Senats beträgt 2009 1,82 Mio. Euro (Vorjahr: 1,86 Mio. Euro).

5.2	 Bürgerschaft zum 31.12.2009

Die Bürgerschaft umfasst 121 Mitglieder aus vier Fraktionen.

CDU-Fraktion (56 Mitglieder):

Ahrons, Barbara; Beuß, Wolfgang; Böttger, Olaf; Capeletti, Bernd; Dinges-Dierig, Alexandra; Dreyer, Dieter; Engels,  
Hartmut; Erkalp, David; Felskowsky, Thomas; Fischer, Lydia; Föcking, Dr. Friederike; Frankenberg, Egbert; Freistedt, 
Marino; Frommann, Jörn; Gienow, Hanna; Goldberg, Thies G. J.; Grapengeter, Jens; Hamann, Jörg; Harlinghausen, Rolf; 
Hecht, Heiko; Heinemann, Robert; Heintze, Roland; Hesse, Klaus-Peter; Hochheim, Dr. Natalie; Jürs, Vera (seit 02.11.2009); 
Kleibauer, Thilo; Koop, Karen; Kreuzmann, Thomas; Krüger, Harald; Kruse, Rüdiger (bis 31.10.2009); Lafrenz, Hans;  
Langhein, Dr. A. W. Heinrich; Lemke, Dittmar; Machaczek, Bettina; Martens, Brigitta; Mohaupt, Dr. Lutz; Müller, Stephan; 
Müller-Kallweit, Wolfgang; Niedmers, Ralf; Ohlsen, Olaf; Özkan, Aygül; Ploog, Wolfhard; Reincke, Rolf (seit 01.07.2009); 
Röder, Berndt; Roock, Hans-Detlef; Schira, Frank; Schnieber-Jastram, Birgit (bis 30.06.2009); Seelmaecker, Richard;  
Spethmann, Viviane; Stemmann, Hjalmar; Stöver, Birgit; Thomas, Elke; Trepoll, André; Voet van Vormizeele, Kai;  
Wankum, Andreas C.; Warnholz, Karl-Heinz; Wersich, Ekkehart; Westinner, Monika

SPD-Fraktion (45 Mitglieder):

Badde, Elke; Balcke, Jan; Bekeris, Ksenija; Böwer, Thomas; Buschhüter, Ole Thorben; Buss, Wilfried; Ciftlik, Bülent; 
Dobusch, Gabriele; Domres, Anja; Dressel, Dr. Andreas; Duden, Barbara; Egloff, Ingo; Eisold, Gunnar; Ernst, Britta; Frank, 
Günter; Grote, Andy; Grund, Uwe; Hakverdi, Metin; Kienscherf, Dirk; Klooß, Rolf-Dieter; Koeppen, Martina; Krischok, 
Annegret; Kühn, Philipp-Sebastian; Lein, Gerhard; Münster, Arno; Neumann, Michael; Oldenburg, Dr. Christel; Petersen, 
Dr. Mathias; Quast, Jan; Rabe, Ties; Rose, Wolfgang; Rugbarth, Andrea; Schaal, Dr. Monika; Schäfer, Dr. Martin; Schiedek, 
Jana; Schmitt, Stefan; Schumacher, Sören; Schwinke, Karl; Stapelfeldt, Dr. Dorothee; Thimm, Carola; Timmermann,  
Juliane; Timmermann, Karin; Tschentscher, Dr. Peter; Veit, Carola; Völsch, Thomas

GAL-Fraktion (12 Mitglieder):

Becker, Horst; Blömeke, Christiane; Gregersen, Martina; Güçlü, Nebahat; Gümbel, Dr. Eva; Gwosdz, Michael; Heitmann, 
Linda; Kerstan, Jens; Möller, Antje; Müller, Farid; Waldowsky, Andreas; Weggen, Jenny

DIE LINKE-Fraktion (8 Mitglieder):

Artus, Kersten; Baum, Elisabeth; Bischoff, Joachim; Hackbusch, Norbert; Heyenn, Dora; Joithe-von Krosigk, Wolfgang; 
Schneider, Christiane; Yildiz, Mehmet



5.3	 Beschäftigte

 Beamte Arbeitnehmer Gesamt

 

Stichtag 
 

31.12.2009

Jahres
durchschnitt 

2009  

Stichtag 
 

31.12.2009

Jahres
durchschnitt 

2009  

Stichtag 
 

31.12.2009

Jahres
durchschnitt 

2009

Kernverwaltung  
(inkl. Einrichtungen nach §   15 Abs.   2 LHO 
ohne eigenes Rechnungswesen)         

Anzahl aller Beschäftigungsverhältnisse 37.937 37.676 21.729 21.301 59.666 58.977

abzüglich Auszubildende – 1.808 – 1.666 – 952 –   878 – 2.760 – 2.544

abzüglich Beurlaubte – 1.712 – 1.715 –   858 –   873 – 2.570 – 2.588

abzüglich Beschäftigte in der  
Freistellungsphase Altersteilzeit – 34 – 52 – 518 – 522 – 552 – 574

abzüglich Beschäftigte in der  
Freistellungsphase des Sabbatmodells – 147 – 128 – 11 – 11 – 158 – 139

Gesamt 34.236 34.115 19.390 19.017 53.626 53.132

     
Aufgrund von unterschiedlichen Abgrenzungen des Personenkreises weichen die Beschäftigtenzahlen von den im 
Abschnitt 3.15 »Rückstellungen« genannten aktiv Beschäftigten ab.

Weitere Angaben zur Anzahl und Struktur der Beschäftigten der hamburgischen Verwaltung enthält der jährlich erschei-
nende Personalbericht des Senats.   http://www.hamburg.de/contentblob/2393566/data/peco-personalstrukturbericht-analyseteil.pdf
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Beteiligungsübersicht 2009
Aufstellung des Anteilsbesitzes der Freien und Hansestadt Hamburg zum 31.12.2009 (§§   287, 313 Abs.   4 HGB a.F.) 

Organisation 
 
 

Rechtsform 
 
 

Sitz 
 
 

Beteiligungs
anteil 

31.12.2009  
in %

EK gesamt 
31.12.2009 

 
in Tsd. Euro

Jahres
ergebnis 

2009  
in Tsd. Euro

Erläute
rungen 

 

Vollkonsolidierte Organisationen       

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg (HAW) §   15 (2) LHO Hamburg 100,00 14.478 404 1), 3)

Institut für Hygiene und Umwelt §   15 (2) LHO Hamburg 100,00 6.704 – 1.405 1), 3)

Hamburger Institut für berufliche Bildung (HIBB) §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 17.920 – 1.860 1), 3)

Landesbetrieb Erziehung und Berufsbildung §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 22.695 118 1)

Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 14.680 0 1)

Landesbetrieb Großmarkt Obst, Gemüse und Blumen §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 36.209 – 2.074 1), 3)

Landesbetrieb Hamburgische Münze §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 12.250 – 1.427 1)

Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 – 7.032 1.981 1), 3)

Landesbetrieb Verkehr §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 10.945 – 64 1)

Sondervermögen Hamburgisches Telekommunikationsnetz §   26 (2) LHO Hamburg 100,00 93.026 0 1), 3)

f & w fördern und wohnen AöR AöR Hamburg 100,00 23.659 – 17.159 1)

Hamburg Port Authority (HPA) AöR Hamburg 100,00 536.604 – 226.782 1)

Hamburger Friedhöfe AöR AöR Hamburg 100,00 7.803 – 1.482 1)

Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt  
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts AöR Hamburg 100,00 745.466 0 1)

»Hamburgischer Versorgungsfonds« (HVF) AöR AöR Hamburg 100,00 – 316.731 – 59.825 1)

HSE Hamburger Stadtentwässerung AöR AöR Hamburg 100,00 1.024.189 31.920 1)

Stadtreinigung Hamburg AöR (SRH) AöR Hamburg 100,00 76.344 5.753 1)

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf –  
Körperschaft des öffentlichen Rechts (UKE) KöR Hamburg 100,00 33.215 – 3.921 1)

Hamburger Kunsthalle Stiftung öffentlichen Rechts Stiftung des öR Hamburg 100,00 – 3.234 – 1.917 1)

Innovationsstiftung Hamburg Stiftung des öR Hamburg 100,00 54.188 – 101 1)

Stiftung Museum für Kunst und Gewerbe Stiftung des öR Hamburg 100,00 –   46 –   40 1)

AKK Altonaer Kinderkrankenhaus gGmbH GmbH Hamburg 94,00 884 277  

Bäderland Hamburg GmbH (BLH) GmbH Hamburg 100,00 38.093 0 2)

Berufsbildungswerk Hamburg GmbH (BBW) GmbH Hamburg 90,00 19.793 – 1.435  

Berufsförderungswerk Hamburg GmbH (BFW) GmbH Hamburg 100,00 8.678 507 1), 3)

BNM Baugesellschaft Neue Messe mbH GmbH Hamburg 100,00 25 0  

CTD Container-Transport-Dienst GmbH GmbH Hamburg 100,00 256 0 2)

CTL Container Terminal Lübeck GmbH GmbH Lübeck 100,00 4.755 0 2)

FFG Fahrzeugwerkstätten Falkenried GmbH GmbH Hamburg 100,00 4.100 0 2)

Fischmarkt Hamburg-Altona GmbH GmbH Hamburg 100,00 3.491 0 2)

Flughafen Hamburg  
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (FHG) GmbH Hamburg 97,50 63.760 0 2)



Beteiligungsübersicht 2009
Aufstellung des Anteilsbesitzes der Freien und Hansestadt Hamburg zum 31.12.2009 (§§   287, 313 Abs.   4 HGB a.F.) 

Organisation 
 
 

Rechtsform 
 
 

Sitz 
 
 

Beteiligungs
anteil 

31.12.2009  
in %

EK gesamt 
31.12.2009 

 
in Tsd. Euro

Jahres
ergebnis 

2009  
in Tsd. Euro

Erläute
rungen 

 

Vollkonsolidierte Organisationen (Fs.)       

Friedr. Jasper Rund- und Gesellschaftsfahrten GmbH GmbH Hamburg 100,00 4.163 0 2)

GHL Gesellschaft für Hafen- und Lagereiimmobilien-Verwaltung 
Bei St. Annen mbH GmbH Hamburg 100,00 8.748 880  

Grundstücksgesellschaft Polizeipräsidium mbH GmbH Hamburg 100,00 28 0 2)

GWG Gesellschaft für Wohnen und Bauen mbH GmbH Hamburg 100,00 322.176 42.963  

GWG Gewerbe Gesellschaft für  
Kommunal- und Gewerbeimmobilien mbH GmbH Hamburg 100,00 992 0 2)

GWG-Beteiligungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 274.647 0 2)

HaGG Hamburger Gesellschaft für Grundstücksverwaltung  
und Projektplanung mbH (HaGG-Projekt) GmbH Hamburg 100,00 2.224 0 2)

Hamburg Energie GmbH GmbH Hamburg 100,00 – 753 – 1.753  

Hamburg Messe und Congress GmbH (HMC) GmbH Hamburg 100,00 11.679 0 2)

Hamburger Gesellschaft für Gewerbebauförderung mbH 
(HaGG-Vermögen) GmbH Hamburg 60,00 4.827 291 1)

Hamburger Wasserwerke GmbH GmbH Hamburg 100,00 141.679 0 2)

Hamburgische Staatsoper GmbH GmbH Hamburg 100,00 511 573 1), 4)

HamburgMusik gGmbH – Elbphilharmonie  
und Laeiszhalle Betriebsgesellschaft GmbH Hamburg 95,20 450 252 1), 4)

HCCR Hamburger Container- und  
Chassis-Reparatur-Gesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 1.909 0 2)

HGL Hamburger Gesellschaft für Luftverkehrsanlagen mbH GmbH Hamburg 100,00 985 0 2)

HGV Hamburger Gesellschaft für  
Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH GmbH Hamburg 100,00 2.414.167 –   45.669 1)

HHLA Container Terminal Tollerort GmbH GmbH Hamburg 100,00 32.669 0 2)

HHLA Container Terminals  
Gesellschaft mit beschränkter Haftung GmbH Hamburg 100,00 111.410 0 2)

HHLA Container-Terminal Altenwerder GmbH GmbH Hamburg 74,90 123.967 49.942  

HHLA Container-Terminal Burchardkai GmbH GmbH Hamburg 100,00 74.938 0 2)

HHLA CTA Besitzgesellschaft mbH GmbH Hamburg 74,90 6.125 891  

HHLA Frucht- und Kühl-Zentrum GmbH GmbH Hamburg 50,98 14.258 511  

HHLA Intermodal GmbH GmbH Hamburg 100,00 29.039 0 2)

HHLA Logistics GmbH GmbH Hamburg 100,00 – 1.237 0 2)

HHLA Rosshafen Terminal GmbH GmbH Hamburg 100,00 17.907 2.568  

HHLA-Beteiligungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 131.547 0 2)

HSG Hanseatische Siedlungs-Gesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 8.545 0 2)

HWW-Beteiligungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 613.828 0 2)

(Fs.)
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Organisation 
 
 

Rechtsform 
 
 

Sitz 
 
 

Beteiligungs
anteil 

31.12.2009  
in %

EK gesamt 
31.12.2009 

 
in Tsd. Euro

Jahres
ergebnis 

2009  
in Tsd. Euro

Erläute
rungen 

 

Vollkonsolidierte Organisationen (Fs.)

IMPF Hamburgische Immobilien Management Gesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 25 0 2)

KFE Klinik Facility-Management Eppendorf GmbH GmbH Hamburg 51,00 100 0 2)

KLE Klinik Logistik Eppendorf GmbH GmbH Hamburg 100,00 50 0 2)

LOTTO Hamburg GmbH GmbH Hamburg 100,00 5.842 3.406 1)

Pinneberger Verkehrsgesellschaft mbH (PVG) GmbH Schenefeld 100,00 10.939 0 2)

Reisering Hamburg RRH GmbH GmbH Hamburg 92,00 2.064 0 2)

RMH Real Estate Maintenance Hamburg GmbH GmbH Hamburg 100,00 100 0 2)

SAGA Erste Immobiliengesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 7.200 0 2)

SCA Service Center Altenwerder GmbH GmbH Hamburg 100,00 600 0 2)

Service Center Burchardkai GmbH GmbH Hamburg 100,00 26 0 2)

spriag-Beteiligungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 17.370 0 2)

SRH Beteiligungsgesellschaft mbH (SRHB) GmbH Hamburg 100,00 11.588 – 918  

SRH Verwaltungsgesellschaft mbH (SRHV) GmbH Hamburg 100,00 10.552 2.229  

TEREG Gebäudedienste GmbH GmbH Hamburg 56,00 1.731 0 2)

UNIKAI Lagerei- und Speditionsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 51,00 4.378 1.413  

Universitäres Herzzentrum Hamburg GmbH (UHZ) GmbH Hamburg 100,00 100 0 2)

Vereinigung Hamburger Kindertagesstätten gGmbH GmbH Hamburg 100,00 94.657 4.747 1)

HADAG Seetouristik und Fährdienst AG AG Hamburg 100,00 4.096 0 2)

Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft (HHLA) AG Hamburg 69,65 339.635 51.145  

Hamburger Hochbahn Aktiengesellschaft AG Hamburg 100,00 142.434 0 2)

SAGA Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg AG Hamburg 100,00 628.439 81.149 1)

SpriAG – Sprinkenhof AG AG Hamburg 100,00 6.486 0 2)

Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein Aktiengesellschaft (VHH) AG Hamburg 94,19 17.122 0 2)

1. HaGG Hamburger Immobilien Beteiligung GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 – 23.447 0  

Elbphilharmonie Hamburg Bau GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 – 29.174 – 53.611 1)

FEG Fischereihafenentwicklungsgesellschaft mbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 39.669 123 1)

GroundSTARS GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 795 0  

HOCHBAHN Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 56.038 352  

HOCHBAHN Grundstücksverwaltungs- 
gesellschaft mbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 39.572 363  

Kommanditgesellschaft VHG Verwaltung  
Hamburgischer Gebäude GmbH & Co. GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 77.236 5.374 1)

Projektierungsgesellschaft Finkenwerder mbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 540.467 722 1)

FHK Flughafen Hamburg Konsortial  
und Service GmbH & Co. oHG oHG Hamburg 51,00 0 10.895  

(Fs.)



Organisation 
 
 

Rechtsform 
 
 

Sitz 
 
 

Beteiligungs
anteil 

31.12.2009  
in %

EK gesamt 
31.12.2009 

 
in Tsd. Euro

Jahres
ergebnis 

2009  
in Tsd. Euro

Erläute
rungen 

 

Verbundene, nicht konsolidierte Organisationen       

HafenCity Universität Hamburg –  
Universität für Baukunst und Metropolenentwicklung §   15 (2) LHO Hamburg 100,00 9.400 – 517 1), 5)

Hochschule für bildende Künste Hamburg (HfbK) §   15 (2) LHO Hamburg 100,00 1.894 315 1), 5)

Hochschule für Musik und Theater Hamburg §   15 (2) LHO Hamburg 100,00 2.622 – 1.028 1), 3), 5)

Kasse.Hamburg §   15 (2) LHO Hamburg 100,00 901 – 61 1), 3), 5)

Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg Carl von Ossietzky §   15 (2) LHO Hamburg 100,00 4.803 99 1), 6)

Technische Universität Hamburg-Harburg (TUHH) §   15 (2) LHO Hamburg 100,00 26.502 4.202 1), 6)

Universität Hamburg (UHH) §   15 (2) LHO Hamburg 100,00 95.014 25.892 1), 6)

Hamburger Volkshochschule §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 3.842 – 34 1), 5)

Landesbetrieb Philharmonisches Staatsorchester §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 203 – 169 1), 4), 5)

Landesbetrieb Planetarium §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 9.379 – 686 1), 5)

Landesbetrieb Rathaus-Service §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 1.338 – 55 1), 5)

Landwirtschaft der Justizvollzugsanstalt Hahnöfersand §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 1.242 – 140 1), 4), 5)

Zentrum für Personaldienste (ZPD) §   26 (1) LHO Hamburg 100,00 1.342 200 1), 3), 5)

Claus-Ramm-Stiftung §   26 (2) LHO Hamburg 100,00 19 0 1), 5)

Ebba-Wittke-Nachlass §   26 (2) LHO Hamburg 100,00 25 0 1), 5)

Israel Samuel Bonn – Legat §   26 (2) LHO Hamburg 100,00 30 0 1), 5)

Ludwig-Peters-Stiftung §   26 (2) LHO Hamburg 100,00 63 0 1), 5)

Luise-Gothmann-Fonds §   26 (2) LHO Hamburg 100,00 5 – 5 1), 5)

Maria-Wolters-Stiftung §   26 (2) LHO Hamburg 100,00 3 0 1), 5)

Richard-Bruns-Vermächtnis §   26 (2) LHO Hamburg 100,00 5 0 1), 5)

Sondervermögen »Stadt und Hafen« §   26 (2) LHO Hamburg 100,00 k. A. –   475 1), 6)

Stiftung Harburg §   26 (2) LHO Hamburg 100,00 72 – 1 1), 5)

Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin (BNI) Stiftung des öR Hamburg 100,00 503 – 31 1), 5)

Forschungs- und Wissenschaftsstiftung Hamburg Stiftung des öR Hamburg 100,00 2.050 0 1), 3), 5)

Stiftung Elbefonds Stiftung des öR Hamburg 100,00 10.362 292 1), 5)

Stiftung Historische Museen Hamburg Stiftung des öR Hamburg 100,00 – 3.652 – 1.332 1), 3), 5)

Stiftung Museum für Völkerkunde Stiftung des öR Hamburg 100,00 – 365 – 210 1), 5)

1. HaGG Hamburger Verwaltungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 28 0 5)

ABG Ahrensburger Busbetriebsgesellschaft mbH GmbH Ahrensburg 58,00 74 0 2), 5)

Aerotronic – Aviation Electronic Service GmbH GmbH Hamburg 100,00 0 – 1 5)

agilis Verwaltungsgesellschaft mbH GmbH Regensburg 100,00 27 2 5)

AIRSYS – Airport Business Information Systems GmbH GmbH Hamburg 100,00 500 0 2), 5)

Ambulanzzentrum des UKE GmbH GmbH Hamburg 100,00 25 0 2), 5)

Analytical Services North GmbH GmbH Hamburg 100,00 167 0 2), 5)

ATG Alster-Touristik GmbH GmbH Hamburg 100,00 3.472 0 2), 5)

(Fs.)

Lagebericht und Konzernlagebericht  Konzernabschluss  Jahresabschluss für die Kernverwaltung  Weitere Informationen    142 143



Organisation 
 
 

Rechtsform 
 
 

Sitz 
 
 

Beteiligungs
anteil 

31.12.2009  
in %

EK gesamt 
31.12.2009 

 
in Tsd. Euro

Jahres
ergebnis 

2009  
in Tsd. Euro

Erläute
rungen 

 

Verbundene, nicht konsolidierte Organisationen (Fs.)       

BCH BüroConsult Hamburg Gesellschaft für  
Personaldienstleistungen mbH GmbH Hamburg 100,00 130 0 2), 5)

BeNEX GmbH GmbH Hamburg 51,00 47.676 3.176 5)

Berufliches Trainingszentrum Hamburg (BTZ)  
Gesellschaft mit beschränkter Haftung GmbH Hamburg 91,18 2.267 310 3), 5)

BFW Vermittlungskontor GmbH GmbH Hamburg 100,00 318 235 3), 5)

C.A.T.S. Verwaltungs-GmbH GmbH Hamburg 100,00 39 2 5)

Chance Beschäftigungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 1.199 – 159 5)

CONSULAQUA Hamburg Beratungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 50 0 2), 5)

CSP Commercial Services Partner GmbH GmbH Hamburg 100,00 40 0 2), 5)

CTT Besitzgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 72 112 5)

Deichtorhallen Hamburg GmbH GmbH Hamburg 100,00 – 397 – 378 1), 3), 5)

Elbphilharmonie und Laeiszhalle Service GmbH GmbH Hamburg 100,00 – 243 – 268 1), 4), 5)

EVG Elmshorner Verkehrsgesellschaft mbH GmbH Elmshorn 100,00 25 0 2), 5)

FBG Fulda Bus GmbH GmbH Fulda 100,00 –   493 0 5)

FEG Fischereihafenentwicklungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 25 – 1 5)

Filmfest Hamburg GmbH GmbH Hamburg 100,00 – 2 – 32 5)

FilmFörderung Hamburg / Schleswig-Holstein GmbH (FFHSH) GmbH Hamburg 74,80 26 0 1), 5)

FLZ Hamburger Feeder Logistik Zentrale GmbH GmbH Hamburg 66,00 25 0 5)

ForEx Gutachten GmbH GmbH Hamburg 100,00 25 0 2), 5)

GAC German Airport Consulting GmbH GmbH Hamburg 100,00 154 16 5)

GHL Erste Gesellschaft für Hafen- und  
Lagereiimmobilien-Verwaltung mbH GmbH Hamburg 100,00 2.556 0 2), 5)

GHL Gesellschaft für Hafen- und  
Lagereiimmobilien-Verwaltung Block D mbH GmbH Hamburg 100,00 8.184 0 2), 5)

GHL Gesellschaft für Hafen- und  
Lagereiimmobilien-Verwaltung Block T mbH GmbH Hamburg 100,00 1.327 0 2), 5)

GHL Zweite Gesellschaft für Hafen- und  
Lagereiimmobilien-Verwaltung mbH GmbH Hamburg 100,00 526 0 2), 5)

Globus 24 Gesellschaft für Leistungen  
zur Omnimobilität mit Bus und Schiene mbH GmbH Schenefeld 100,00 30 0 2), 5)

GroundSTARS Verwaltungs-GmbH GmbH Hamburg 100,00 46 2 5)

Grundstücksgesellschaft Billstr. 82–   84 mbH GmbH Hamburg 100,00 18 4 5)

Grundstücksgesellschaft Kaltenkirchen Verwaltungs-GmbH GmbH Hamburg 100,00 28 1 5)

HAB Hamburger Arbeit Beschäftigungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 11.220 – 96 1), 5)

HAB Service Gesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 32 – 22 5)

HADAG Verkehrsdienste GmbH GmbH Hamburg 100,00 30 0 2), 5)
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HafenCity Hamburg GmbH GmbH Hamburg 100,00 72 3 5)

Hamburg Convention Bureau GmbH GmbH Hamburg 50,00 41 16 5)

Hamburg Energie Solar GmbH GmbH Hamburg 60,00 495 – 5 5)

Hamburg Innovation GmbH GmbH Hamburg 90,00 70 – 61 5)

Hamburg Marketing GmbH (HMG) GmbH Hamburg 55,00 100 0 1), 5)

Hamburg Tourismus GmbH (HHT) GmbH Hamburg 51,00 91 3 1), 5)

Hamburg Travel GmbH GmbH Hamburg 100,00 39 3 5)

HAMBURG WASSER Service und Technik  
Gesellschaft mit beschränkter Haftung GmbH Hamburg 100,00 4.009 252 5)

Hamburger Krematorium  
Gesellschaft mit beschränkter Haftung GmbH Hamburg 100,00 8 – 17 5)

Hamburger Krematoriums-Transport-Gesellschaft mbH GmbH Hamburg 80,00 55 5 5)

Hamburger Verkehrsverbund GmbH (HVV) GmbH Hamburg 85,50 60 0 1), 5)

HWF Hamburgische Gesellschaft für Wirtschaftsförderung mbH GmbH Hamburg 51,00 174 22 1), 5)

Hamburgische Luft- und Raumfahrt  
Beteiligungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 25 0 2), 5)

HCC Hanseatic Cruise Centers GmbH GmbH Hamburg 51,00 671 172 5)

HCCR Erste Beteiligungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 34 0 5)

HEG Hamburger Entsorgungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 199 31 5)

HHB Hamburg-Holstein-Bus GmbH GmbH Hamburg 100,00 26 0 2), 5)

HHLA Energiehandelsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 17 – 5 5)

HHLA Logistics Altenwerder Verwaltungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 48 0 5)

HHLA-Personal-Service-Gesellschaft mit beschränkter Haftung GmbH Hamburg 100,00 45 0 2), 5)

HHW Hamburger Hochbahn-Wache GmbH GmbH Hamburg 100,00 26 0 2), 5)

HMC International GmbH GmbH Hamburg 100,00 2 – 14 5)

HNB Verwaltungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 30 1 5)

HOCHBAHN-Verwaltungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 133 6 5)

HPC Hamburg Port Consulting GmbH GmbH Hamburg 100,00 1.023 0 2), 5)

HPTI Hamburger Port Training Institute GmbH GmbH Hamburg 100,00 102 0 2), 5)

HSE Hamburger Stadtentwässerung  
Verwaltungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 30 0 5)

HWC Hamburger Wohn Consult Gesellschaft  
für wohnungswirts. Beratung mbH GmbH Hamburg 100,00 130 0 2), 5)

hySOLUTIONS GmbH GmbH Hamburg 61,00 32 6 5)

IBA Hamburg Gesellschaft mit beschränkter Haftung GmbH Hamburg 100,00 25 0 1), 5)

IGS Internationale Gartenschau Hamburg 2013  
Gesellschaft mit beschränkter Haftung GmbH Hamburg 66,60 – 6.676 – 2.945 1), 5)

(Fs.)
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International Center for Graduate Studies (ICGS) 
der Universität Hamburg GmbH i. L. GmbH Hamburg 100,00 1 –   4 4), 5)

Junge Werkstatt – bbw Hamburg GmbH GmbH Hamburg 100,00 41 – 29 5)

KFE Energie GmbH GmbH Hamburg 100,00 25 0 2), 6)

KLIFF Zentrum für Klimafolgenforschung GmbH GmbH Hamburg 100,00 18 –   4 5)

Klinik Gastronomie Eppendorf GmbH GmbH Hamburg 51,00 50 0 2), 5)

KME Klinik Medizintechnik Eppendorf GmbH GmbH Hamburg 51,00 50 0 2), 5)

komm.pass.arbeit gGmbH GmbH Hamburg 100,00 – 6 – 106 5)

KSE Klinik Service Eppendorf GmbH GmbH Hamburg 51,00 50 0 2), 5)

KTE Klinik Textil Eppendorf GmbH GmbH Hamburg 51,00 25 0 2), 5)

Leipziger Institut für Energie GmbH GmbH Leipzig 100,00 96 62 5)

Logisyst GmbH GmbH Hamburg 83,60 – 31 – 11 5)

LZN Laser Zentrum Nord GmbH GmbH Hamburg 100,00 28 3 5)

LZU Leercontainer Zentrum Unikai GmbH GmbH Hamburg 65,00 2.300 2.000 5)

Martini-Klinik am UKE GmbH GmbH Hamburg 100,00 92 0 2), 5)

Media Desk Informationsstelle  
für europäische Filmförderung GmbH GmbH Hamburg 100,00 26 0 5)

MediGate GmbH GmbH Hamburg 100,00 71 0 2), 5)

METRANS (Deutschland) GmbH GmbH Hamburg 100,00 117 12 5)

Multimedia Kontor Hamburg GmbH (MMKH) GmbH Hamburg 100,00 198 12 5)

MVZ am Altonaer Kinderkrankenhaus GmbH (MVZ AKK) GmbH Hamburg 100,00 25 1 5)

Neue Schauspielhaus GmbH GmbH Hamburg 100,00 – 285 248 1), 4), 5)

NBB Norddeutsche Bus-Beteiligungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 74,90 28 1.456 5)

NOZ Norddeutsches Zyklotron GmbH GmbH Hamburg 100,00 25 0 2), 5)

Orthmann's Reisedienst ORD GmbH GmbH Hamburg 95,00 778 0 2), 5)

P+R-Betriebsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 95,00 314 0 2), 5)

ProQuartier Hamburg Gesell.  
für Sozialmanagement und Projekte mbH GmbH Hamburg 100,00 200 0 2), 5)

ReGe Hamburg Projekt-Realisierungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 891 – 113 1), 5)

RMVB Ratzeburg-Möllner Verkehrsbetriebe GmbH GmbH Ratzeburg 76,00 581 54 5)

S.A.E.M.S. Verwaltungs-GmbH (SAEM Verwaltung) GmbH Hamburg 100,00 36 1 5)

SAGA IT Services GmbH GmbH Hamburg 100,00 103 0 2), 5)

SBG Süderelbe Bus GmbH GmbH Hamburg 100,00 2.000 0 2), 5)

School of Life Science Hamburg gGmbH GmbH Hamburg 100,00 394 – 12 5)
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Schulservice Hamburg Gesellschaft  
für Facility Managment mbH GmbH Hamburg 100,00 50 0 2), 5)

SecuServe Aviation Security and Services Hamburg GmbH 
(SecuServe Hamburg) GmbH Hamburg 100,00 150 0 2), 5)

SecuServe Aviation Security and Services Holding  
International GmbH (SecuServe Holding) GmbH Hamburg 100,00 250 0 2), 5)

ServCount Abrechnungsgesellschaft mit beschränkter Haftung GmbH Hamburg 100,00 1.009 38 5)

SGG Städtische Gebäudeeigenreinigung GmbH GmbH Hamburg 100,00 26 0 2), 5)

SIM Sprinkenhof Immobilien Management GmbH GmbH Hamburg 100,00 26 0 2), 5)

SRH Wertstoff – Verwaltungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 24 1 5)

STARS Berlin GmbH GmbH Berlin 51,00 123 0 3), 5)

S.T.A.R.S. Verwaltungs-GmbH GmbH Hamburg 100,00 45 2 5)

Stilbruch Betriebsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 95 0 2), 5)

STR Stadtteilreinigungsgesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 395 131 5)

Thalia-Theater GmbH GmbH Hamburg 100,00 460 – 659 1), 4), 5)

TuTech Innovation GmbH GmbH Hamburg 100,00 3.054 253 1), 6)

Ulrich Stein Gesellschaft mit beschränkter Haftung GmbH Hamburg 51,00 707 553 5)

Uniconsult Universal Transport Consulting GmbH GmbH Hamburg 100,00 100 0 2), 5)

Unikai Hafenbetrieb GmbH GmbH Hamburg 100,00 3.500 0 2), 5)

Universitäres Herz- und Gefäßzentrum Hamburg GmbH GmbH Hamburg 51,00 27 0 5)

Universität Hamburg Marketing GmbH GmbH Hamburg 100,00 183 68 5)

UTZ, Universitäres Transplantationszentrum Hamburg gGmbH GmbH Hamburg 100,00 26 0 5)

VBR-Verkehrsbetriebe- und Servicegesellschaft mbH GmbH Hamburg 94,90 – 312 – 575 5)

Vereinigung KITA Servicegesellschaft mbH GmbH Hamburg 100,00 606 122 5)

Vereinigung Kitas Nord gGmbH GmbH Hamburg 100,00 426 49 5)

Verwaltung Hamburgischer Gebäude VHG GmbH GmbH Hamburg 100,00 26 1 5)

Verwaltungsgesellschaft Finkenwerder mbH GmbH Hamburg 100,00 33 1 5)

VHH Neumünster GmbH GmbH Neumünster 100,00 24 0 5)

VKN Vertriebsgesellschaft Kompostprodukte Nord mbH GmbH Hamburg 64,83 41 1 5)

WERT Wertstoff-Einsammlung GmbH GmbH Hamburg 100,00 902 0 2), 6)

WSH Wohnservice Hamburg Gesellschaft  
für wohnungswirtschaftl. Dienste mbH GmbH Hamburg 100,00 130 0 2), 5)

Zentral-Omnibus-Bahnhof »ZOB« Hamburg GmbH GmbH Hamburg 83,70 699 45 5)

agilis Eisenbahngesellschaft mbH & Co. KG GmbH & Co. KG Regensburg 100,00 2.975 0 5)

agilis Verkehrsgesellschaft mbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 275 0 5)

(Fs.)
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CATS Cleaning and Aircraft Technical Services GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 205 0 5)

Grundstücksgesellschaft Kaltenkirchen mbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 92 – 5 5)

HHLA Logistics Altenwerder GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 179 –   895 5)

HNB Hamburger Nahverkehrs- 
Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 77 – 32 5)

MOLITA Vermietungsgesellschaft mbH & Co.  
Objekt Messe Hamburg KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 – 14.913 152 5)

SAEMS Special Airport Equipment  
and Maintenance Service GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 60,00 300 0 2), 5)

SRH Wertstoff GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 100,00 – 2.826 46 5)

STARS Special Transport and Ramp Services GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 51,00 500 463 5)

Rechenzentrum der Hamburger Staatstheater  
Gesellschaft bürgerlichen Rechts GBR Hamburg 100,00 191 5 4), 5)

IBZ Pankrac a.s. 
a.s.

Nyrany /  
Tschechien 93,33 199 –   8 5)

METRANS a.s. 
a.s.

Prag /  
Tschechien 51,00 87.808 14.473 6)

METRANS (Danubia) a.s. 
 

a.s.

Dunajska 
Streda /  

Slowakei 100,00 13.798 0 2), 6)

METRANS Plzen, a.s. 
 

a.s.

Pankrac, 
Nyrany /  

Tschechien 100,00 75 – 1 5)

SDM – Depo a.s. 
a.s.

Prag /  
Tschechien 100,00 5.542 25 5)

UMSP Property, a.s. 
a.s.

Prag /  
Tschechien 100,00 73 – 2 5)

METRANS Adria D.O.O. 
D.O.O

Koper /  
Slowenien 100,00 52 0 2), 5)

METRANS Danubia Kft. 
Kft.

Gyor /  
Ungarn 100,00 182 108 5)

HPC Ukraina Ldt. 
Ldt.

Odessa /  
Ukraine 100,00 42.677 14.638 6)

HHLA Intermodal Polska Terminals Sp.z o.o. 
Sp. z o.o.

Warschau /  
Polen 100,00 11 – 2 5)

HHLA Intermodal Polska Sp.z o.o. 
Sp. z o.o.

Warschau /  
Polen 100,00 28 – 22 5)

DYKO, spol. s.r.o. 
s.r.o.

Kolin /  
Tschechien 100,00 2.208 196 5)

Railtransport s.r.o. 
s.r.o.

Sokolov /  
Tschechien 50,00 93 – 246 5)

(Fs.)
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Anteilmäßig konsolidierte Organisationen

HSH Finanzfonds AöR AöR Hamburg 50,00 246.932 246.932 1)

Assoziierte at equity konsolidierte Organisationen

Dataport AöR Altenholz 41,67 53.641 6.451 1)

Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein AöR Hamburg 47,50 4.672 1.822 1)

Asklepios Kliniken Hamburg GmbH GmbH Hamburg 25,10 175.400 23.642  

Gesellschaft zur Beseitigung von Sonderabfällen mbH GmbH Hamburg 50,00 13.642 313  

Hansaport Hafenbetriebsgesellschaft mit beschränkter Haftung GmbH Hamburg 49,00 5.113 0 2)

Pier Holding GmbH GmbH Hamburg 34,18 491 0 1)

Polzug Intermodal GmbH GmbH Hamburg 33,30 6.402 381  

AKN Eisenbahn AG 
AG

Kalten
kirchen 50,00 9.979 0 1), 2)

HSH Nordbank AG 
AG

Kiel und 
Hamburg 42,98 6.571.660 –   816.354  

Hamburgische Seefahrtsbeteiligung »Albert Ballin«  
GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 40,67 1.190.043 198  

MVR Müllverwertung Rugenberger Damm GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 25,00 31.760 16.421  

TFG Transfracht Internationale Gesellschaft für  
kombinierten Güterverkehr mbH & Co. KG GmbH & Co. KG

Frankfurt 
am Main 50,00 3.250 – 650  

(Fs.)
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Eichdirektion Nord AöR Kiel 30,00 3.401 0 1), 2), 5)

AHS Aviation Handling Services GmbH (AHS Holding) GmbH Hamburg 32,25 3.866 334 5)

AHS Hamburg Aviation Handling Services GmbH GmbH Hamburg 49,00 916 209 5)

Arbeitsstiftung Hamburg Gesellschaft für  
Mobilität im Arbeitsmarkt mbH GmbH Hamburg 45,00 68 4 5)

ARS-UNIKAI GmbH GmbH Hamburg 50,00 290 48 5)

Bewerbungskomitee UNIVERSIADE HAMBURG 2015  
Gesellschaft mit beschränkter Haftung GmbH Hamburg 44,80 264 – 795 1), 5)

Biotex GmbH GmbH Hamburg 20,00 25 0 5)

Biowerk Hamburg GmbH GmbH Hamburg 47,50 38 3 5)

BTI Blohm und TEREG Industriedienstleistungen GmbH GmbH Hamburg 50,00 60 0 2), 5)

cantus Verkehrsgesellschaft mbH GmbH Kassel 50,00 4.640 1.673 5)

Centrum für Angewandte Nanotechnologie GmbH (CAN) GmbH Hamburg 34,80 28 0 1), 5)

Cuxcargo Hafenbetrieb Verwaltungs-GmbH GmbH Cuxhaven 50,00 30 0 5)

CuxPort GmbH GmbH Cuxhaven 25,10 5.320 401 5)

Demos Gesellschaft für E-Partizipation mbH GmbH Hamburg 25,10 3 – 10 5)

Deutsches Klimarechenzentrum GmbH (DKRZ) GmbH Hamburg 27,27 3.522 – 677 5)

DHU Gesellschaft für Datenverarbeitung Hamburger 
Umschlagsbetriebe mbH GmbH Hamburg 40,40 1.245 510 5)

Gesundheitswirtschaft Hamburg GmbH GmbH Hamburg 50,00 4 – 21 1), 3), 5)

GGAB Gemeinnützige Gesellschaft für  
Alten- und Behindertenhilfe mbH GmbH Hamburg 50,00 331 – 262 5)

Hamburg Media School GmbH (HMS) GmbH Hamburg 50,00 862 559 1), 5)

hamburg.de Beteiligungs GmbH GmbH Hamburg 20,00 69 2 1), 5)

Hamburg-Consult Gesellschaft für Verkehrsberatung  
und Verkehrsmanagement mbH (HC) GmbH Hamburg 49,00 736 20 5)

Hamburger Verkehrsmittel-Werbung GmbH GmbH Hamburg 24,90 – 1.770 – 111 5)

Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut gGmbH – HWWI GmbH Hamburg 50,00 601 – 90 5)

HanseCom Gesellschaft für Informations- und  
Kommunikationsdienstleistungen mbH GmbH Hamburg 26,00 1.656 12 4), 5)

HanseGM Gebäudemanagement GmbH GmbH Hamburg 50,00 220 160 5)

Holsteiner Wasser GmbH GmbH Neumünster 50,00 9.655 1.629 5)

Kombi-Transeuropa Terminal Hamburg GmbH GmbH Hamburg 50,00 52 2 5)

Kühne School of Logistics and Management GmbH GmbH Hamburg 26,00 25.839 – 2.476 6)

KViP-Kreisverkehrsgesellschaft in Pinneberg  
mit beschränkter Haftung GmbH Pinneberg 48,00 15.905 – 68 5)

MAZ level one GmbH GmbH Hamburg 22,00 170 0 1), 5)

metronom Eisenbahngesellschaft mbH GmbH Uelzen 25,10 500 0 2), 5)

MzN Mobilitätszentrale Nord Gesellschaft  
mit beschränkter Haftung GmbH Uetersen 20,00 71 0 2), 5)
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MPCH Medizinisches PräventionsCentrum  
Hamburg Verwaltungs GmbH GmbH Hamburg 49,00 28 1 5)

NBE nordbahn Eisenbahn-Verwaltungsgesellschaft mbH 
GmbH

Kalten
kirchen 50,00 31 1 5)

Norgenta Norddeutsche Life Science Agentur GmbH GmbH Hamburg 50,00 50 0 1), 5)

ODEG Ostdeutsche Eisenbahn GmbH GmbH Parchim 50,00 2.948 679 5)

Polder – Seehäfen – Harburg GmbH GmbH Hamburg 22,47 90 3 4), 5)

Stadtverkehr Lübeck GmbH GmbH Lübeck 49,90 31.081 0 2), 5)

TFG Verwaltungs GmbH 
GmbH

Frankfurt 
am Main 50,00 127 0 5)

UKE Consult und Management GmbH GmbH Hamburg 40,00 53 – 24 5)

Verwaltungsgesellschaft MVR Müllverwertung  
Rugenberger Damm mbH GmbH Hamburg 25,00 50 2 5)

VHS Verwaltung Hamburgische Seefahrtsbeteiligung GmbH GmbH Hamburg 20,00 1.013 3 5)

ZEBAU Zentrum für Energie, Bauen, Architektur  
und Umwelt GmbH GmbH Hamburg 23,52 80 40 5)

Zentrum für Angewandte Luftfahrtforschung GmbH GmbH Hamburg 29,00 12.974 – 166 1), 3), 5)

Biowerk Hamburg GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 47,50 – 713 –   48 5)

Cuxcargo Hafenbetrieb GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Cuxhaven 50,00 – 14 6 5)

hamburg.de GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 20,00 – 2.603 29 1), 5)

MPCH Medizinisches PräventionsCentrum Hamburg  
GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 49,00 205 77 5)

NBE nordbahn Eisenbahngesellschaft mbH & Co. KG 
GmbH & Co. KG

Kalten
kirchen 50,00 1.000 324 5)

WoWi Media GmbH & Co. KG GmbH & Co. KG Hamburg 29,35 4.400 1.652 5)

1)	Direkte Beteiligungen der Freien und Hansestadt Hamburg, im Jahresabschluss der Kernverwaltung unter den Finanzanlagen bilanziert.
2)	Mit Ergebnisabführungs- bzw. Verlustübernahmevertrag, daher wird das Jahresergebnis mit null ausgewiesen.
3)	Vorläufige Jahresabschlusszahlen.
4)	Die Tochter hat ein abweichendes Wirtschaftsjahr.
5)	Nicht vollkonsolidiert bzw. nicht at equity konsolidiert, da unwesentlich. 
6)	�Nicht vollkonsolidiert bzw. nicht at equity konsolidiert, da die für die Aufstellung des Konzernabschlusses erforderlichen Angaben nicht ohne unverhältnismäßige 

Kosten oder Verzögerungen zu erhalten sind.

k. A.: Ein Wert liegt nicht vor.

Weitere Informationen zu den Tochterorganisationen und Beteiligungen der FHH enthält 
der Beteiligungsbericht der Stadt.   http://www.beteiligungsbericht.fb.hamburg.de	

(Fs.)
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Hinweis zur Erstellung des Jahres- und Konzernabschlusses

Der Jahres- und Konzernabschluss sowie der vorliegende Geschäftsbericht wurden von der Finanzbehörde (FB) erstellt. 

Die Arbeiten zur Erstellung des Jahres- und Konzernabschlusses wurden unterstützt von:

	� PricewaterhouseCoopers AG (Konzernabschluss der FHH)
	� IDS Scheer AG (Jahresabschluss der FHH)

Der Rechnungshof prüft neben der kameralen Buchführung und Rechnungslegung auch die doppischen Jahres- und  
Konzernabschlüsse der Stadt. Diese Prüfungen erfolgen im Sinne einer Qualitätssicherung und sollen die Ordnungsmäßig
keit der Buchführung und Bilanzierung sicherstellen. Eines gesonderten Bestätigungsvermerks zum Jahres- und Konzern-
abschluss bedarf es nicht, solange die Rechnungslegung nach kaufmännischen Grundsätzen haushaltsrechtlich nicht 
zwingend vorgeschrieben ist.

Der Rechnungshof wird über das Ergebnis der Prüfung des hier vorgelegten Jahres- und Konzernabschlusses 2009 in 
seinem Jahresbericht 2011 berichten.

Mit der Ergänzung zum Jahresbericht 2010 hat der Rechnungshof über die Prüfung des Jahres- und Konzernabschlusses 
2008 berichtet (Rechnungshof der FHH, 08.04.2010). Die Prüfung hat sich unter Beachtung des Grundsatzes der Wesent
lichkeit, der Wirtschaftlichkeit der Prüfung und des Fehlerrisikos auf Stichproben beschränkt. 

Der Rechnungshof ist zusammenfassend zu dem Ergebnis gelangt, dass der vom Senat vorgelegte Jahres- und Konzern-
abschluss die Transparenz über die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt erhöht. Er sieht in dem vom Senat 
angestrebten System eines ressourcenverbrauchsorientierten Rechnungswesens weiterhin den richtigen Weg zu einer 
verbesserten Steuerung des Verwaltungshandelns, auch im Interesse intergenerativer Gerechtigkeit. 

Die Anmerkungen und Hinweise des Rechnungshofs im Rahmen des Prüfungsverfahrens wurden im Wesentlichen 
umgesetzt. 



Glossar  
Ausgewählte Begriffe auf einen Blick

Abschreibungen  Abschreibungen erfassen den Werte-
verzehr für materielle und immaterielle Gegenstände des 
Anlagevermögens. Mit ihrer Hilfe werden im Rechnungs-
wesen die für diese Güter anfallenden Anschaffungs- 
beziehungsweise Herstellungskosten erfolgswirksam auf 
die Jahre ihrer Nutzung aufgeteilt.

Anhang  Der Anhang ist Bestandteil des Jahresabschlus-
ses. Er hat vor allem die Aufgabe, das Zahlenwerk der Bilanz 
und Ergebnisrechnung zu erläutern und zu ergänzen. Ent-
sprechend der Ergänzungsfunktion des Anhangs werden 
dem Jahresabschlussadressaten im Rahmen des Anhangs 
Informationen, die sich nicht auf die Bilanz oder Ergebnis-
rechnung beziehen, aber für die Beurteilung der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage unerlässlich sind, bereitgestellt.

Anlagenspiegel  Beim Anlagenspiegel handelt es sich um 
eine Übersicht über die Entwicklung der Vermögensgegen-
stände des Anlagevermögens innerhalb eines Geschäfts-
jahres.

Anlagevermögen  Zum Anlagevermögen gehören nach  
§   247  Abs. 2 HGB Vermögensgegenstände, die dazu be-
stimmt sind, dauernd dem Geschäfts- beziehungsweise 
Verwaltungsbetrieb zu dienen. Innerhalb des Anlagevermö-
gens werden die immateriellen Vermögensgegenstände, die 
Sachanlagen und die Finanzanlagen unterschieden. 

At cost  Finanzanlagen werden grundsätzlich zu Anschaf-
fungskosten (at cost) bilanziert. In den Konzernabschluss 
gehen Tochterorganisationen und Beteiligungen at cost ein, 
sofern eine Voll- beziehungsweise Equity-Konsolidierung auf-
grund des Grundsatzes der Wesentlichkeit nicht in Betracht 
kommt. In diesen Fällen werden lediglich die Buchwerte 
der Finanzanlagen (ohne Konsolidierung) in den Konzernab-
schluss übernommen.

Aufwendungen  Aufwendungen stellen den Verbrauch an 
Mitteln oder den in Geld bewerteten Ressourcenverbrauch 
(Werteverzehr) eines Geschäftsjahres dar.

Außerordentliches Ergebnis  Im Außerordentlichen 
Ergebnis werden sämtliche Erträge und Aufwendungen 
zusammengefasst, die außerhalb der gewöhnlichen Ver-
waltungstätigkeit anfallen und damit auf seltenen sowie 
ungewöhnlichen Vorfällen beruhen. Hierzu zählen zum Bei-
spiel Aufwendungen und Erträge, die im Zuge von Natur
katastrophen entstehen.

Bilanz  In der Bilanz werden das Vermögen (Aktiva) und 
das Kapital (Passiva) einander wertmäßig gegenüber
gestellt. Die linke Seite der Bilanz gibt somit Auskunft über 
die Verwendung der eingesetzten finanziellen Mittel. Die 
rechte Bilanzseite gibt durch den Ausweis des Fremdkapi-
tals und des Eigenkapitals Auskunft über die Mittelherkunft.

Derivate  Derivate sind Finanzinstrumente, deren Be- 
wertung sich aus dem Preis, den Preisschwankungen und 
-erwartungen eines zugrunde liegenden Basisinstruments 
(z. B. Aktien, Anleihen) ableitet. Zu den bekanntesten Deri-
vaten zählen Swaps, Optionen und Futures. Die FHH nutzt 
Derivate ausschließlich zur Steuerung vorhandener Zins
änderungsrisiken. Spekulationsgeschäfte sind grundsätz-
lich verboten. (Siehe auch Zinsswapgeschäfte.)

Diskontierung  Die Diskontierung (auch Abzinsung) ist eine 
Methode aus der Zinseszinsrechnung. Sie ermöglicht die 
Berechnung des Barwerts aus zeitlich späteren Zahlungen, 
indem diese Zahlungen auf einen Stichtag abgezinst werden.

Doppelte Buchführung (»Doppik«)  Bei der doppelten 
Buchführung erfolgt die Buchung auf mindestens zwei 
Konten. Sie bedient sich dabei der sogenannten Bestands-
konten (für die Erstellung einer Bilanz) und der Erfolgskonten 
(für die Erstellung einer Ergebnisrechnung). Für den Begriff 
der doppelten Buchführung hat sich auch das Kunstwort 
»Doppik« (= Doppelte Buchführung in Konten) etabliert.

Eigenkapital  Das Eigenkapital ist eine rechnerische Größe. 
In der Doppik wird darunter die Differenz zwischen dem 
Vermögen (Aktiva) einer Organisation und den Schulden 
(Verbindlichkeiten und Rückstellungen) sowie den Sonder-
posten verstanden. Jahresüberschüsse erhöhen, Jahresfehl
beträge mindern das Eigenkapital. Ist das bilanzielle Eigen-
kapital durch im abgelaufenen Geschäftsjahr oder in voran
gegangenen Jahren angesammelte Verluste aufgebraucht 
und ergibt sich ein Überschuss der Passiva über die Aktiva, 
so ist nach §  268 Abs. 3 HGB der Fehlbetrag als letzter Pos-
ten auf der Aktivseite gesondert unter der Bezeichnung 
»Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag« auszu-
weisen.
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Equity-Methode  Assoziierte Organisationen sind grund-
sätzlich im Wege der Equity-Konsolidierung in den Konzern-
abschluss einzubeziehen. Bei der Equity-Methode werden 
im Gegensatz zur Vollkonsolidierung nicht die Aktiva und 
Passiva der assoziierten Organisationen in den Konzernab-
schluss übernommen. Es wird vielmehr der Beteiligungs-
ansatz aus dem Einzelabschluss modifiziert. Zielsetzung 
der Equity Methode ist es, die Beteiligung im Konzernab-
schluss mit dem anteiligen Eigenkapital zu bewerten. 

Ergebnisrechnung  Die Ergebnisrechnung weist durch 
Gegenüberstellung der Aufwendungen und Erträge eines 
Geschäftsjahres das Jahresergebnis aus. Übersteigen die 
Erträge eines Geschäftsjahres die Aufwendungen, ent-
steht als Saldo ein Jahresüberschuss; anderenfalls wird ein 
Jahresfehlbetrag ausgewiesen. Die Ergebnisrechnung ent-
spricht der kaufmännischen Gewinn- und Verlustrechnung.

Erträge  Als Ertrag bezeichnet man den in Geld aus
gedrückten Wertezuwachs in einem Geschäftsjahr. 

Finanzanlagen  Als Finanzanlagen werden Finanzinves
titionen, das heißt Investitionen in Unternehmen bezie-
hungsweise Institutionen in der Rolle als Eigenkapital- (zum 
Beispiel durch den Erwerb von Anteilen) oder als Fremd
kapitalgeber (zum Beispiel durch die Gewährung von Dar
lehen), ausgewiesen, die dazu bestimmt sind, der Stadt 
dauerhaft zu dienen. Im Wesentlichen zählen das Beteili-
gungsvermögen der Stadt sowie Ausleihungen hierzu.

Finanzergebnis  Das Finanzergebnis umfasst diejenigen 
Aufwendungen und Erträge, die zwar auch zur laufenden 
Verwaltungstätigkeit gehören, aber Finanzierungs- oder 
Kapitalanlagegeschäfte betreffen. Hierunter fallen die 
Erträge beziehungsweise Aufwendungen aus Beteiligun-
gen oder die auf Schulden zu leistenden Zinsaufwendun-
gen der Stadt.

Finanzrechnung  Die Finanzrechnung beinhaltet alle Ein- 
und Auszahlungen einer Periode. Solange die Kameralistik 
in der Freien und Hansestadt Hamburg das führende System 
darstellt, erfolgt die Rechenschaftslegung über die Finanz-
ströme im Rahmen der kameralen Haushaltsrechnung.

Forderungen  Werden Waren oder Dienstleistungen 
gegen spätere Zahlung geliefert beziehungsweise erbracht 
(»auf Ziel«), so hat der Verkäufer eine Forderung (Anspruch 
auf Erfüllung) gegen den Käufer in Höhe des Rechnungs
betrags zum Fälligkeitsdatum.

Fremdkapital  Fremdkapital wird auf der Passivseite der 
Bilanz geführt. Es bezeichnet gegenwärtige und zukünftige 
Schulden (Verbindlichkeiten und Rückstellungen mit Ver-
bindlichkeitscharakter) gegenüber Dritten, die rechtlich ent-
standen oder wirtschaftlich verursacht sind. Fremdkapital 
stellt eine der Quellen der Mittelherkunft dar und gibt in 
Relation zum Eigenkapital den Anteil der Fremdfinanzierung 
des Vermögens an.

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (GoB)  Unter 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) ver-
steht man allgemein anerkannte Regeln über die Führung 
der Bücher sowie die Erstellung des Jahres- und Konzern-
abschlusses. Die GoB stellen zwingend zu beachtende 
Rechtssätze dar, die das Gesetz ergänzen und überall dort 
greifen, wo Regelungslücken auftreten beziehungsweise 
wo spezifische Vorschriften einer Auslegung bedürfen.

Haftungsverhältnisse  Haftungsverhältnisse sind alle  
Verbindlichkeiten aufgrund von Rechtsverhältnissen, aus 
denen die FHH nur unter bestimmten Umständen, mit 
deren Eintritt nicht zu rechnen ist, in Anspruch genommen 
werden kann. Sie werden ausschließlich im Anhang dar
gestellt. Für den Fall, dass mit einer Inanspruchnahme zu 
rechnen ist, ist eine Verbindlichkeit oder eine Rückstellung 
zu passivieren.

Handelsgesetzbuch (HGB)  Das Handelsgesetzbuch  
bildet den Kern des deutschen Handelsrechts. Es regelt die 
Rechtsverhältnisse der Kaufleute. 

Immaterielle Vermögensgegenstände  Immaterielle 
Vermögensgegenstände bezeichnen unkörperliche Gegen-
stände des Anlagevermögens. Sie können nur aktiviert 
werden, wenn sie entgeltlich erworben wurden. Beispiele 
sind Geleistete Investitionszuwendungen, Konzessionen 
und Lizenzen. 



Jahresabschluss Ein Jahresabschluss besteht aus einer 
Bilanz, einer Ergebnisrechnung und einem Anhang. Ein 
Lagebericht wird ergänzend zum Jahresabschluss erstellt. 
Durch die Ein führung der Doppik wird in Hamburg die 
kamerale Rechnungslegung (Haushaltsrechnung) durch 
einen doppischen Jahres abschluss erweitert.

Kameralistik Die Kameralistik ist die klassische Form 
der Buchführung im öffentlichen Sektor. Im Gegensatz zur 
Doppik betrachtet das kamerale Rechnungswesen ledig-
lich die realen Zahlungsströme, jedoch nicht Erträge und 
Aufwendungen sowie Veränderungen von Vermögens- 
oder Schuldposten.

Kernbilanzierungskreis (KBK) Der Kernbilanzierungs-
kreis ist der Bilanzierungskreis der Kernverwaltung. Neben 
Behörden und Ämtern werden ihm diejenigen Organisati-
onsbereiche zugeordnet, die zwar mit der FHH verbunden, 
aber wirtschaftlich unselbstständig sind oder kein eigen-
ständiges kaufmännisches Rechnungswesen führen oder 
keine selbstständig entscheidungsbefugte Leitung haben.

Konsolidierung Als Konsolidierung wird die Zusammen-
fassung von Einzelabschlüssen zum Konzernabschluss 
bezeichnet. Dies erfolgt im Rahmen einer Kapital-, Schul-
den- und Zwischenerfolgskonsolidierung. Auch sind in der 
Ergebnisrechnung konzerninterne Aufwendungen und 
Erträge sowie Umsätze zu bereinigen. 

Konsolidierungskreis Der Konsolidierungskreis be-
schreibt den Kranz der Organisationen, die in den Konzern-
abschluss der FHH mittels Voll- oder Equity-Konsolidierung 
einbezogen werden. 

Lagebericht Der Lagebericht hat die Aufgabe, den durch 
den Jahres abschluss vermittelten Einblick in die Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der FHH durch zusätzliche 
Angaben zu ergänzen. Er enthält zukunftsorientierte Infor-
mationen über die FHH und ihr Umfeld.

Minderheitenanteile Minderheitenanteile sind die An-
teile des Eigenkapitals, die weiteren Gesellschaftern einer 
vollkonsolidierten Tochter organisation der FHH zustehen. 
Minderheitenanteile werden im Zuge der Kapitalkonsoli-
dierung berechnet und auf separaten Posten im Konzern-
abschluss ausgewiesen.

Nachtragsbericht Der Nachtragsbericht ist Bestandteil 
des Lageberichts. In den Nachtragsbericht sind nach §  289 
Abs.  2 Nr. 1 HGB und §  315 Abs.  2 Nr. 1 HGB Informationen 
über Tatbestände von besonderer Bedeutung aufzuneh-
men, die dem Berichterstattenden zwischen Bilanzstichtag 
und Aufstellungsdatum bekannt geworden sind und die 
Einfluss auf die dargestellte wirtschaftliche Lage haben.

Prognosebericht Der Prognosebericht soll im Rahmen 
des Lageberichts einen Überblick über wesentliche, künftige 
Entwicklungen geben. Beispielsweise sind die Erwartun-
gen hinsichtlich der wirtschaftlichen Entwicklung dar zu -
legen. Im Gegensatz zu den übrigen Teilen des Lage berichts 
handelt es sich damit beim Prognosebericht um einen 
zukunftsbezogenen Bericht. Den Adressaten des Jahres-
abschlusses soll auf diesem Wege die Möglichkeit geboten 
werden, neben vergangenheitsorientierten auch zukunfts-
bezogene Informationen in die Bewertung der Lage des 
Berichterstattenden einfließen zu lassen.

Rechnungsabgrenzungsposten Rechnungsabgrenzungs-
posten dienen der periodengerechten Ergebnisermitt lung 
und stellen keine Vermögensgegenstände dar. Dabei wird 
zwischen aktiven und pas siven Rechnungsabgrenzungs-
posten unterschieden. Als aktive Rechnungsabgrenzungs-
posten werden Ausgaben vor dem Abschlussstichtag aus-
gewiesen, soweit sie  Aufwendungen für eine bestimmte 
Zeit nach diesem Tag darstellen. Analog dazu werden als 
passive Rechnungsabgrenzungsposten Einnahmen vor 
dem Abschlussstichtag bilanziert, soweit sie Erträge für 
eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen.
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Umlaufvermögen Zum Umlaufvermögen gehören die 
Vermögensgegenstände, die nicht dazu bestimmt sind, 
dauernd dem Geschäfts- oder Verwaltungsbetrieb zu die-
nen und keine Rechnungsabgrenzungsposten sind. Forde-
rungen, Kassenbestände oder Vorräte zählen beispielsweise 
zum Umlaufvermögen.

Verbindlichkeiten Eine Verbindlichkeit stellt eine Ver-
pflichtung zur Leistung dar. Sie steht am Bilanzstichtag 
ihrer Höhe und Fälligkeit nach fest.

Verwaltungsergebnis In das Verwaltungsergebnis gehen 
sämtliche Aufwendungen und Erträge ein, die in einem un-
mittelbaren Zusammenhang mit dem Leistungserstellungs-
prozess der Verwaltung stehen. Hierzu zählen zum Beispiel 
Erträge aus Steuern oder Personalaufwendungen.

Vollkonsolidierung Vollkonsolidierung bedeutet, dass 
eine Tochterorganisation grundsätzlich mit all ihren Aktiva 
und Passiva sowie Aufwendungen und Erträgen in den Kon-
zernabschluss einfließt, soweit diese nicht durch Konsoli-
dierungsmaßnahmen modifiziert oder eliminiert werden. 

Zinsswapgeschäfte Zinsswapgeschäfte werden zur Absi-
cherung gegen Zinsänderungsrisiken abgeschlossen und 
betreffen beidseitig noch nicht erfüllte Zinszahlungsver-
pflichtungen. Dabei vereinbaren zwei Vertragspartner, zu 
bestimmten zukünftigen Zeitpunkten Zinszahlungen auf 
festgelegte Nennbeträge auszutauschen.

Zwischenergebniseliminierung Die Zwischenergebnis-
eliminierung dient dazu, Gewinne und Verluste, die aus 
konzerninternen Lieferungen und Leistungen entstehen, 
zu eliminieren. Dabei werden die Vermögensgegenstände, 
die der Lieferung oder Leistung zugrunde liegen, neu be-
wertet. Sie werden mit den Konzernanschaffungs- bezie-
hungsweise -herstellungskosten angesetzt.

Risiko- und Chancenbericht Der Risiko- und Chancen-
bericht hat im Rahmen des Lageberichts die Aufgabe, 
Chancen und Risiken der voraussichtlichen Entwicklung 
des Konzerns FHH zu benennen. Hierzu zählen beispiels-
weise Chancen und Risiken aus konjunkturellen Entwick-
lungen. 

Rückstellungen Rückstellungen sind Passivposten, die 
solche finanziellen Verpflichtungen der Berichtsperiode als 
Aufwand zurechnen, die durch zukünftige Handlungen 
bedingt werden und deshalb bezüglich ihres Eintretens 
oder ihrer Höhe nicht völlig, aber dennoch ausreichend 
sicher sind. Beispiele sind Rückstellungen für Pensionen 
und ähnliche Verpflichtungen oder Rückstellungen für Pro-
zessrisiken und -kosten.

Sonderposten Sonderposten werden als Gegenposition 
für aktivierte Vermögensgegenstände eingestellt, die aus 
Zuwendungs beträgen von anderen öffentlichen Gebiets-
körperschaften oder privaten Dritten finanziert wurden. Sie 
werden auf der Passivseite der Bilanz ausgewiesen.

Sonstige finanzielle Verpflichtungen Sonstige finanzi-
elle Verpflichtungen bezeichnen künftige Zahlungsverpflich-
tungen (unter anderem aus Dauerschuldverhältnissen), 
denen sich die FHH nicht entziehen kann. Sie werden, 
sofern eine Passivierung als Verbindlichkeit oder Rückstel-
lung nicht geboten ist, im Anhang ausgewiesen.

Teilkonzernabschluss In einem mehrstufigen Konzern 
sind Tochterorganisa tionen, die gleichzeitig im Verhältnis zu 
nachgeordneten Organi sationen Mutterorganisationen dar-
stellen, für die ihnen nachgeordneten Teile grundsätzlich 
verpflichtet, einen Teilkonzern abschluss aufzustellen, 
sofern kein befreiender Konzernabschluss nach §   291 HGB 
vorliegt. 

Transferleistungen Eine Transferleistung ist eine Geld- 
oder Sachleistung, die eine Person erhält, ohne dafür eine 
direkte Gegenleistung erbringen zu müssen. Der Begriff 
wird vor allem auf staatlich organisierte oder gesetzliche 
Leistungen angewandt. Zu den staatlichen Transferleis-
tungen in Deutschland zählen unter anderem Arbeitslosen-
geld II, Sozialhilfe, BAföG, Elterngeld und Kindergeld.
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